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HEIMKT-
KUNDIICHE 
jtEITRAGS, 

DAS GESETZ WILL DENEN, DIE OHREN IN DEN SEELEN HABEN, 

LAUT VERKÜNDEN, DASS MAN EINEM, 

DER EINEM ANDEREN VOLKE ANGEHÖRT, KEIN UNRECHT ZUFÜGEN DÜRFE, 

WENN MAN IHM NICHTS ANDERES VORZUWERFEN HABE, 

ALS SEINE FREMDE ABSTAMMUNG, WAS DOCH KEINE SCHULD IST. 

Aus De virtutibus 
(de caritate)147. 
Jüdischer Philosoph Plzilo, 
um 20 v. u. Z. - 54 n. u. Z. 



Vor 55 Jahren, in der Nacht vom 9. zum 10. November 1938, brannte die Eberswalder Synagoge ab. 
Ursachen und Gründe für die sog. „ Reichskristallnacht" in Deutschland sind heute bekannt. Wie 
verlief jedoch dieses Pogrom in Eberswalde, wer waren die Brandstifter der hiesigen Synagoge, 
welches Schicksal widerfuhr vormals angesehenen jüdischen Bürgern unserer Stadt? 

Solche Fragen stellen zunehmend vor allem jüngere Menschen angesichts von Ereignissen unserer 
Tage, die erschreckende Parallelen zu negativen Entwicklungstendenzen der Vergangenheit ziehen 
lassen. Sie machen es dringend erforderlich, auch historische Hintergründe für den Umgang und 
das Zusammenleben mit andersdenkenden Mitbürgern zu erforschen und zu popularisieren. Vie-
len engagierten Heimatforschern ist dies ein persönliches Anliegen, solche Einrichtungen wie Mu-
seen sollten es als ihre Pflicht ansehen. 

Ludwig Arendt hat sein persönliches Engagement deutlich dargelegt. Sein jahrzehntelanges ehren-
amtliches Wirken auf dem Gebiet der Heimatgeschichte, speziell der Eberswalder Stadtgeschichte, 
und seine Arbeit als Stadtchronist von 1984-1990, waren für ihn eine gute Ausgangsposition. Die 
nun vorliegenden umfangreichen Materialien zur Geschichte der Eberswalder Synagogen=Gemeinde 
sind das Ergebnis vieler Jahre intensiver Forschungsarbeit. In einigen Kapiteln blieben noch Fragen 
offen, dies betrifft vor allem die letzten Jahre der Synagogen=Gemeinde. Auch für die Darlegungen 
über die älteste Ansiedlung von Juden in unserer Stadt standen wegen fehlender authentischer 
Quellen nur die oft etwas widersprüchlichen Aussagen der Chronisten des 19. Jahrhunderts zur 
Verfügung. Interessant könnte ebenso die Klärung der Fragestellung um die 3 Judenfiguren sein, 
die das älteste Kunstdenkmal unserer Stadt, die Bronzetaufe in der Maria-Magdalenen-Kirche aus 
der Zeit um 1300, tragen. 

Die Forschungsergebnisse zur Eberswalder Synagogen=Gemeinde von Ludwig Arend t werden in 
zweifacher Form vorgestellt. 
Die Sonderausstellung „Schicksale jüdischer Bürger aus Eberswalde" soll Einblick geben in das Leben 
und Wirken jüdischer Bürger in unserer Stadt und Kenntnisse über ihre religiöse Gemeinschaft ver-
mitteln. Unausbleiblich ist die Darstellung der furchtbaren Ereignisse nach 1933, die diese Menschen 
ganz persönlich betroffen haben. 

Das Begleitheft zur Ausstellung stellt sich der schwierigen Aufgabe eines Gesamtüberblicks zur Ge-
schichte der jüdischen Gemeinde in Eberswalde. Es ist gleichzeitig das 2. Heft der „Heimatkundli-
chen Beiträge" des Eberswalder Museums. 

Hier sei allen unser Dank gesagt für ihre Unterstützung beider Vorhaben. 

I. Fischer 
Museumsleiterin 
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EINLEITUNG 

Irene Goodman, die heute in Australien lebende Tochter des Eberswalder jüdischen Kaufmanns Louis 
Feintuch schrieb mir am 16. Januar 1989: „. . . warum hat es 50 Jahre gedauert, bis all das Unheil zur 
Sprache kommt? Auf der anderen Seite soll nach einem halben Jahrhundert alles nochmals aufgerührt wer-
den? Ich denke, daß die meisten Leute, die das Unheil angerichtet haben, tot sind und die nächste Generation 

muß es von ihren Eltern und der Schule gehört haben." 
Das Unheil — die Vernichtung der Eberswalder Synagogen=Gemeinde—, von dem Irene Goodman 

schrieb, ist in seinem Ausmaß kaum bekannt. 
Viele kennen zwar die Gedenktafel in der Goethestraße, die mahnend an die Zerstörung der dorti-
gen Synagoge in der Nacht vom 9. zum 10. November 1938 erinnert, auch über den jüdischen Fried-

hof in der Oderberger Straße wurde in den letzten Jahren oft berichtet, aber nur wenige kennen das 
Restareal des neuen jüdischen Friedhofes in der Freienwalder Straße. 
Eine Gesamtdarstellung der bewegten und schicksalhaften Geschichte der jüdischen Gemeinde un-
serer Heimatstadt gab es bisher nicht, obwohl viele ihrer Mitglieder mit Verdiensten auf den Gebie-
ten der Kultur, Medizin, Wirtschaft und des Rechts das Ansehen unserer Stadt gefördert haben. Hier 
möchte ich nur den Sanitätsrat Dr. Wolf Pauly, von 1876-1892 Chefarzt des städtischen Kranken-
hauses, den Geheimen Justizrat Martin Hirschberg, von 1901-1924 Amtsgerichtsrat am hiesigenAmts-
gericht und den von 1908-1932 als Stadtverordneter tätigen Justizrat Ludwig Sandberg nennen. 

Die Veröffentlichung eines 1928 im Verein für jüdische Geschichte und Literatur zu Eberswalde ge-
haltenen Vortrages des Kreishistorikers Rudolf Schmidt mit dem Titel „Zur Geschichte unserer hei-
mischen jüdischen Gemeinden" brachte bereits eine umfassendere Abhandlung auch zur Eberswal-
der jüdischen Gemeinde. 1941 erschien der 2. Band von R. Schmidts „Chronik der Stadt Eberswalde", 
in dem er, soweit es die damaligen Verordnungen erlaubten, einen kurzen geschichtlichen Abriß 
von den Anfängen der jüdischen Gemeinde bis zur Neufassung ihres Statutes 1856 gab. Seine Ab-
handlungen stützten sich auf die Aussagen der Chronisten Beling (1769), v.d. Hagen (1785), Fisch-
bach (1786) und Bellermann (1829). Vor allem aber nutzte er die Akten des Historischen Archivs der 
Stadt und sicher auch das bis 1938 bestehende Synagogen-Archiv. 
Ich habe die letzten 25 Jahre der jüdischen Gemeinde bis zu ihrer brutalen Vernichtung in unserer 
Stadt erlebt. Schon 1950 begann ich — zunächst sporadisch — mit der Sammlung von Dokumenten 
und Berichten über jüdische Bürger. Besonders betroffen machte mich das tragische Schicksal der 
Eberswalder Kaufmannsfamilie Salomon Goldschmidt, die ich sehr gut kannte. Später erfuhr ich 
von dem Leidensweg des Ehepaars Eugen und Margot Epstein aus Lichterfelde, der mich 1954 erst-

malig zu einem Zeitungsartikel bewog. 
1988 waren meine Arbeitsergebnisse Grundlage der Ausstellung „Weil sie Juden waren", die anläß-
lich des Gedenkens an die Pogromnacht vor 50 Jahren in der St. Georgs-Kapelle gezeigt wurde. 
Nach der Ausstellung gaben mir Bürger weitere Materialien und Hinweise, die mich veranlaßten, 
intensiver weiterzuforschen. Mit dem Umzug des Kreisarchivs in neue Räumlichkeiten wurden ab 
April 1989 auch wieder die Bestände des Historischen Archivs der Stadt für Nutzer zugänglich. Sie 
enthielten für meine Forschungsarbeit wichtige Akten zur jüdischen Gemeinde, die Rudolf Schmidt 

wohlbehütet über die Nazi-Zeit gerettet hatte. 

Mit der vorliegenden Arbeit möchte ich der zum Teil noch bestehenden Unwissenheit über die Aus-
rottung einer ganzen Bevölkerungsgruppe in unserer Stadt begegnen. Dabei ist die Geschichte der 
Eberswalder jüdischen Gemeinde als Teil der Gesamtdeutschen Geschichte zu betrachten. Hier war 
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sie stets von Tragik geprägt. Schon seit dem Mittelalter wurde die Schuldfrage bei Krankheiten und 

Seuchen, bei Kriegen und ihren Folgen sowie bei sozialen Problemen bewußt gesteuert und dem-
agogisch gegen die Juden genutzt. In der Zeit des Nationalsozialismus führte sie zum Holocaust. 

Die vorliegende Geschichte der Eberswalder Synagogen=Gemeinde ist ein Versuch, aus den ver-
schiedensten mir zugänglichen Materialien ein möglichst verständliches und objektives Bild vom 

Leben der Gemeinde zu vermitteln. Die Veröffentlichung will Kenntnisse über das durch zusätzli-
che Gesetze und Verordnungen oft eingeengte Leben, aber doch im friedlichen Zusammenleben mit 
allen Bürgern der Stadt auch segensreiche Wirken der jüdischen Gemeinde bis zum Ende des 19. 
Jahrhunderts berichten, über ihre Emanzipation durch die Reichsgesetze von 1871 und dann über 
ihr grundloses Leiden im Nationalsozialismus, das in Vernichtung gipfelte. Sie will Verständnis und 
Toleranz für unser heutiges friedliches Zusammenleben mit Menschen anderen Glaubens, aber auch 
anderer Hautfarbe und Nationalität erwirken. 

Ohne uneigennützige Helfer aus der Stadt und dem Ausland wären einige auftretende Probleme 

ungelöst geblieben, ihnen allen sei gedankt. Stellvertretend für viele möchte ich Frau Ilse Kokert 
und Familie Schubert aus Eberswalde, Frau Margot Behrend aus Lichterfelde, Frau Erika Höflich 

aus Berlin sowie Frau Betty Neuhaus (Tochter des letzten Predigers der Gemeinde) aus New York 
für ihre wertvolle Hilfe danken. Zur Auswertung bisher unbekannter Quellen verhalf mir dankens-
werterweise Herr Generalsuperintendent i. R. Erich Schuppan. Frau Erika Honeck danke ich für 
die Geduld und Ausdauer bei der hilfreichen Durchsicht unzähliger Zeitungsbände und Akten. 
Einer mir in kurzer Zeit besonders sympathisch gewordenen Helferin kann ich meinen Dank nicht 
mehr aussprechen, der Tod nahm ihr am 20. Februar 1991 die Feder aus der Hand. Es war die ehr-
würdige Frau Dr. Puah Menczel aus Jerusalem. Sie schenkte mir, kurz vor ihrem Tod, das von ihr 
herausgegebene Buch „Leben und Wirken" mit dem Kapitel 
„In Memorta Emma und Salomon Goldschmidt". 
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WAS ERINNERT UNS HEUTE AN DIE EBERSWALDER 
SYNAGOGEN=GEMEINDE? 

Es ist erstaunlich, daß der älteste jüdische Friedhof in Eberswalde an der Oderberger Straße beina-
he unversehrt die Zeit des Nationalsozialismus, in der fast alle Zeugen der jüdischen Kulturgeschichte 
vernichtet wurden, überstanden hat. Dieser alte jüdische Friedhof ist wohl einer der schönsten in 
der Mark Brandenburg. Er ist nicht nur eine Stätte der Trauer, sondern auch gleichzeitig eine Stätte 
der Mahnung, Besinnung und Hoffnung. 
Der im Volksmund gebräuchliche Name „Judengehege" hat wohl seinen Ursprung in der Tatsache, 
daß die hiesigen Juden beim Abschluß des Kaufvertrages 1751 mit dem Magistrat der Stadt Ebers-
walde verpflichtet wurden, den erworbenen Begräbnisplatz mit einem Holzzaun „einzuhegen". 
Auf der 1848 von F. W. Schmidt vermessenen „ Wirtschaftskarte der Stadtforst Neustadt Ebers-
walde" wird Jagen 51 „Das Judengehäge" genannt. In seinem südlichsten Bereich ist der Juden-
friedhof eingezeichnet. 

Während des 2. Weltkrieges und in der Nachkriegszeit kam es nicht nur zum Verfall des teilweise 
unter dichtem Efeubewuchs verborgenen wertvollen Bestandes an unersetzlichen Grabsteinen, sondern 
auch zu mutwilligen Zerstörungen und Diebstählen. Einige ältere Steine stehen jedoch noch an ihrem 
Platz, nur die Witterungseinflüsse haben ihre Spuren hinterlassen. Der älteste Leichenstein datiert aus 
dem Jahre 1784. 
Seit 1985/86 gab es Bemühungen, den Friedhof zu einer Grünfläche mit Gedenktafel umzugestal-
ten, angeregt durch Helmuth Anis, Präsident des Verbandes der jüdischen Gemeinden in der DDR. 
Im Oktober 1987 begannen Eckehart Ruthenberg (Berlin) und Kai-Uwe Schulenburg (Eberswalde) 
mit der Kartierung des Friedhofsareals und einem Verzeichnis der vorhandenen Grabsteine. Diese 
private Initiative bildete eine wichtige Grundlage für die folgenden Aufräumungs- und Instandset-
zungsarbeiten. Auf ihr Drängen wurde auch die Absicherung des Geländes durch das Setzen eines 
Maschendrahtzaunes an Stelle eingefallener Mauerteile sowie eines Tores vorgenommen. 
Zur Ausstellungseröffnung „Weil sie Juden waren" am 2. Juni 1988 in der Kleinen Konzerthalle wurde 
ein Flugblatt (Innerkirchliche Information Superintendentur Eberswalde 50/88) verteilt, das in ein-
dringlicher Weise auf den „beschämenden und erschütternden Zustand" der Eberswalder jüdischen 
Friedhöfe aufmerksam machte und zu freiwilligen Arbeitseinsätzen aufrief. Es bewirkte einige Ein-
sätze mit Aufräumungsarbeiten der Jungen Gemeinde und von Schülern der Erweiterten Oberschule. 
Nach Filmaufnahmen des ARD-Studios in der DDR im Juni 1988 an der hinter einem Stacheldraht 
angebrachten Gedenktafel für die Synagoge in der Goethestraße wurden die Aktivitäten der Ver-
antwortlichen erneut angeregt. 
Gleich nach der Wende begann die Stadtverwaltung über Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen mit um-
fangreichen Arbeiten auf dem Friedhof an der Oderberger Straße. Dabei dienten die Untersuchungs-
ergebnisse von E. Ruthenberg und K.-U. Schulenburg als Grundlage. Am 15. 07. 91 begann der Bau 
einer massiven Ummauerung mit Klinkern aus Buchwäldchen b. Calau. Die Maurer Joachim Rei-
chert und Uwe Schröter vollbrachten hier eine Meisterleistung, denn sie rekonstruierten die Mauer 
ohne zeichnerische Vorlagen als Verblendmauerwerk. 
In der Zeit vom 22. 07. 91 bis zum 02. 08. 91 fand ein Einsatz der „Aktion Sühnezeichen" mit 
Studenten und Schülern aus Polen, Ungarn und Deutschland statt. Sie führten vor allem Beräu-
mungsarbeiten als Voraussetzung für weitere Rekonstruktionsarbeiten innerhalb des Friedhofs-
geländes durch. Drei Eberswalder Steinmetze, Ottmar Eilitz, Willi Hartwig und Wolfgang Thie-
me, haben einige Grabsteine aufgerichtet, wofür die Denkmalpflege finanzielle Mittel 
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Friedhof an der 
Oderberger Straße 
im September 1988 

F: Rinnhofer 

bereitstellte. Auch für die nächste Zeit bleibt das Aufstellen und die Rekonstruktion von zer-
störten Grabsteinen die wichtigste denkmalpflegerische Maßnahme. Es wird aber noch Jahre 
dauern, bis diese Arbeiten vollendet sind. 
Ebenso wie der alte, im Norden gelegene, jüdische Friedhof wurde die neue jüdische Begräbnisstät-
te östlich der Stadt zunächst weit außerhalb angelegt. Doch auch hier dehnte sich die Stadt schnell 
aus, besonders durch den Kasernen- und Wohnungsbau in der Freienwalder Straße. Pappeln und 
Linden wurden zur Abgrenzung gepflanzt. Hinweise auf die einstige Größe der Fläche gibt es heu-
te kaum noch.Um 1954 führte man einige Erhaltungsarbeiten an dem Friedhof aus und verbliebene 
Steine wurden aufgerichtet. Mehrmals stürzten jedoch Friedhofsschänder diese wieder um, da das 
Gelände nicht umfriedet war. Später wurden die Grabsteine an eisernen Bändern befestigt. Die noch 
verbliebenen 53 Grabsteine wurden im Winkel an der östlichen und südlichen Seite des Friedhofes 
angeordnet. Allmählich verwilderte und verwahrloste dieses Stückchen Erde. Daß es nicht ganz in 
Vergessenheit geriet, merkte man daran, daß ein Stein vom Moos befreit oder ein Kieselstein auf 
diesem oder jenem Grabstein zum Gedenken von einem Freund oder Nachkommen niedergelegt 
worden war. 

Seit 1988 wurde auch auf den verwahrlosten Zustand dieses jüdischen Friedhofes aufmerksam ge-
macht. So bemerkte Herr Dr. H.J. Preuß aus Berlin in einem Brief vom 18. 06. 89 an den Bürgermei-
ster, daß er den „. . . Friedhof an der Oderberger Straße, nicht aber den an der Freienwalder Straße, am 
hinteren ‚wilden' Eingang zum Waldfriedhof, genannt finde. . . . Offenbar ist an der Stelle, an der die Kapelle 
stand, eine Rasenfläche angelegt worden, die jetzt aber völlig verwildert ist. Sollte die Stadt Eberswalde es 

wirklich nicht fertigbringen, die Stätte in Ordnung zu halten. . 
Nach der Wende ermöglichten Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen auch auf dem Restareal des neuen 
jüdischen Friedhofes Aufräumungsarbeiten. Der über Jahre entstandene Wildwuchs wurde besei-
tigt, die vorhandenen, noch erkennbaren Wege gereinigt und die meterhohen Brennesseln 

bekämpft.Einen Wegweiser zu diesem Friedhof sucht der Besucher jedoch unter dem Schilderwald 
an der Ecke Freienwalder Straße vergeblich. Hinter dem verschlossenen Eingang ist auf einem Fels-
stein lediglich die Aufschrift „Restareal des ehemaligen jüdischen Friedhofes" zu lesen. 
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Die beiden Eberswalder jüdischen Friedhöfe stehen heute als sichtbare Zeugen jüdischer Kulturge-
schichte in unserer Stadt unter Denkmalschutz. Ihnen sollten wir unsere ganze Sorgfalt und Pflege 

widmen. 
Zur Ehrung der verdienstvollen jüdischen Bürger Ludwig Sandberg und Salomon Goldschmidt sind 
Straßen in unserer Stadt benannt worden. 
Eine Gedenktafel in der heutigen Goethestraße gemahnt an das tragische Schicksal der einstmals 
zu den prächtigsten Bauwerken der Stadt gehörenden Neuen Synagoge. Aus einem Grabstein des 
alten Friedhofes geschnitten, wurde die Gedenktafel am 9. November 1966 am südlichen Grenzbe-
reich der Synagoge in der Goethestraße hinter einem Zaun an der Wand eines Feuerwehrgebäudes 
angebracht. 1988 erhielt sie einige Meter nördlich an der Goethestraße für alle sichtbar einen würdi-

geren Platz. 
Durch die bewußt barbarische Brandschatzung in der Nacht vorn 9. zum 10. November 1938, der 

Pogromnacht, ist unsere Stadt um ein wertvolles Kleinod ihrer Kulturbauten ärmer geworden. 

Zwischen dieser ereignisreichen Nacht und heute liegt über ein halbes Jahrhundert. Die Mehrheit 
der Zeitzeugen ist wohl nicht mehr am Leben, die wenigen Lebenden erinnern sich oft recht ungern 
und ungenau. Es ist schwer, Licht in das Dunkel dieser Novembernacht des Jahres 1938 zu bringen. 
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AUS DEM LEBEN DER EBERSWALDER SYNAGOGEN=GEMEINDE 

Die Ansiedlung der Juden bis zu ihrer Vertreibung aus der 
Mark Brandenburg im 16. Jahrhundert 

Über die ersten Ansiedlungen von Juden gibt es nur wenig eindeutige Hinweise. Jedoch lassen sol-
che Quellen wie der Bericht des jüdischen Kaufmanns Ibrahim ibn Jaquub aus dem 10. Jahrhundert 
über seine Reise durch die slawischen Länder den Schluß zu, daß an der deutschen Stadtwerdung 
im 12./13. Jahrhundert in den westslawischen Gebieten auch Juden beteiligt waren. Nicht zuletzt 
sind die „Jüdenstraßen" in vielen märkischen Städten ein Hinweis auf ihre sicherlich zeitige Ansäs-
sigkeit. 

Das älteste Eberswalder Stadtbuch, das von allen bekannten Stadtchronisten zitiert wurde, heute 
aber leider nicht mehr auffindbar ist, berichtet, daß es 1400 „schlachtende luden, die Pfänder halten 
durften" in der Stadt gab. Der Hinweis auf eine Jüdenstraße ist die Anerkennung des Rates 1407, 
daß das Haus bei den Steinen in der „Jodenstraße" (Jüdenstraße) Hans Blumenthal gehöre. Obwohl 
bereits 1439 ein Jude das Bürgerrecht in Eberswalde erhalten haben soll, wie der Chronist Fischbach 
1786 berichtete, waren die Juden hier wie überall nicht gleichberechtigt. 

Ausgangspunkt dafür bildeten bereits die Verfolgungswellen im frühen Mittelalter, nach dem er-
sten Kreuzzug 1096, denen die meisten jüdischen Gemeinden im deutschen Reich zum Opfer fielen. 
Eine zweite große Verfolgungswelle setzte zwischen 1347-1350 ein, bei der die Juden für die gras-
sierende Pest verantwortlich gemacht, aber auch Opfer innerpolitischer Krisen wurden. 

In der Folgezeit zwang man die zumeist wohlhabenden jüdischen Kaufleute und Handwerker zu 
Kleinhandel und „Wucher" bzw. „Pfänderverleih" (Geldverleih mit Zinsen). Der Ausschluß aus den 
Zünften erlaubte ihnen keine gewerbliche Tätigkeit, eine Ausnahme bildete der Fleischverkauf. Auf 
Grund ihrer strengen Speisevorschriften wurde ihnen gestattet, für ihren eigenen Bedarf zu schlach-
ten, in Eberswalde am Donnerstag und Sonntag. Die Teile der geschlachteten Tiere, deren Verzehr 
ihnen verboten war, die nicht koscheren Hinterteile, durften sie an die nichtjüdische Bevölkerung 
verkaufen. 

Der bereits erwähnten allgemeinen Verleumdung und Verfolgung der Juden im 13./14. Jahrhun-
dert folgten im 16. Jahrhundert in der Mark Brandenburg zwei Ereignisse, die die Geschichte der 
Juden hier für fast 100 Jahre unterbrach.Am 6. Februar 1510 wurden aus der Kirche des havelländi-
schen Ortes Knobloch eine vergoldete Monstranz und zwei geweihte Hostien gestohlen. Der Täter 

war der Kesselschmied Paul Fromm aus Bernau, der danach einige Juden des Verbrechens der Ho-
stienschändung beschuldigte. Das Ausmaß der Beschuldigungen wuchs, die des Ritualmordes ka-
men hinzu. Schließlich standen 51 Juden der Mark vor Gericht. 39 von ihnen wurden am 19. Juli 
1510 auf dem Neuen Markt vor der Marienkirche in Berlin verbrannt, zwei weitere am Tag darauf 
durch das Schwert hingerichtet. Alle übrigen Juden verwies danach der Landesherr aus der Mark 
Brandenburg, sicherlich auch aus Eberswalde. 

Die Unschuld der Hingerichteten hat sich 30 Jahre später herausgestellt. Auf dem Fürstentag 1539 

wies der Jude Josel von Rosheim, der bereits erfolgreich für die Rechte der Juden eintrat, nach, daß 
die Juden unschuldig gewesen waren. 

Mit diesen Ereignissen ist wohl eine heute nur Wenigen bekannte Sage aus unserer Heimat verknüpft. 
In der abfallenden Hohlsenke, die sich zwischen der Saarstraße und dem Schellengrund einstmals 
befand, jetzt aber mit Müll und Boden aufgefüllt ist, lag still und abseits allen Verkehrs ein Wässer-
lein. Auf den alten Flurkarten von 1658 wurde es das „Göhdenbadt" genannt, was soviel wie „Ju-
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denbad" bedeutet. Dieser Teich war wohl die Stelle, wo 1510 Eberswalder Juden ertränkt wurden. 
Noch heute soll es auf diesem Landstück spuken. 
Könnte auch die Bodenerhebung bei Spechthausen im Jagen 138 der Forst Eberswalde mit der Be-
zeichnung „Judentempel" mit diesen oder den folgenden unrühmlichen historischen Ereignissen 

in Verbindung gebracht werden? 
Kurfürst Joachim II. ( 1535-1571) nahm wieder Juden in der Mark auf. Als er 1571 starb, machte sein 
Sohn und Nachfolger Johann Georg dem „Hofjuden" Lippold den Prozeß. Der Münzmeister und 

Leibarzt habe dem Kurfürsten ein Glas Wein gereicht, das vergiftet gewesen sei. Mit der ganzen 
Grausamkeit der damaligen Strafverfahren wurde Lippold auf der Folter ein unsinniges Geständ-
nis abgerungen, was mit dessen Hinrichtung am 28. Januar 1573 endete. 
Wiederum folgte die Ausweisung der Juden aus der Mark Brandenburg, die mit schrecklichen Ver-
folgungen und Quälereien einherging. 

Die Entstehung einer jüdischen Gemeinde in Neustadt-Eberswalde nach 
dem Kurfürstlichen Edikt von 1671 

Der 30jährige Krieg hatte die Mark Brandenburg verwüstet. Eine der wichtigsten Maßnahmen Fried-
rich Wilhelms, des Großen Kurfürsten, war die Förderung der Einwanderung, meistens von Glau-
bensflüchtigen. Auch in Neustadt-Eberswalde dauerte es Jahrzehnte bis die Folgen des Krieges be-
seitigt waren. Erst 1722 hatte die Stadt wieder 1205 Einwohner, so viel wie vor dem Krieg. Dazu 
trug vor allem die Aufnahme von Hugenotten 1685 und von Schweizer Calvinisten 1691-97 bei. 
Das Kurfürstliche Edikt vom 21. Mai 1671 erlaubte auch den Juden, sich an allen Orten Branden-
burgs anzusiedeln. R. Schmidt faßte in seiner Schrift „Zur Geschichte der heimischen jüdischen Ge-
meinden" die wichtigsten Punkte des Ediktes zusammen: 
„Miete und Kauf von Häusern, letzterer jedoch nur auf Widerruf, wird ihnen erlaubt. Der Handel mit Waren 
und Kleidern, mit Wolle sowie Spezereien in offenen Läden und auf Jahrmärkten wird ihnen nachgegeben, 
nur sie sollten keine verbotene Kaufmannschaft und keinen Wucher treiben, keine guten Münzen aus-, und 
schlechte ins Land einführen, auch gestohlenes Gut nicht an sich bringen. Sie sollten neben den für alle Un-
tertanen geltenden Lasten, den Zoll- und Akzisabgaben für jede Familie, 8 Taler Schutzgeld jährlich, und für 
jede Heirat einen Goldgulden erlegen. Ihr Gerichtsstand war in Zivilsachen der Ortsbürgermeister, in Krimi-
nalsachen der Kurfürst. Zur Ausübung ihrer Kultusbräuche sollten sie in einem Privathause zusammen kom-
men dürfen, eine Synagoge wurde nicht erlaubt und vor Schmähung der Christen wurde ausdrücklich ge-
warnt. In ihren Häusern durften sie nach ihren Vorschriften schlachten und das nicht gebrauchte Fleisch 
auch an Christen verkaufen. Ihre Kinder sollen von eigenen Schulmeistern unterrichtet werden." 
25 Jahre nach dem Kurfürstlichen Edikt „Ao. 1696 erhielt die erste Juden-Familie wieder Erlaubnis, sich 
daselbst (Eberswalde) niederzulassen" (Fischbach). Die erste nachweisbare Nachricht, von der R. Schmidt 
in Bd. 2 seiner „Chronik der Stadt Eberswalde" berichtet, ist der Antrag vom 13. Februar 1736 des 
Samuel Marcus für seinen und seiner Frau Charlotte Levi Sohn Hirsch Marcus auf eine Konzession 
als Totengräber. Zur Beantragung des Schutzbriefes höheren Ortes bestätigte ihm der Magistrat, daß 
der erste Ehemann der Charlotte Levi Jacob Joseph „. . . der erste Jude gewesen, so sich hier auf 
allergnädigste Concession niedergelassen, welcher aber eine Meile Weges von hier in der Gersdorfschen 
Heide erschlagen worden. Auf sothanem Privileg hatte er bis 1721 gesessen. Den Schutzbrief hat nachher 
sein Schwagersohn Salomon Jacob erhalten und dieser ist vom 11. Juli 1721 ab gegen jährliche Erlegung von 
4 Taler Schutzgeld geduldet worden.— Aus der Ehe Jacob Josephs sind zwei Töchter vorhanden, namens Esther 
Joseph, so an Simon Kalmann verheiratet, und Rahel Joseph, so an Caspar Jonas alhier verheiratet (Schutz-
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KrA: Akte 308, BI. 2 

brief vom 23. Oktober 1727).— Es hat aber Samuel Marcus mit vorgedachter Ch. Levi drei Kinder gehabt als 
Rebeca, x mit dem Schutzjuden Elias Salomon in Angermünde, Joseph Samuel und Marcus Samuel. Sonsten 
sind alhier keine besonderen Judenbedienten, außer dem Schulmeister oder sogen. Koller und ein Pferdeknecht „. 

Weiter führte R. Schmidt aus: 
„Unterm 12. September 1741 schreibt der nomin. Rabbi und Landesälteste Bendix Fürst (Berlin) an den 
Magistrat, daß er den Eberswalder Juden wegen der jüdischen Ceremonien eine neue Ordnung gemacht und 
empfiehlt diese dem überwachenden Schutz des Magistrats. Er bittet letzteren, denen sämtlichen dort woh-
nenden Juden bei 20 Rtlr. Strafe andeuten zu lassen, daß sie sich der gemachten jüdischen Ordnung unter-
werfen sollen'. Wir hören ferner, daß in ,Solomon seinem Hause' eine jüdische Schule eingerichtet sei und 
daß sich die Gemeinde wegen eines Gottesackers mit dem Magistrat ins Benehmen setzen solle." 

Im heutigen Kreisarchiv geben Akten seit 1751 Auskunft über die damals noch kleine jüdische Ge-
meinde, sie sind benannt: Judenbezirke, Judenangelegenheiten, Judentabellen, Familienlisten u. a. 
Lt. „Juden-Tabelle von der Stadt Neustadt-Eberswalde anno 1753" (Akte 239, Bi. 44-47) lebten hier 
folgende „Ordentliche Schutzjuden": 

A.Ordinarii 
1/. Isaac Lemmel, 35 Jahre alt und seine Frau Sophia haben keine Kinder, 1 Magd, er handelt mit 

„allerley Waaren" und hat ein eigenes Haus, er gibt jährl. 30 Reichstaler Schutzgeld; 
Caspar Jonas, ein Witwer von 48 Jahren mit 4 Kindern, handelt mit „Crahm-Waren" und hat 
ein eigenes Haus, gibt jährl. 19 Reichstaler Schutzgeld; 
Elckan Salomon von 40 Jahren mit 3 Kindern, seiner Frau Bruder als Knecht, handelt mit Trö-
del-Waren und wohnt zur Miete, zahlt 4 Reichstaler Schutzgeld; 
Levin Mendell von 35 Jahren mit 2 Kindern, „seine Schwester aus Mehseritz in Fohlen statt 

2/. 

3/. 

4/. 
einer Magd", handelt mit Kram-Waren und wohnt zur Miete, zahlt jährl. 8 Reichstaler Schutz-
geld; 

B. Extraordinarii 
1/. Biene Siemon, Salomon Jacobs Witwe von 28 Jahren mit 1 Kind, „des verstorbenen Mannes 

Schutzbrief ist abhanden gekommen", 1 Knecht, handelt mit Trödel-Waren und wohnt zur 
Miete, zahlt kein Schutzgeld; 

C. Publique Bediente 
1/, Totengräber Hirsch Samuel, 32 Jahre alt, hat keine Kinder, 1 Knecht, 1 Magd, handelt mit Pfer-

den und hat ein eigenes Haus, zahlt 14 Reichstaler Schutzgeld; 
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2/. Cantor Mosis Ascher, 32 Jahre alt mit 5 Kindern, handelt mit Pferden und hat ein eigenes Haus, 
zahlt 2 Reichstaler und 12 Groschen Schutzgeld; 
Schulmeister Aron David, ohne Familie, „ Ist Schulmeister und logiret Reihe herum. Der vori-3/. 
ge Schulmeister Barrach Jacob, welcher 3. Jahr hier gewesen, hat nach Inhalt des Juden Privi-
lege §3. fort gemußt." 

Diese Listen mußten nach dem Generalprivileg für die Juden vom 17. April 1750, welches das 
vom 29. September 1730 ergänzend ablöste, genauestens ausgefüllt werden. Dabei gab es jetzt 
zwei Klassen von Schutzjuden. Die ordentliche (Ordinarii) Juden hatten für sich und ihre Fami-
lie einen Schutzbrief für dauernd, während die außerordentlichen (Extraordinarii) diesen nur 
für sich allein auf Lebzeiten besaßen. Die ordentlichen Schutzjuden konnten schon zu Lebzei-
ten ihr Privileg auf eines ihrer Kinder übertragen. Falls solche Festlegung nicht zu Lebzeiten 
erfolgte, ging nach dem Tode des Vaters das Privileg an das älteste Kind. Alle übrigen Kinder 
und die Witwe blieben außerordentliche Schutzjuden. 
Die Anstellung der publiquen Bedienten war ebenfalls im Generalprivileg geregelt. Schulmeister 
wurden über 3 Jahre angestellt. Sie waren z. T. gleichzeitig auch Schächter und schlachteten für die 
Gemeinde Kleinvieh, mit besonderer Prüfung auch Großvieh. Totengräber konnten über längere Zeit 
im Amt bleiben und waren meist auch Krankenwärter. 

Die Kurmärkische Kriegs- und Domänenkammer hatte fast in jedem Jahr zu den Listen Beanstan-
dungen und „befehliget hierdurch bey 10 Rthlr. Strafe" den Magistrat zu Eberswalde am 18. September 
1756, künftig die Listen „ohnfehlbar einzusenden". (Akte 239, Bl. 23) 

Zur Judentabelle von 1758 gab die Kurmärkische Kriegs- und Domänenkammer dem Magistrat Emp-
fehlungen (Akte 239, Bl. 70), die einen Einblick in das durch zusätzliche Verordnungen eingeengte 
Leben der jüdischen Familien geben:„.. 
ad 1) den unter Ordinarios aufgeführten Schutz=Juden Elcan Salomon, der schon seit 3. Jahren aus der Stadt, 

und dem Verlaut nach in Müht hausen sich aufhalten soll, anbetrifft; So sind, wenn dieses Schutz=Juden 
Frau und Kinder sich noch in loco befinden, dieselben wegen deßen Abwesenheit annoch zu verneh-
men, und ist sodann davon zur finalen Resolution zu referieren. 

ad 2) Können die Eltern der privilegirten Juden nach dem General-Privilegio bey ihren Kindern geduldet 
werden, und also kann auch des Schutz=Juden Levin Mendels Vater Mendel Jochen aus Meseritz, wenn 
er alt, und keine Verkehrung treibet, bey seinem Sohn ad dies vita geduldet werden: desgleichen kann 

ad 3) nach der Resolution vom 11. Febr: a. c. die Wittwe des extraordinairen Juden Caspar Janas mit ihren 
Kindern geduldet werden. Es muß ihr aber nicht erlaubet werden, wieder zu heyrathen, als welches in 
obbemeldeter Resolution deutlich disponiret ist. 

ad 4) Kann des Juden=Cantor Moses Aschers Hauß, weil er deshalb keine Concession beygebracht, in Termi-
no Civitationis einen Christen, der solches als Meistbietender ersteht, zugeschlagen werden. 

ad 5) muß des Caspar Jonas Hauß, weil er es bereits an einen Christen verkauft aus der Häuser=Tabelle zwar 
weggelassen, doch diese Veränderung in der Tabelle angezeigt werden. 

ad 6) wegen Unterbringung des Biesenthalschen abgebrandten Juden Aaron Schmuhl, der sich in Eberswal-
de eingefunden, habt Ihr mit dem Krieges=Rath Niethe zu correspondiren, maßen derselbe instruiret 
ist, in welchen Städten die Biesenthalschen Juden untergebracht werden sollen, und habt Ihr zu seiner 
Zeit, wohin der Aaron Schmuhl gewiesen worden, zu berichten . . ." 
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Der Schutzjude Elkan Salomon hielt sich 1758 das 3. Jahr außerhalb der Stadt auf, „kein Schutzjude 
aber über 1 Jahr nach dem Reglement de 1750 Art. VII sich außer der Stadt aufhalten soll". Der Magistrat 
wurde gerügt, dies nicht „des ersten Jahres" schon in den Tabellen berichtet zu haben. (Akte 237, Bl. 
1) Zu den Juden-Tabellen von 1759 wurde nochmals die Ehefrau gefragt, die aussagte, daß ihr Mann 
„noch in Halle als Schulmeister in Diensten stehet .. . (und) der Kriegerischen Zeiten wegen (Siebenjähriger 
Krieg 1756-63 d. V) noch nicht wieder kommen könne." (Akte 237, BI. 4) Diese reglementswidrige Ab-
wesenheit zog sich noch bis 1761 hin, wo lakonisch gemeldet wurde, „daß der Schutzjude Elkan Salo-
mon sich nunmehro wieder hier angefunden". (Akte 237, BI. 12) 
Die Gemeinde wachte ständig über ihre Mitglieder, die Schutzjuden über ihr gleichberechtigtes Mit-
spracherecht in ihrer kleinen Gemeinschaft. 
Eine Akte (Nr. 233) gibt gut ein Jahrzehnt später Einblick in einen Streit um den Totengräber Micha-
el Lazarus. Der Totengräber und Krankenwärter Samuel Hirsch hatte am 20. Mai 1775 aus Alters-
gründen um Entbindung aus seinem Amt gebeten. Darauf erhielt der Magistrat ein Schreiben der 
Kurmärkischen Kriegs- und Domänenkammer vom 6. Juli mit nachfolgendem Wortlaut: 
„. . . Nachdem aus Eurem Bericht vom 2Ot'n May c:a: ersehen worden, welchergestalt der Krankenwärter und 
Todten=Gräber bey der Judenschaft zu Neustadt=Eberswalde, Hirsch Samuel seinen officiis Alters halber weiter 
vorzustehen nicht im Stande ist; So approbiren wir bey den von Euch angeführten Umständen hiermit allergnä-
digst, daß demselben der Michael Lazarus aus Angermünde in der qualitaet eines Krankenwärters und Todtengrä-
bers cum Spe Succedendi adjungiret werde nun habt Ihr dieserhalb das Nötige weiter zu verfügen." 

Am 20t März 1776 kam jedoch folgende Abschrift eines Briefes, unterschrieben „Die Judenschaft 
aus Neustadt-Eberswalde" an den Eberswalder Magistrat: 
„Nach dem jüdischen General=Privilegio § III. soll in einer kleinen Stadt als Neustadt=Eberswalde ist, nicht 
mehr als ein Toten=Gräber angesetzt werden. Dennoch suchet der dem Hirsch Samuel adoptirte Michael 
Lazarus von diesem Reglement abzugehen. Er hat sich nicht allein eine Wohnung für sich genommen, son-
dern gehet auch so weit, sich verheyrathen zu wollen, wie denn der Trauschein würklich schon in der Expedi-
tion ist, zu dieser Gesetzewiedrigen Vermehrung der Familien können wir unmöglich stille schweigen. Wir 
halten es demnach für unsere Schuldigkeit dieses Eew.p ganz gehorsamst anzuzeigen, mit der unterthänig-
ster Bitte: 
Diese Gesetzewiedrige Verheyrathung des Michael Lazarus nicht zuzulaßen, sondern selbigen vielmehr aufs 
nachdrücklichste anzubefehlen seine Wohnung zu räumen und zu dem Hirsch Samuel dem er adjungirt ist, 
bis zu dessen Ableben zu ziehen. Da wir nichts weiter verlangen, als was unser Privilegium mit sich bringet, 
es auch wiederrechtlich ist einer Vermehrung der Familien zuzulaßen, da die jetzt vorhandene kaum hinläng-
liche Nahrung haben. 

Wir getrösten uns p Erhörung und ersterben p Eew.p " 

Wie eine Befragung der gesamten Judenschaft von Eberswalde vor dem Magistrat am 19. April 1776 
ergab, hatte diese Anzeige beim „ Königl.Geh. Ober Gerichts=Rath und General-Fiscals Herr" der 
Schutzjude Jacob Henoch ohne Wissen der übrigen Gemeindemitglieder eingereicht. Henoch wur-
de für diese Eigenmächtigkeit von der Königl. Kurmärk. Kriegs- und Domänen-Kammer eine Stra-
fe von 5 Talern auferlegt. Michael Lazarus jedoch behielt seine Wohnung, wurde nach dem Tode des 
Totengräbers Hirsch Samuel als Totengräber und Krankenwärter eingesetzt. Nachdem seine erste 
Frau Hallichen verstorben war, heiratete er Mirjam, die Tochter des Berliner Schutzjuden Hirsch 
Salomon Frensdorff. Hierzu erhielt Lazarus am 14. Oktober 1778 die Concession zur Verheiratung 
und bezahlte dafür 10 Taler, was ihm am 27. Oktober mit den Worten „Der Rabbi kann nunmehro die 
Trauung nach jüdischem Gebrauch verrichten" bestätigt wurde. 
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Nun lebte er in Ruhe und Frieden bis die Eberswalder Judenschaft 1796 und nochmals 1803 erneute 
Anzeigen gegen ihn vornahmen. Aber auch diese, wegen „Allenmöglichen Handels, sogar mit neuen 
Waaren, in der Stadt, als auch auf dem Platten lande zu treiben", konnten ihm nichts anhaben. Die An-
kläger mußten ihre Beschuldigungen auf Grund fehlender Beweise zurücknehmen. 

Die Anlage einer eigener Begräbnisstätte am Oderberger Weg und das 
erste Bethaus in der Rosenstraße 

Die kleine jüdische Gemeinde von Neustadt-Eberswalde hatte bislang keinen eigenen Friedhof 
und mußte ihre Toten auf einem beschwerlichen Transportweg auf den Biesenthaler jüdischen 
Friedhof bringen. 

In Biesenthal lebte wohl damals eine größere jüdische Gemeinde. Der Geschichtsschreiber Beck-
mann schrieb 1740: „. . denn von den Einwohnern ist der 10. Teil Juden, welche zum Teil auch ihre 
eigenen Häuser hatten." Solch ein Besitz war um diese Zeit äußerst selten, beweist aber den Ein-
fluß der jüdischen Gemeinde im Ort. Auf ihrem Friedhof begruben neben den Eberswaldern 
auch die Bernauer ihre Toten. 

Heute sind von diesem jüdischen Friedhof nur noch einige Grabsteine unter einer wuchtigen Eiche 
vor dem Eingang des jetzigen Biesenthaler Friedhofes erhalten geblieben. Die damalige Größe des 
wohl ältesten Friedhofes in dieser Gegend kann man nur noch ahnen. Er mag in einer sehr maleri-
schen Gegend weit vor der Stadt gelegen haben. 
Bereits 1743 hatte der nom. Rabbi Benedix Fürst in seinem Schreiben an den Magistrat den Ebers-
walder Juden empfohlen, sich mit dem Magistrat der Stadt wegen eines eigenen Gottesackers ins 
Benehmen zu setzen. 

Am 10. Dezember 1751 kam es nach jahrelangen vergeblichen Bitten und Verhandlungen mit der 
Stadt endlich zu einem fast zwangsweisen Ergebnis. An diesem Tage „erschien Casper Janas und Isaak 
Lemtnel beim Magistrat und zeigten an, daß gestern abend ein fremder Jude namens Simson Cusell hier ge-
storben sei und noch vor dem Sabbath begraben werden müsse und sie bisher keinen Kirchhof hätten. Sie 

hätten sich schon 1743 erboten, ein Stück Land dazu auf gemeinschaftliche Kosten zu erwerben. ,So wollten 
sie bitten, diese so notwendige Sache nunmehr zustande zu bringen.' 
Die Stadt trat darauf an die Juden am Oderbergischen Weg einen Platz von 60 Fuß Breite und 60 Fuß Länge 

ab, und zwar gegen Erlegung von 10 Taler Kaufgeld, 1 Taler 8 Groschen Anweisungsgebühren an die Stadt-
kasse , sowie gegen eine jährliche Recognition von 4 Groschen an die Kämmerei. Jedoch müssen die Juden 
ihren Kirchhof auf eigene Kosten einzäunen.' Die Vertreter der Judenschaft bezahlten die verlangte Kaufsum-
me von 10 Talern. Kriegsrat Gerber bestätigte diese Abmachungen und sei die Regierung mit diesem Verkauf 
völlig zufrieden." 
Soweit R. Schmidt im Band 2 
der „Geschichte der Stadt Eberswalde", S. 328. 

Das „Judengehege", wie der eingezäunte jüdische Begräbnisplatz später im Volksmund hieß, muß-
te weit außerhalb der Stadt angelegt werden, er entstand noch hinter der St. Georgs-Kapelle. Für 
die Juden ist der Friedhof ein besonderer Ort. H. Simon schrieb 1992: „ Wo immer Juden sich ansiedeln 
und eine Gemeinde gründen, ist ihr erstes Anliegen, einen Friedhof anzulegen. . . Die Gründung eines Fried-
hofes galt und gilt als besonders verdienstliche Erfüllung einer religiösen Pflicht. . ." 
Im deutschen Raum wird der jüdische Friedhof z. B. auch der „gute Ort" genannt. Der jüdische 
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Glaube geht von der Vorstellung aus, daß der Verstorbene zu den Vätern eingeht und zu Gott, der 
stets der Gott der Lebenden ist und sein wird. Die Juden begraben schon immer ihre Toten und kon-
servative Kreise lehnen die Verbrennung ab. Die jüdischen Friedhöfe sind Plätze der „ewigen Ruhe" 
für die dort Begrabenen. Es gibt keine Wiederbelegung auf der gleichen Grabstelle, keine Aufhe-
bung der Ruhefristen und keine Umbettungen wie es auf christlichen Friedhöfen möglich ist. So 
bleiben die jüdischen Friedhöfe auch nach ihrer Schließung in Form und Anlage erhalten. 

Der Chronist Johann Joachim Bellermann gab 1829 (S. 62) eine ausführliche Beschreibung des Ebers-

walder Judenfriedhofes: 
„Der juden=Kirchhof. 
Der jüdische Kirchhof liegt im Judengehege, nicht sehr weit von der Georgs Kapelle. Setzt man nämlich den Spa-
ziergang auf der Angermündischen Chaussee noch ein Stück Weges fort, so sieht man dem Chausseehause gegen 
über rechts ein Fichtenwäldchen auf einer kleinen Anhöhe, das Judengehege genannt. In diesem befindet sich ein 
von Brettern umzäumter viereckiger Raum, welcher der Begräbnisplatz der Juden ist. Darin ist ein besonderer Ver-
schlag, in welchem die Leichenceremonien vorgenommen werden. Auf dem Kirchhofe bemerkt man auch theils ste-
hende theils umgeworfene Leichensteine mit hebräischer Inschrift, welche große Lobpreisungen der Beerdigten ent-
halten. Bemerkenswerth ist es, daß, obgleich die Zahlbuchstaben das Todesjahr bei einigen nur nach der kleinen 

jüdischen Zeitrechnung angeben (d. i. nach Abzug der 5000 Jahre der Schöpfungsära und nach Abzug der Diffe-

M: „Aus der Heimat", 

15. Juli 1909 'Ariebtinfer3lisbe. 
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renz der christlichen Zeitrechnung 240 Jahr) die sonst gewöhnliche Abbreviaturen hebr. L. K. Liphrat Katon, d. i. 

,nach der abgekürzten Rechnung' hier fehlen. Da die Juden z. B. das jetzige Jahr 1828 entweder 5588 nach der 
Schöpfung, oder 588 nach der kleinen Rechnung zählen, so darf im letzten Fall das hebr. L. K. nicht fehlen, was hier 
vermißt wird. Der neueste Leichenstein zeigt in hebräischen Buchstaben die Zahl 5582, d. i. 1822.. ." 
Der Friedhof ist für die jüdische Gemeinde der wichtigste Ort, die Synagoge wurde zum eigentli-
chen Mittelpunkt des jüdischen Lebens. Obwohl die alten Chronisten schon für das Jahr 1720 von 
einer Synagoge, einem Tempel, Gebetshaus oder Gotteshaus berichten, so war dies zunächst sicher 
nur ein Bethaus. Der Begriff „Synagoge" änderte sich im Laufe der Geschichte der jüdischen Ge-
meinden. Zunächst war es in Brandenburg verboten, Synagogen zu bauen. Es war aber den Juden 
erlaubt, in ihren Wohnhäusern gemeinsam zu beten (private Betstuben). Es folgten die Bethäuser, in 
denen sich die Juden zum gemeinsamen Gebet versammelten. Diese gottesdienstlichen Versamm-

lungshäuser der jüdischen Gemeinde wurden schon als Synagoge bezeichnet. Der Text der in den 
Grundstein der Neuen Synagoge in einer Blechkapsel eingemauerten Urkunde belegt diese Entwick-
lung auch für Eberswalde eindeutig. Wir kennen ihn aus einem Bericht der „Eberswalder Zeitung" 
vom 17. Oktober 1890 anläßl. der Grundsteinlegung der Neuen Synagoge: 
„... So weit die Berichte über das hiesige israelische Gemeinwesen reichen, hatte die Gemeinde im Jahre 1776 in der 
damaligen Rosenstraße Nr. 3, jetzt Kreuzstraße Nr. 28, nur ein gemietetes Hintergebäude als Betlokal, welches sie 
bis zum Jahre 1819 zu diesem Zweck benutzte. . ." Diese Aussage über die Rosenstraße beruht wohl auf da-
mals der Synagogen=Gemeinde zugänglichen Dokumenten und ist somit authentisch. 

Wie die Akten aussagen, hatten die Juden vor allem in der Rosenstraße eigene Häuser. Dort befand 
sich auch ihr erstes „Betlokal" und später ihre erste Synagoge. Die bis heute existierende „Jüden-
straße" geht wohl auf die Ansiedlung von Juden im Mittelalter zurück. 

Zu den Vorverhandlungen für den Bau der alten Synagoge gibt die nur 17 Blätter umfassende Akte 
234 Auskunft. Die angewachsene jüdische Gemeinschaft versammelte sich am 6. August 1802 und 
es wurde zwischen der „gesamte(n) hiesige(n) Schutzjudenschaft, nemlich 
a) Jacob Henoch 

Breindel Marcus, Witwe des Abraham Elkan 
c) Leoin Mendel, durch seine Ehefrau Henne Isaac 
d) Saul Elkan 
e) Salomon Jacob 
f) Heine Joseph, und 
g) Simon Samuel" 

und dem Nagelschmiede-Meister Franz Neumann ein Vertrag abgeschlossen, durch den sich letzte-
rer verpflichtete, das auf seinem Hofe hinter dem in der Rosenstraße zwischen Zimmermann und 
Wolff gelegenen Hause befindliche Hintergebäude „dergestalt umzubauen und abzuändern, daß in eben-

selben zwey Behältnisse und ein Fluhr zur jüdischen Synagoge und zur Wohnung des Judenschulmeisters 
angelegt werden sollen . . .". 

„Bürgermeister und Rath" befürworteten diesen Vertrag der Judenschaft, „da dieselbe schon bisher im-
mer eine Synagoge hierselbst miethsweise beseßen und einen Schulmeister gehalten hat . . .". 
Der König genehmigte am 18. Oktober 1802 den Antrag zum Ausbau des Hintergebäudes zur Syn-
agoge und Schulmeisterwohnung, da „die Schule zum Gottesdienst nöthig, und daß bey der Judenschaft 
selbst dazu keine Gelegenheit sey. 

Es muß aber das Gebäude schlechterdings blos zum Gottesdienstlichen Behuf dienen, und außer dem Schul-
meister weiter kein Jude darin wohnen." 
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Die vertragsabschließenden Juden waren alle alteingesessene Schutzjudenfamilien. Die Bauarbei-
ten verzögerten sich wohl bis zum Ankauf des Grundstückes im Jahre 1820. Noch 1807 wurde auf 
Antrag der Gemeinde im Vorderhaus ein Gemeindebad eingerichtet. 

Unterschriften der Ebers-
walder Judenschaft und des 
Nagelschmiedemeisters 
Neumann zum Vertrag vom 
6. August 1802 

,2ec41 4(497Vale 

, 
Agf(44 44(4 

ig4,e . 

KrA: Akte 234, BI. 5 
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• 
Di e Synagoge in der Rosenstraße 

Im Jahre 1820 war ein bedeutender Meilenstein in der Entwicklung der jüdischen Gemeinde. 
Am 14. Juni 1819 hatte sie das Grundstück in der Rosenstraße 3, „Wohnhaus nebst Land und Gras-
Kavel" gekauft. (Akte 5701, Bl. 41) Die Kaufsumme von insgesamt 950 Talern hatte der Kaufmann 
Daniel Friedrich Meißel zunächst bezahlt. Das bisher als Betlokal gemietete Hintergebäude wurde 
abgerissen und an dieser Stelle eine Synagoge in Holzfachwerk errichtet. Diese konnte mit 28 Män-
ner- und 20 Frauensitzen 1820 feierlich eingeweiht werden. 

Der Chronist Bellermann gab 1829 in seinem Kapitel 63 (S. 149) eine recht anschauliche Beschrei-

bung des Vor- und Betraumes, den Schul- und Frauenraum erwähnt er nicht: 
„Die hiesigen Juden, jetzt 16 Familien, 67 Seelen, haben ihre Synagoge , oder Tempel, in der Rosenstraße. Der 
Eingang ist im Hofe des Hauses. Sie ist klein aber reinlicher und heller als mehrere andere. Dem Eingang in 
die Synagoge gegen über ist die Nische (Aron, Hechal Aron), die Arche (Arca), mit der Thora (Gesetzesrolle). 
In der Mitte des Tempels stehet die erhabene Sprecherbühne (Bimah, Lesestuhl). An der Wand rechts stehet in 
hebräischer Sprache auf einer großen Tafel das Königliche Privilegium; an den anderen Wänden die gewöhn-

lichen hebräischen Gebete; an der Thiirpfoste die Mesusa." 

Aus den Dokumenten geht hervor, daß es noch einen Frauenraum neben dem beschriebenen Raum ge-
geben haben muß, da sich ein Lehrer beschwerte, daß die Männer während des Gebetes den Platz ver-
lassen und die Gardinen zum Frauenraum seitwärts schieben, um mit den Frauen zu gestikulieren. 
Im Vorderhaus bestand die Möglichkeit, dem Schulmeister Wohnung zu geben und ein rituales Bad 
einzurichten. Der Hofraum eignete sich vorzüglich für die Durchführung von Festen und Feiern 

(z. B. Hochzeiten usw.), da er ein durch Bauwerke abgeschlossener Raum war. Jetzt hatte die Ebers-

walder Synagogen=Gemeinde alle Voraussetzungen eines geregelten Gemeindelebens erreicht. 
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— Zeichnerische 
Rekonstruktion 
der Synagoge 
in der Rosenstraße 

Ch. Lildke 

- 
, 

-- • 

• 

Die Akte 2850, S. 76/77 enthält einen Bauantrag eines Beauftragten der jüdischen Gemeinde=Vorsteher 
zwecks Einrichtung zweier „Apartements" (Toiletten) auf ihrem Grundstück: „Einen Wohlöblichen Ma-
gistrat überreiche ich im Auftrage der beiden jüdischen Gemeinde=Vorsteher einen in duplo gefertigten Si-
tuationsplan Von ihren in der Rosenstraße belegenen Wohnhause wobei dieselben beabsichtigen auf dem Hofe 
welches mit roth bezeichnet ist, 2 Apartements anfertigen laßen wollen, und bitten ergebenst um baldige 
Genehmigung. 
Neustadt=Eberswalde, den 4.t Sept. 1844 
U. Schrott" 

Versehen ist das Schreiben mit den üblichen bürokratischen Genehmigungsvermerken, wie „Magi-
strat leitet weiter an das Bauamt", „Landesrecht berücksichtigen" usw. Das Bauamt untersuchte in 
Gegenwart des Nachbarn, Schuhmacher Piel, ob die 3 Meter Abstand von der Grenze eingehalten 
wurden. Schließlich wurde die Genehmigung erteilt. 
Diesem glücklichen Umstand verdanken wir, daß wir heute einen maßstabgerechten Plan des Syn-
agogengrundstückes in der Rosenstraße besitzen (heute Kreuzstraße 28, Standort Neues Rathaus, 
1890 von der Stadt erworben). 
Im Januar 1843 erreichte die jüdische Gemeinde in Eberswalde eine freudige Nachricht (Akte 228, 
S. 11/12): 
„Potsdam 27. Januar 1843 
Königliche Regierung Abtheilung des Innern 
An 

Secrt 

den Herrn Landrath 
Auf Ihren Bericht v. 27.v. Monat will ich zu den bereits im Jahre 1819 bewirkten Ankauf des in Neustadt 
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Ebw. Geb. No. 62 in der Rosenstraße belegenen Grundstückes auf den Namen der Judenschaft daselbst so wie 
zu dem Synagogenbau, welcher daselbst auf dem Hofraum des Grundstückes aufgeführt hat hierdurch nach-
träglich meine Genehmigung ertheilt, der eingereichte Plan geht zurück. 
Charlottenburg, 3. Dezember 1842 

(gez) Friedrich Wilhelm 
An 
den Stadtminister Eichhorn und Bodelschwingh 

Für die Richtigkeit der 
Abschrift 
geh. Königl. Inspektor" 

Damit ging die jahrelange Rangelei um die Genehmigung zum Kauf des Grundstückes und der Be-
bauung zu Ende. 

Im Archiv befindet sich eine wiederum wenige Seiten umfassende Akte mit dem Titel „Synagogen-
diebstahl 1834" (Nr. 1909). Der Kaufmann Simon Samuel erstattete am 21. Februar 1834 eine Anzei-
ge wegen eines Diebstahles in der Synagoge. Aufschlußreich ist die Vernehmung des Lehrers Perl-
mutter vom 23. Februar: 
„ich wohne im Hause das der jüdischen Gemeinde gehört und hinter diesem auf dem Hofe ist die Synagoge. 
Schon seit 3 Monaten ist darin deshalb kein Gebet gehalten, weil in dieser Wasser stehet und der Fußboden 

damit überzogen ist. Während dieser Zeit bin ich und einige Glieder aus der Gemeinde zum öftern in der 
Synagoge gewesen um das Zu- oder Abnehmen des Wassers zu controlliren. Zuletzt war ich am 14. d.M. 
darin um eine Tora herauszunehmen bemerkte aber zur Zeit keine Veränderungen. Am 15 d.M. reiste ich 
nach Frankfurt und kam am 20 d.M. Nachmittags zurück. Am folgenden Tage ließ mir die Gemeinde sagen: 
daß das Gebet in der Synagoge gehalten werden solle. Ich ging mit meinem Dienstmädchen Davidssohn nach 
der Synagoge, schloß die Thiir auf fand darin alles in Ordnung, in der Nähe des Katheders lag auf der Erde 
ein zusammen gelegtes Papier welches mein Dienstmädchen aufhob und mir übergab. . ." 
Lehrer Perlmutter meldete dies dem Vorstand. Der Bericht des Lehrers enthält weiter, was Abel Kann 
einen Tag zuvor in der Synagoge gesehen hatte: 
„. . . der Vorhang vom Tora Schrank auf der Erde gelegen und auch noch unsere anderen Stücke herumgele-
gen hätten er aber alles dies wieder an Ort und Stelle gebracht habe. 
Auf diese Aussage kamen wir erst auf den Einfall, alles nachzusehen und fanden daß 
1) eine kleine silberne Schale fehle 
2) die goldene Tresse vom Simonschen Gebetsmantel 
3) die silbernen oder goldenen Tressen von dem Vorhang des Tora Schranks abgerissen waren und auch die 

silbernen Glöckchen fehlten. Allem Vermuthen nach sind die Diebe durch das offene Fenster der Synago-
ge nach dem Hofe zu gegangen, denn dieses ist schon seit einer geraumen Zeit wegen der Feuchtigkeit in 

der Synagoge offen erhalten worden." 

Das von dem Lehrer erwähnte Papier befindet sich ebenfalls in der Akte und hat folgenden Wort-

laut: 
„Schohn 4 wochen Zihlten wir darauf um die Judenschule zu bestellen Nur heute ging es uns mit Gliek hin-
ein zu kommen. Unserer 4 sind wir darin gewesen leider wenik war darin undes in feier werden wie Sie in 
feier ferzeren +++ 
Auch die Kürche haben wir durchgewielt und I 
Am Tage sind wir durchs Haus gekommen und die Nacht ungestert alles durchgegangen. Nun helt es an 
Rathaus zu ergreifen --- 
Vom Ausgang der Fahndung nach den Dieben ist nichts bekannt. 

wir sind unser 4". 
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„Situationsplan von der jü-
dischen Gemeinde ihren 
Wohnhause wobei dieselben 
beabsichtigen auf den Hoff 2 
Apartements anfertigen" 

KrA: Akte 2850, BI. 77 
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Ein weiteres Ereignis brachte Aufregung für die Gemeinde, 1838 brannte es in der Synagoge. Die 
Akte 1910 berichtet, daß der Schuhmacherlehrling Friedrich Musfeld am 10. Oktober 1838 in der 
Synagoge in der Rosenstraße gegen Abend zwischen 6 - 7 Uhr einen Brand entdeckte, der zu einem 
Stadtbrand hätte führen können: 
„Ich stehe bei dem Schuhmacher Mstr. Chr. Fiel in der Lehre, dieser mein Meister wohnt neben dem Hause 
der hiesigen Juden und hinter diesem Hause steht der Judentempel. Die Juden hatten das Laubhüttenfest (das 
Laubwerk erhielt die Gemeinde auf einen entsprechenden Antrag an den Magistrat und auf Beschluß der Stadt-
verordneten, d.V.) gefeiert, und sich noch am Abend darin befunden und den Tempel durch Lichte erleuchtet. 
Vielleicht gegen 6 Uhr Abends verließen sie diesen und die Lichte wurden ausgelöscht. Das weiß ich daher, 
weil ich gleich darauf auf unserem Hof war, und den Tempel finster fand. Nach einer Weile ging ich wieder 
auf den Hof, fand den Tempel erleuchtet, hörte aber Niemanden darin. Zwei Fenster von diesem Tempel gehen 
nach unserem Hofe, und hier bemerkte ich, das Feuerfunken gegen die Fenster flammten, und eine Fenster-
gardine brannte, ich eilte zurück zum Meister, sagte ihm der Judentempel brennt. Mein Meister und alle Ar-
beiter, die im Hause waren eilten heraus, ich holte einen Eimer Wasser, mein Meister schlug mit der Hand die 
Fenster ein, und goß Eimer Wasser in den Tempel. Es entstand nun förmlicher Feuerlärm. Es weiß ich nicht, 
ob die THiren des Tempels aufgebrochen, oder durch herbeigeeilte Juden geöffnet sind, das Feuer wurde gleich 
gelöscht, und die Spritze nicht in Tätigkeit gebracht." 

Unterschrift Friedrich Musfeld 
Der Handelsmann Kann war der erste Jude an der Brandstelle, er wohnte nur 2 Häuser weiter in 
der Rosenstraße bei dem Bäcker Pohl, das Feuer in der Synagoge war aber schon gelöscht. Beim 
Löschen ging ein Feuerlöscheimer des Schuhmachermeisters Piel verloren. Der Schaden wurde durch 
die Feuersoziätät beglichen. 

1849 wurde die Synagoge schon wieder von Einbrechern heimgesucht. Dieser Einbruch war bedeu-
tend schwerer und verursachte durch den Diebstahl aller synagogalen Geräte nicht nur hohen ma-
teriellen, sondern auch einen unersetzlichen ideellen Schaden für die damals noch recht kleine 
Synagogen=Gemeinde (ca. 18 Familien). 

Mit der Zeit wurden ständige Reparaturen an dem Fachwerkhaus notwendig. 1850 fand eine Ver-
handlung vor Gericht statt, da die Synagogen=Gemeinde dem Maurer Schmidt hierselbst „Fünf-
Hundert fünf und zwanzig Thaler Baukosten schuldig geworden". 1865 verschlangen die Instand-
setzungsarbeiten wieder 600 Thaler, auch im Jahre 1875 betrug die Summe einer größeren Reparatur 
528 Thaler. 
Der Vorstand der Gemeinde schrieb deshalb am 29. November 1886 an den Magistrat (Akte 8466, 
BI. 8): 
„Die Synagoge in der Kreuzstraße ist in so baufälligem Zustande, daß wir schon der Sicherheit der Besucher 
wegen gezwungen sind, einen Neubau vorzunehmen. Der alte Bauplatz ist für diesen Zweck aber durchaus 
nicht geeignet, besonders da wir beabsichtigen einen Monumentalbau zu errichten. . ." 
Die alte Synagoge war außerdem zu klein geworden, nicht mehr alle Mitglieder der Gemeinde konn-
ten am Gottesdienst teilnehmen, besonders die Frauen. Die Suche nach einem geeigneten Bauplatz 
begann. Die Verhandlungen mit dem Magistrat zogen sich bis zum Jahre 1889 hin. Es kam zu einer 
Einigung über ein Baugelände am Schleifmühlenberg an der Lietze in der Bismarckstraße (heute 
Goethestraße). 
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Über das Schulwesen 

Die älteste Nachricht von einer Schule ist die in dem Schreiben des nom. Rabbi Bendix Fürst vom 
12. September 1741 an den Magistrat, daß in „Salomon seinem Hause" eine jüdische Schule eingerich-
tet worden sei. Diese Aussage bestätigt auch ein Kaufantrag von Hirsch Samuel aus dem Jahre 1746, 
worin ihm der Kauf des vorher Salomon Jacob gehörigen Hauses in der Rosenstraße genehmigt 
wurde, „weilen die Juden Schule in diesem Hause". Das General-Juden-Reglement von 17. April 1750 
enthielt für die Schulmeister strenge Vorschriften. Nach dem von der Kurmärkischen Kriegs- und 
Domänenkammer ausgestellten Erlaubnis-Schein für die Judenschaft zu Neustadt-Eberswalde vom 
15. April 1782 zur Annahme des Schulmeisters Moses Abraham, solle der sich „ehrbar, friedlich, und 
geleitlich verhalten und aufführen, nicht den mindesten Handel treiben, und nach Verlauf eines dreijährigen 
Aufenthalts sich von Neustadt-Eberswalde wieder wegbegeben." (Akte 1904, BI. 1) 
Bis zu Beginn des 19. Jahrhundert blieben jedoch die Schulmeister nicht wie erlaubt 3 Jahre, son-
dern in der Regel nur 1 Jahr und kürzer in Eberswalde. Ein Grund ist wohl in dem §3 des oben er-
wähnten Reglements zu suchen, „daß in denen Städten wo nicht über 10 Juden-Familien sich befinden 
kein Judenschulmeister beweibet sein soll und zu Neustadt Eberswalde die Juden Familien diese Zahl nicht 
erreichen, aus dem von Euch eingereichten Protokollen aber nicht hervorgehet, ob der Wullfs Levin unverhei-
ratet ist, . . .". (Akte 1904, BI. 13) 

Die Schulmeister übernahmen auch oft gleichzeitig die Aufgaben eines Kantors, Vorsängers und 
Schächters. Besonders das rituelle Schlachten bedurfte einer Genehmigung des Oberland-Rabbiners. 
Ein solches liegt von 1801 für den 29jährigen Moses Hirsch aus Warschau als „Teu tsche Uebersetzung 
des Hebräischen Examinations-Attestes" vor: 

„Zu wißen sey hiermit, daß der Moses ein Sohn des Rabbi Herrn Hirsch, welcher schon das Zeugnis des 
Rabbi von Pilz hat, und auch jetzt hat sich derselbe für uns gestellt, um sich prüfen zu lassen, um Erlaubnis 
zu bekommen, für die jüdische Gemeinde zu schlachten Derselbe ist bey dieser Prüfung gut bestanden, so-
wohl wegen des Schlachtens als denen anderen dabey noch vorgeschriebenen Gesetzen, wofür ich nun den 
demselben die Erlaubniß ertheile, daher ich solches unterschreibe. 
Berlin den 1' Tag in der Woche 
8 Tage im Monath Nissen 
558. der kleinen jüdischen Jahrzahl. 

Hirsch Löbel, 
Oberland-Rabbiner" (Akte 1904, Bl. 88) 

In dem bereits erwähnten Vertrag der Eberswalder Judenschaft mit dem Nagelschmiedemeister Franz 
Neumann von 1802 wird in dem auszubauenden Hintergebäude in der Rosenstraße zur Synagoge 
auch eine Schulmeisterwohnung vorgesehen. Damit sollte der Zustand wie er in der bereits zitier-
ten Judenliste von 1753 genannt wurde „logiret Reihe herum" beendet werden. 
Ständig bemühten sich die Verantwortlichen des König!. Preußischen Ober-Consistoriums mit „ Cir-
culare" um die Herstellung preußischer Ordnung in den jüdischen Schulen.Aufschlußreich sind die 
handschriftlichen Aussagen zu den im Circular vom 24. April 1806 gestellten Fragen: 
„ad 11 Nein, der hiesige Schächter unterrichtet die Kinder 
ad 21 Nach den Vermögensumständen und der Kinderzahl gibt jeder Familienvater demselben etwas an Gel-

de, welches jährlich ohngefehr 30 Rtlr beträgt und so wird er auch umher gespeiset, wie er denn auch 
freie Wohnung und Heizung hat. 

ad 31 es wird bloß jüdisch ... Lesen und Schreiben gelehrt, von 8-10 Vormittags und Nachmittags von 1-3 Uhr 
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Zeugnis des Magistrats 
„Freywalde" für Moses 
Hirsch, um „frey und 
ungehindert" nach Neu-
stadt-Eberswalde zu kom-
men. 

KrA: Akte 1904, Bi. 81 
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KrA: Akte 227, Bi. 10 
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ad 41 Alhier besuchen die jüdischen Kinder die Schule des hiesigen Cantors Landschulz (David Julius Land-

schulz 1785-1824 Lehrer an der hiesigen Stadtschule d. V.) Vormittags von 10-11 und Nachmittags 
die Knaben von 3-4 Uhr, die Mädchens aber von 2-4 Uhr 

ad 51 gegenwärtig 2 Knaben und 5 Mädchen." (Akte 227, Bi. 10) 

Nach den Reformen in Preußen 1812 wurden die Anordnungen wegen des jüdischen Schulwesens 
noch erweitert. Ein „Cirkulare an sämmtlichen Herren Superintendenten und Schul-Inspektoren, die Her-
ren Landräthe und Magisträte" vom 12. September 1824 wies darauf hin, „daß, wie jeder Einwohner, so 
auch die Juden, welche den nöthigen Unterricht für ihre Kinder in ihrem Hause nicht besorgen können oder 
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wollen, schuldig sind, dieselben zur Schule zu schicken, sobald sie das schulfähige Alter erreicht haben 
... erforderlichenfalls durch Zwangsmittel und Bestrafung der nachlässigen Eltern zum Besuch der Schule 
angehalten werden". Wichtig wurde weiterhin „daß die Prüfung und Bestätigung der Lehr- und Ein-
richtungs-Pläne auch der jüdischen Schulen, so wie die Prüfung der zum Gebrauch bestimmten Schul-
bücher, und überhaupt die Aufsicht und Verwaltung des gesamten jüdischen Schulwesens ganz in der 
Art erfolgen soll, wie dies durch die Consistorial- und Regierungs-Instruction vom 23sten October 1817 
im Allgemeinen regulirt worden ist". Die Anforderungen an die Ausbildung der Lehrer wurden 
erhöht und sollten auch „die etwa ausschließlich für Religions-Unterricht zu bestellenden Lehrer" 
einschließen. (Akte 227, Bl. 19) 
Das Ziel, alle jüdischen Kinder zum Schulbesuch zu zwingen, schien immer noch nicht erreicht worden 
zu sein, denn im Jahre 1825 und 1826 wurden die gleichen Forderungen aufgestellt, nur nicht so hart. 
1825 unterbreitete man den Vorschlag, einen Lehrer in mehreren Gemeinden einzusetzen, falls eine al-
lein das Gehalt nicht aufbringen könne. 1826 sollten auf Listen die jüdischen Kinder gemeldet werden 
und wieviel von ihnen die christliche und jüdische Schule regelmäßig besuchen. 
Eine Bestimmung von 1827 (Akte 240) „über die Aufnahme jüdischer Lehrer" ging wieder härter 
gegen das willkürliche Verfahren bei der Anstellung jüdischer Lehrer vor. Auf der Grundlage beste-
hender Gesetze und früherer Verordnungen wurden 12 Punkte festgelegt. Der Wichtigste besagte: 
„1. Es darf kein Lehrer bei der jüdischen Gemeinde angestellt werden, ehe zuvor seine Tüchtigkeit dazu in 

einer mit ihm zu veranstaltenden Prüfung sich auszuweisen, und zu seiner Annahme unserer Landesob-
rigkeitlichen Genehmigung und Bestätigung nachsucht und erhalten haben." 

Der Punkt 12 bestimmte, daß diese Anweisungen ausschließlich nur für die jüdischen Religions-
Unterricht erteilenden Lehrer gelten. 
Ein Opfer dieser Bestimmungen wurde der 1828 angenommene Schulmeister Seelig Leiser Back-
haus aus Gossow (damals Krs. Königsberg), 55 Jahre alt. Er war vorher 3 1/2 Jahre in Liebenwalde, 
zuvor in Strasburg bei Prenzlau. Die Eberswalder Gemeinde zählte zu dieser Zeit 80 Seelen. Darun-
ter waren 13 Kinder, die einen so erfahrenen Schulmeister, wie aus seinem handgeschriebenen Le-
benslauf zu entnehmen ist (Akte 227), nötig hatten. 
Seelig Leiser war am 20`e" Oktober 1773 in Rogasen/bei Posen geboren, erlernte das Seifensieder-
handwerk in Lublin, nach dem Tode seines Vaters floh er nach Warschau und wurde in Berlin Schäch-
ter und Vorsänger. Er ging dann nach Frankreich, war dort in Befort als Schächter und Vorsänger 
tätig. 1810 kehrte er nach Lublin zurück und kam über die Stationen Calis, Cörlin, Altdam, Stras-
burg und Liebenwalde nach Neustadt-Eberswalde. Als er schon 9 Monate Elementarunterricht ge-
geben hatte, ereilte ihn das Gesetz am 15ten Dezember 1828. Auf Einspruch der Superintendentur 
Eberswalde mußte er, trotz eines Bittbriefes (Krankheit, Frau und 4 Kinder) wegen angeblich nicht 
nachweisbarer Prüfung aufgeben. 
Nach seiner Amtszeit als Lehrer gab er eine aufschlußreiche Aufstellung seiner Einkünfte 

„. . . als Schächter und Vorsänger 
11 freie Wohnung in einem der Gemeinde zugehörigen Schulhause bestehend in einer Stube und Kammer 
21 Zwei Klafter Kiehnen Holz 
31 Freie Wäsche, statt dessen und weil ich verheiratet bin 6 Groschen bar 
41 einen Aufwärter und Aufwartung habe ich nicht bedurft, weil ich verheirathet bin 

51 ein Gebett mit 2 mal überzuziehen 
6/ an Gehalt 40 Reichstlr 

das ich mir von einem jeden Gemeinde-Glied bis auf die welche Armuths halber ausgeschlossen sind, ein-
fordern müssen. 

7/ Beköstigung wegen meiner Verheirathung täglich 5 Silbergroschen, welche Vergütung ich auf 15 Tage 

von eines jeden beitragspflichtigen Glied erhalten habe. 
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81 für Schächten des von den Schlächtern verkauft werdenden Viehes erhalte ich 
für den Ochsen 
für ein Kalb 
für ein Hammel 

1 Taler 
2 - 6 Groschen 
2 - 6 Groschen 

und kann diese Einnahmen auf 30 Rar jährlich veranschlagen und erhalte ich dies von den Schlächtern 
91 Geschenke an Festtagen, die aber freiwillig sind, schlage ich auf 20 Rtlr jährlich an 
101 Für Beschneidungen, Trauungen und Begräbnisse kann ich nichts in Anschlag bringen, weil, man der-

gleichen vorfällen, es allein von den betheiligten abhängt, ob man mir dafür honoriren will. 
Meine Verrichtungen als Schächter sind: 

das Schächten des Federviehes und wird mir das . . . mehrentheils ins Haus gebracht 
Als Vorsänger: 

bete ich in der Synagoge vor, 
muß der Gemeinde ansagen, wenn sie nach der Synagoge kommen sollen. 
Die Einziehung der Gemeindebeiträge 
die Beschaffung und den Verschluß des Stempels 
das Vorlesen im Tempel zwischen den Gebeten. 

Mehrere Amtsverrichtungen sind mir nicht bekannt . . ." (Akte 1905, BI. 32/33) 
1830 bewarb sich der Lehrer Joseph Linde mit einem Lebenslauf in fein säuberlicher Schrift, den 
üblichen Attesten und dem notwendigen Zeugnis: 
„Zeugniß 
Der jüdische Schulamts-Aspirant Joseph Linde aus Neustadt E1,30 Jahr alt, ist am 17"n und 18"" d. M. von 
der unterzeichneten Examinations-Commission mündlich und schriftlich geprüft worden und wird hiermit 
für fähig erklärt, Unterricht in den Wahrheiten der mosaischen Religion ertheilen zu können. Da derselbe 
jedoch nach Ausweis des umstehenden Prüfungs-Protokolles im Allgemeinen keinesweges die Qualifikation 
eines anstellungsfähigen Schulamts-Kandidaten besitzt, so muß es der Entscheidung der höheren Behörde 
anheim gestellt werden, ob ihm die Befugniß zur Ertheilung des obgedachten Religionsunterrichts zugestan-
den werden kann oder nicht. 

Potsdam, den 22-Novbr 1830 
Direktor und Lehrer des Königlichen Schullehrer-Siminarii 

4 Unterschriften" 
Auf der Rückseite: 

„1. In der Religion und Bibelkunde Genügend 
2. In der deutschen Sprache Sehr wenig 
3. Im Rechnen Sehr wenig 
4. In der Formlehre Nichts 
5. Im Schreiben Sehr mittelmäßig 
6. Im Zeichnen Nichts 
7. In der Erdbeschreibung Einiges 
8. In der Naturbeschreibung Fast nichts 
9. In der Naturlehre Fast nichts 

10. In der Geschichte Fast nichts 
11. In der Mathematik Nichts 
12. In der Theorie der Musik hat auf die 
13. Im Gesange Prüfung in 
14. Im Klavier und Orgelspielen Musikalischen 
15. Im Spielen anderer Instrumente verzichtet 
16. In der Erziehung und Unterrichtslehre Sehr wenig 
17. In der Ausübung und Anwendung der Unterrichtskunst Leidlich 
18. Im Schwimmen und im Gartenbau  " (Akte 1905, Bi. 55) 

Trotz dieses Zeugnisses hat Lehrer Linde treu seine drei Jahre als Religionslehrer, Vorsänger und 
Schächter der Gemeinde gedient. 
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Die Reformen in Preußen und die Emanzipation der Juden 

Der Beginn der geistigen und politischen Befreiung der Juden fällt in das letzte Viertel des 18. Jahr-
hunderts, als Moses Mendelssohn (1729-1786) für ihre Emanzipation wirkte. Damit entwickelten 
sich auch die inneren Verhältnisse, das Gemeinleben und das Schulwesen in den Gemeinden. Die 
Zahl der Juden in der Mark Brandenburg stieg, wurden 1750 = 3872 gezählt, so waren es 1801 schon 

6002 Juden. 
Die Modernisierung des Staates durch die Reformgesetzgebungen 1807 bis 1820/21 schloß die Ju-
denemanzipation ein. Das Gesetz vom 2. November 1810 zur Aufhebung des Zunftzwanges und 
zur Einführung der Gewerbefreiheit hatte auch in Eberswalde Auswirkungen. Mit der Einführung 
der allgemeinen Gewerbesteuer wurde die erste Gewerbe-Steuer-Rolle der Stadt Eberswalde aufge-
stellt. Darin sind folgende jüdische Gewerbetreibende genannt: 

Altstoffhändler 

Fleischer 

Michael Lazarus 

Heinrich Kantz, Daniel Isert, Abraham Heil 

Fuhrleute David Lumpe 

Grünkramhändler 

Manufakturwaren (Ellenhandlungen) 

Daniel Isert 

Simon Samuel, Salomon Jacob, Ww. Abraham 
Elkan, Wilh. Knoblauch, Lewin Mendel Ww. 

Daniel Hirsch 

Heinrich Joseph, Paul Elkan 

Salomon Semmler 

Knopfmacher 

Pferdehändler 

Sattler 

Tuchscherer Samuel Paul 

Das Edikt vom 11. März 1812 regelte die bürgerlichen Verhältnisse der Juden. Sie wurden „Einlän-
der" und erhielten die „preußische Staatsbürgerschaft". Neben der bürgerlichen Gleichstellung mit 
den Christen sprach ihnen das Edikt das Recht der freien Niederlassung sowie der Verwaltung von 
Lehr-, Schul- und Gemeindeämtern zu. Ebenso fiel die bisher übliche Berufsbeschränkung fort. Die 
staatlich verordnete Emanzipation der Juden stieß jedoch aus sozialen und wirtschaftlichen Grün-
den bei großen Teilen der Bevölkerung auf Widerstand. 
Die Polizeibehörden waren von nun an verpflichtet, ein Verzeichnis anzulegen, in denen jüdische 
Geburten, Heiraten, Scheidungen und Todesfälle genau aufzuzeichnen waren. Solche Verzeichnis-
se liegen im Kreisarchiv in der Akte 1903 vor und geben einen Einblick in die Familienverhältnisse 

der inzwischen angewachsenen jüdischen Gemeinde. 
So ist z.B. in der „Geburtenliste von den jüdischen Glaubens-Genossen für Neustadt-Eberswalde" am 6. 
Januar 1822 die Geburt von dem ehelichen Sohn Selly des Ellenwarenhändlers Saul Liepmann und 
seiner Frau Bertha Hirsch eingetragen. Die Hebamme Marie Keil unterstützte die Mutter bei der 
Entbindung und der Beschneider Simon Levin aus Angermünde beschnitt den Knaben. 
Die „Liste von den Heirathen" verzeichnete am 29. März 1824 die Heirat des 31jährigen Abel Kann, 
Sohn der Kaufmannsleute Hirsch Kann und Teubchen Leib aus Joachimsthal und der 34jährigen 
Leise Jonas, Tochter der Kaufleute Abraham Jonas und Hanna Nalha aus Angermünde. Die Eltern 
waren jeweils in das Judenfamilienregister ihres Wohnortes eingetragen. Das „neue Ehepaar" hatte 
der Oberrabbiner Meyer zu Berlin getraut und als ihr Gewerbe wurde „Kaufmann in Neustadt Ebers-
walde" eingetragen. 
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Laut „Liste von Todesfällen" erreichte die im hiesigen Judenfamilienverzeichnis eingetragene Kauf-
mannsfrau Witwe Brendel Elckan, geborene Marcus das hohe Alter von 95 Jahren. Sie starb am 31. 
Januar 1824, nachmittags vier Uhr, an Gehirnschlag und „hat mehrere Tage vor ihrem Tode die Hülfe des 

Stadtphysikus Dr. Raumer genossen." Die Familie Elkan betrieb bis in die neuere Zeit Pferdehandel, 
an ihrem Haus in der Breiten Straße Nr. 52 (1945 abgebrannt) war die Haustür mit einem geschnitz-
ten Pferd geschmückt. 

Im Kreisarchiv befinden sich zwei Bürgerbücher von Neustadt Eberswalde, die Eintragungen von 
1724 bis 1851 enthalten. Auf der Seite 128 (in Nr.8774) befindet sich hier unterm 14. Oktober 1812 
die erste Eintragung jüdischer Bürger: Loser Michaelis, Einländer aus Angermünde, 65 Jahre und 
Simon Samuel,Ausländer aus Mecklenburg, 43 Jahre, beide sind „Jüdischer Religion". Bis 1851 waren 
32 Eintragungen von Bürgern jüdischer Religion zu finden. 

Die Beilage zum 40. Stück des Amtsblattes der Kurmärkischen Regierung vom Jahre 1814 ent-
hält ein Verzeichnis der in den Städten auf dem flachen Lande des Kurmärkischen Regierungs-
departements wohnenden Juden, welche nach dem Edikt vom 11. März 1812 Staatsbürgerbrie-
fe erhalten und somit auch einen bestimmten Familiennamen angenommen hatten. In 
Neustadt-Eberswalde waren es 20, nämlich: 
Saul Elkan - Saul Elkan 
Heym Josef 
Simon Samuel 

Salomon Jacob 
Michael Lazarus 

Ww. Jacob Henoch 

Joseph Jacob 
Unverehel. Heil Jacob 

Ww. Abraham Elkan 
Marcus Elkan 

Ww. Levin Mendel 
Unverehel. Heinde Levin 

Unverehel. Dine Levin 
Unverehel. Ester Levin 

Gabriel Jacob 
Hirsch Levin 

David Moses Cracau 
Moses Samuel 

Simson Liepmann 
Salomon Moses 

- Josef Heymann 
- Simon Samuel 
- Salomon Salinger 

- Lazarus Michaelis 
- Jacob Henoch 
- Joseph Salinger 

- Heil Jacob 

- Ww. Abraham Elkan 

- Marcus Mottge 
- Ww. Levi 

- Heinde Levi 

- Dine Levi 
- Ester Levi 

- Gabriel Jacob 
- Hirsch Levin 

- David Moses Cracau 

- Moses Mendel 
- Simson Liepmann 
- Salomon Moses 

Die Behörden waren ständig besorgt um die pünktliche und gewissenhafte Ausfertigung der Li-
sten, angefangen bei der Kurmärkischen Regierung in Potsdam bis zum Bürgermeister von Neustadt 
Eberswalde. 
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KrA: Akte 242, BI. 5 
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R. Schmidt entnahm dem Protokoll eines Aktenstückes über die jüdische Gemeinde aus dem Jahre 
1817, das aber heute nicht mehr auffindbar ist, daß diese Zeit eine ziemlich bewegte gewesen sein muß. 
In der Januarversammlung der jüdischen Gemeinde wurde von sämtlichen Mitgliedern verabredet und 

beschlossen: 
„Erstlich versprachen sämtliche Mitglieder sich ruhig, friedlich, anständig, sowohl bei jeder Versammlung 

als in der Synagoge zu verhalten". 
Im Jahre 1820 trat wohl etwas Ruhe im Leben der Gemeinde ein. Der Bau einer Synagoge nach ihren 
Wünschen war ein besonderer Meilenstein in ihrer Entwicklung. 
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Im August 1828 bewarb sich der jüdische Kaufmann Moses Mendelsohn aus Rothenburg um das 
Bürgerrecht in Eberswalde. Da der Magistrat ihm über die Verhältnisse in der jüdischen Gemeinde 
keine genaue Auskunft geben konnte, bat er diese, „folgende Punkte auszuweisen". 
Der Vorsteher der Gemeinde J. Heimann antwortete: 

„ad 1. und ad 21 so sind sämtliche Mitglieder der Gemeinde Eigenthümer der Synagoge und kann die durch 
das hiesige Königliche Stadtgericht so wie durch Herrn Kaufmann Meise! nachgewiesen 
werden. 
so existirt der Begräbnißplatz zwar schon vor der Zeit mehrerer der gegenwärtig eingetre-ad 3. und ad 41 
tenen Mitglieder, und sind nicht allein für die Umwährung desselben die Gelder aus der 
Gemeinde Casse sondern werden auch noch immer die gegenwärtigen Unterhaltungsko-
sten daraus entnommen. 

ad 5/ Gründet sich die Forderung der 70 Rt1r Antrittsgeld eines fremden hier einheimisch wer-
denden Mitgliedes: 
a, auf den Eintritt als Mitglied in der Gemeinde selbst. 
b, auf die freie Theilnahme am Begräbnißplatz bei einem etwaigen Todesfall für sich und 

seine umgebene Familien. 
c, für die Clberweisung eines Manns- und Frauen-Sitzes in der Synagoge als Eigenthum. 

und d, sollen demjenigen gleich jedem älteren Mitgliede alle Rechte hinsichtlich der jüdischen 
Ceremonial-Gesetze zustehen und zu Theil werden. 

61 bin ich der unterzeichnete gegenwärtiger Vorsteher der Gemeinde, und soll alle Jahr 
die neue Wahl eines Vorstehers beginnen. 

und: ad, 

Neustadt Ebers d 17 September 1828 
walde 

J. Heimann" (Akte 1908, Bi. 4) 

Die 24 §§ eines Schriftstückes in der Akte Nr. 1908, BI.10-16, vom 18. August 1829, unterschrieben 
von den „Mitgliedern der hiesigen jüdischen Gemeinde" stellen einen Versuch dar, das Leben in der 
Gemeinde und die Ordnung in der Synagoge zu festigen. Einige §§ sind in etwas ausführlicherer 
Form gleichen Inhalts wie die ein Jahr vorher dem Magistrat beantworteten Punkte. Finanzielle 
Probleme nehmen einen größeren Raum ein, vor allem Sonderregelungen für einzelne Mitglieder 
der Gemeinde. Allgemeine Verpflichtungen für alle Mitglieder betreffen die Paragraphen: 
"§ 2 Jedes Mitglied verpflichtet sich jährlich 4 Thaler Opfergelder wovon die eine Hälfte ultimo März und 

die andere ultimo September vom Vorsteher eingezogen werden wird, zu zahlen. 
§ 6 Wenn der Vorsteher die Gemeinde zusammenberufen läßt, so ist der ohne Grund absichtlich Ausblei-

bende nicht allein gehalten, fünfzehn Silbergroschen Strafe zu zahlen,sondern er muß sich auch alles 
das gefallen lassen, was während seiner Abwesenheit beschlossen ,und für ihn nachtheilig ausgefallen 
seyn könnte, dringende Reisen und Krankheitsumstände machen aber eineAusnahme rücksichtlich der 
Strafe und des eigenen Nachtheils. 

§ 12 Nach alter Sitte und Gebrauch werden die hier durchreisenden jüdischen Armen am Sabbat und Fest-
tagen in Nahrungsmittel unterhalten, wer daher einen Armen die Beköstigung versagt, sobald derselbe 
vom Vorsteher die Anweisung besitzt, hat pro Tag 5 Silbergroschen zu zahlen, welche dem Armen aus 
der Casse vergütigt werden sollen, und die der zurückweisende wiederum sofort zu erstatten sich hier-
durch verpflichtet. Krankheits und besondere Umstände sollen aber berücksichtigt werden." 

Während dieser für die jüdische Gemeinde in unserer Stadt sehr bewegten Zeit, versuchte die „Ge-
sellschaft zur Förderung des Christentums unter den Juden", Sitz Berlin, auch in 
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Neustadt=Eberswalde zu werben. In einem Schreiben der „Königlichen Regierung /Abtheilung für 
Kirchen=Verwaltung und Schulwesen" vom 14. Mai 1833 heißt es wörtlich: 
„In der abschriftlichen Anlage erhalten Sie die auf eine Immediat=Eingabe des Berliner Comite der Gesell-
schaft zur Beförderung des Christenthums unter den Juden erlassene Allerhöchste Kabinets Order vom 311e" 
März d.J., wonach den ausgesendeten Missionaren bei der Ausübung ihres Geschäfts, insofern sie sich in den 
Grenzen desselben halten, kein Hindernis in den Weg gelegt werden soll, mit der Aufforderung, sich nicht 
nur selbst nach der selben zu achten, sondern auch den Geistlichen Ihrer Superintendentur zur Achtung be-
kannt zu machen." (Akte 227, Bl. 83) 

In der gleichenAkte sind die beiden Werbematerialien enthalten. Das umfangreichste ist mit 7 Druck-
seiten die Satzung vom 9. Februar 1822 mit einer Königlichen Bestätigung unterzeichnet von Fried-

rich Wilhelm auf Seite 7. Ein Schreiben machte jedoch folgende Einschränkung: 
„Daß keine Juden zum Unterricht in der christlichen Religion angenommen werden sollen, bis nicht von 
ihrem unsträflichen Wandel sichere Nachricht eingezogen und darüber schriftlich glaubhafte Atteste ein-
gereichet worden." 
Die Juden warben sicherlich gleichfalls für ihre Religion, was aus dem Protokoll einer Belehrung zu 
entnehmen ist, zu der der Bürgermeister am 16. Februar 1835 den Vorsteher der jüdischen Gemein-
de eingeladen hatte. Das Protokoll lautet: 
„Zufolge Landräthl. Verfügung vom 28. v.M. erschienen auf Vorladung aus der hiesigen Judengemeinde 
I. Der Vorsteher Handelsmann Abel Kann 
2. Der Jüdische Kaufmann Loser Michaelis 
beiden wurde eröffnet, daß nach höheren Bestimmungen, es nicht gestattet sey, einen Christen in ihre Religi-
ons Gesellschaft aufzunehmen, bevor er nicht von der vorgesetzten geistlichen Behörde aus der Gemeinschaft 
der Christen entlassen werden sey, die jüdische Gemeinde, welche gegen Bestimmungen handele, eine Strafe 

von 18 Rt fiir jeden Contracentions-Fall erlegen muß. 
Die beiden jüdischen Glaubensgenossen erklärten, daß sie von der ihr gewordenen Bekanntmachung die Ge-
meinde in Kenntnis setzen auch den Jüdischen Kantor und Vorsänger das nöthige wissen lassen wollen tra-
gen auch darauf an ihnen eine Abschrift der Verhandlung zur Aufbewahrung und Vorzeigung besonders bei 
der fast jährlich vorkommenden Wechselung mit dem jüdischen Lehrer zu ertheilen Vorgelesen geneh. unter-

schrieben 
Loser Michaelis J. Kann auch Knoenagel (Bürgermeister d.V.)" 

Ein „Circulare an sämmtliche Herren Superintendenten der Provinz Brandenburg vom 16. Maerz 1835" ord-
nete an: 
„Da der übertritt christlicher Personen zum Judenthum dem Allerhöchst ausgesprochenen Willen Sr. Maje-
stät des Königs zuwider ist, so soll von bekannt werdenden Versuchen zu einem solchen Uebertritt insoweit 
Notiz genommen werden, daß ein Geistlicher diejenige Person, welche zum Judenthum überzutreten beab-
sichtigt, zweckmäßig belehre und ermahne. 
Vorkommende Fälle dieser Art sind sofort bei uns anzuzeigen und Sie werden hierdurch beauftragt, die Geist-
lichen Ihrer Diözese dieserhalb mit Anweisungen zu versehen. 

Berlin, den 16. Maerz 1835 
Königl. Consistorium der Provinz Brandenburg" 

Dieses Schreiben trägt die Unterschriften von 10 Pfarrern der hiesigen Superintendent= (Akte 227, BI. 89) 

Weitere Weisungen gaben die Kabinets Ordre vom 29. März 1837 über Trauungen jüdischer Re-
ligions Verwandten und die „Verordnung von 13. August 1837 über die Verpflichtung der Judenschaft, 
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den Gebrauch ihrer Synagogen, denjenigen ihres Glaubens zu gestatten, welche nicht zu ihrer Gesell-
schaft gehören." 

Folgende Verordnung vom 6. Juli 1936 sollte mit besonderem Nachdruck durchgesetzt werden: 
„Ihre König!. Majestät haben schon früher anbefohlen, daß den Juden nicht gestattet seyn solle, christliche 
Taufnamen als Vornamen zu führen und haben gegenwärthig angeordnet, daß dieser Befehl allgemein einge-
führt werden soll. Die Königl. Regierung hat daher die Synagogen und Kultusbeamten der Juden es als ein 
ausdrückliches allerhöchstes Verbot bekannt zu machen, daß künftig keinem Juden ein christlicher Vorname 
belegt werden dürfe." 

Am 23. März 1841 wurde dem Magistrat mitgeteilt, daß solche christlichen Vornamen für Juden 
verboten sind, die mit der christlichen Religion in Beziehung stehen, „wie Benatus, Peter auf eigent-
liche Dogmen der christlichen Kreise beziehen, so wie etwa die vom Namen des Erlösers hergeleitet oder 
damit zusammengesetzten Vornamen, wie Christoph, Christian u.s.w. Nach dieser Grundlage hat die 
Regierung zu entscheiden." 

In der Akte Nr. 245 ist auf einem Schreiben aus dem Jahre 1845 zum ersten Mal das Siegel der „ Is-
raelitischen Gemeinde Neustadt/E" vollständig erhalten. Das Schreiben betrifft die Bestätigung der 

Trauungs-Aufbietung der Jungfrau Sophie, Tochter des Herrn Saul Liepmann, hier, mit dem Herrn 
Abraham Philippsborn aus Königswusterhausen. 

Die Bildung der Synagogen=Gemeinde Neustadt-Eberswalde 

Die Neuordnung Europas auf dem Wiener Kongreß 1814/15 beschränkte in verschiedenen deut-
schen Ländern von neuem das gerade erst erworbene Bürgerrecht der Juden. So erging noch 1841 
eine königlich preußische Kabinettsorder mit der Anordnung, den Begriff Staatsbürgerrechte in Be-
zug auf die Juden überhaupt zu vermeiden. Wesentliche Veränderungen zur Gleichstellung der Ju-
den brachte das Gesetz vom 23. Juli 1847. Nachdem dieses von den Ministerien für geistliche Ange-
legenheiten und des Inneren mit näheren Instruktionen versehen worden war, wurde es mit Datum 
vom 7. September 1847 (Akte 236, Bi. 1, 2) „An Sämmtliche Herren Landräthe" geschickt, um „diejeni-
gen Vorschriften desselben zur Ausführung zu bringen, welche das Reßort der Verwaltungsbehörden berüh-
ren" 

Erläuterungen wurden u.a. gegeben zu § 1., wonach die Freizügigkeit der inländischen Juden kei-
nerlei Beschränkungen mehr unterlag und bei Verlegung des Wohnortes im Inland nicht mehr der 

Genehmigung des Königlichen Ministeriums des Innern bedurfte. Nach § 2. waren die Juden zwar 
von der Position „eines Bürgermeisters und Oberbürgermeisters ausgeschlossen; sie sind aber zu Magi-

strats-Mitgliedern wählbar". Sie durften aber „weder an der Berathung und Abstimmung über christliche 
Cultus- und Unterrichts Angelegenheiten Theil nehmen". 
Weiter angeführte §§ befassen sich besonders mit Erläuterungen zur Bildung der Synagogen=Bezirke, 
die, wie es der Einleitung des Schreibens zu entnehmen ist, möglichst „nicht in verschiedene landräht-
liche Kreise fallen" sollten. Da aus den „von den Herren Landrähten uns früher erstatteten Berichten be-
kannt, in welchen Städten unseres Verwaltungsbezirks sich Synagogen befinden, auch ist uns aus den letzten 

statistischen Tabellen die Zahl der Juden überhaupt, sowie die Zahl der Juden in den Städten bekannt; wir 
wissen jedoch nicht, an welchen Ortschaften des platten Landes Juden wohnen und auf wie hoch sich die Zahl 
derselben in diesen Ortschaften beläuft.- Da hiervon die Abgrenzung der einzelnen Synagogen =Bezirke ab-
hängig ist, so fordern wir Euer: pp auf, uns eine Nachweisung der auf dem platten Lande Ihres Kreises woh-
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Unterschriften der „hiesigen 
selbständigen jüdischen 
Fanlilienväter" vom 
20. Oktober 1847 

KrA: Akte 236, BI. 6 
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nenden Juden mit Angabe ihres Wohnortes und der Entfernung desselben von der 
nächsten Synagoge baldigst einzureichen." 
Der Landrat aus Freienwalde gab die Regierungsverfügung am 22. Septem-
ber 1847 an den Magistrat von Eberswalde mit der Bitte um „baldige Über-
sendung einer Nachweisung der jüdischen Bevölkerung und deren Cultzis-Ver-
hältniße". (Akte 236, Bi. 3) 
Der Magistrat lud zum 20. Oktober die „ hiesigen selbständigen jüdischen 
Familienväter" ein und befragte sie „über ihre Verhältnisse und die Teilnahme 
der außerhalb wohnenden jüdischen Familien an den hiesigen Cultus- und Ge-
meinen Anstalten". Aus dem hierüber verfaßten Protokoll ist zu ersehen, daß 
sich 10 jüdische Familienväter unter dem „Vortritt des Vorstehers der Gemeinde 
Philippsohn eingefunden hatten." Auskunft über das Ergebnis der Befragung 
geben sowohl das Protokoll sowie das daraus resultierende „ Decret" an den 
Landrat. Hier waren die schon bekannten Verhältnisse zu dem Begräbnis-
platz, zur Synagoge und Schule wieder aufgeführt. Neu erschienen die 
Angaben zu den Juden „auf dem platten Lande": 
„Bis jetzt haben sich zur hiesigen Gemeinde gehalten und den gottesdienstlichen 
Handlungen in der Synagoge beigewohnt 
1, der Händler Zeidler zu Hohenfinow 
2, der Händler Cohn zu Liepe 
3, der Händler Hirschberg zu Liepe 
4, der Händler Meyer zu Gersdorf 

1 Meile 
1114 Meile 
dgl. 
1 Meile 

In der hiesigen Gegend wohnen jetzt jüdische Familien 
1 Meile 
1 Meile 
1 Meile 
1 Meile 
314 Meile 
1 112 Meile 
1 112 Meile 
1 112 Meile 

1 Familie 
3 Familien 
1 Familie 
1 Familie 
1 Familie 
1 Familie 
1 Familie 
1 Familie" 

1, Fraenkel aus Trampe 
2, Niederfinow 
3, Haegermühle 
4, Schoepfurth 
5, Lichterfelde 
6, Melchow 
7, Grünthal 
8, Senftenhütte 
(Akte 236, BI. 5-8) 

Am 11. April 1853 verlangte der Landrat aus Freienwalde erneut eine Li-
ste, auf der alle Juden namentlich, nach Stand, Alter, männlich oder weib-
lich usw. erfaßt werden sollten. 
Sie ist die erste, die über die Mitglieder des Synagogen-Bezirkes Eberswal-
de genaue Auskunft gibt. Danach gab es 105 Juden, davon 27 Männer, 26 
Frauen, 16 Kinder über 14 Jahre und 36 darunter. Als Berufe finden sich 20 
Handelsleute, 2 Pferdehändler, 1 Commis, 1 Schneider, 1 Schankwirt und 
ein Rentier von 91 Jahren. Bei den Frauen ist 1 Köchin und 1 Jungfrau im 
Alter von 50 Jahren angegeben (Akte 236, Bl. 13, 14) 

Ein umfassender Bericht des Gemeindevorstehers J. Simon Samuel an den 
Eberswalder Magistrat vom 25. Juni 1842 sagt zum Begräbnisplatz, daß 
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dieser „nach der Versicherung älterer Mitglieder der Gemeinde schon seit vielleicht 100 Jahren vorhanden 

und von der Stadt gekauft. Die Erhaltung der Bewährung des Begräbnisplatzes dürfte durchschnittlich auf 5 
Thaler jährlich anzurechnen seyn, weil der Begräbnisplatz in der Heide liegt und den Muthwillen schaden-
froher Menschen zusehr ausgesetzt ist." (Akte 1908, Bi. 28) 

Im Februar 1851 ist die Commune „jetzt damit beschäftigt, das Geheege hinter dem Försterhause, in wel-
chem der jüdische Begräbnisplatz belegen, abzuholzen." In diesem Zusammenhang erwog nun die jüdi-
sche Gemeinde eine Erweiterung ihres Begräbnisplatzes und so erschien am 21. März 1851 „der jü-
dische Lehrer Walter und trägt im Namen der Gemeinde vor: Der jüdische Begräbnisplatz wird mit jedem 
Jahr beschränkter, und es muß bei Zeiten Bedacht genommen werden, diesen zu erweitern, mögs sich gegen-
wärtig die beste Gelegenheit darbieten, und der Holzbestand beim Kirchplatz abgeholzt ist, weshalb die Ge-

meinde darauf anträgt: ihr einen Morgen von dem abgeholzten Forstgrund geneigtest überweisen zu lassen." 
(Akte 1908, Bi. 35) 

Die Gemeinde erwog als Kaufpreis „ Wegen des sehr schlechten und sandigen Bodens 10 Thaler", das 
Collegium des Magistrats hielt aber „25 Thaler pro Morgen für angemessen, ähnlich dem Forstboden, 
welcher an die Eisenbahn verkauft ist". Wegen der beschränkten Mittel der Gemeinde einigte man sich 
auf den Ankauf von 1/4 Morgen für bar 7 1/2 Thaler. (Akte 1908, Bl. 35 Rs.) 

Den Verkauf für 6 Taler, 7 Silbergroschen und 6 Pfennige genehmigte die Königliche Regierung 
in Potsdam. 

Am 18. Oktober 1851 wurde der bereits am 22. Juli ausgehandelte Kaufvertrag mit dem Gerichtssie-
gel rechtskräftig. Die Kosten des Vertrages übernahm die jüdische Gemeinde. Wie der beigefügten 
Zeichnung zu entnehmen ist, stellte das neu erworbene Land eine erhebliche Erweiterung dar. 1862 

war der inzwischen marode gewordene Holzzaun des Begräbnisplatzes durch eine massive Ziegel-
mauer ersetzt worden. Die Ausgaben dafür betrugen 550 Taler. Die Ziegel lieferte die Noebelsche 
Ziegelei (ehem. in der Nähe des heutigen Leibniz-Viertels gelegen). Einige der Ziegel tragen den 
Aufdruck „Neustadt E/W. Noebel", wie man bei den Rekonstruktionsarbeiten 1991 feststellte. 

1854 fand in der jüdischen Gemeinde eine besondere Feier statt, über die R. Schmidt 1928, S. 15 
berichtete: 

„Die Goldene Hochzeit des ersten Vorstehers der jüdischen Gemeinde nach dem 1828 erschienenen Gemein-
destatut - des Bürgers und Eigentümers Joseph Heimann mit Sarah Elkan wächst sich zu einer allgemeinen 
Stadtfeier aus. In den 145 Jahren seit sich (1696) aufs neue jüdische Familien hier niederließen, fand noch 
keine ähnliche Feier bei der jüdischen Gemeinde statt. Im Angelyschen Gasthof (früher am Finow-Kanal in 
der Nähe der Friedensbrücke d. V.) fand eine große öffentliche Feier statt, bei der Bürgermeister Knönagel dem 

Jubilar verkündete, daß eine gänzliche Befreiung von allen städtischen Abgaben für ihn eingetreten sei. Ban-
kier Hirschfeld aus Berlin trug ein Gedicht vor, das mit dem später zum geflügelten Wort gewordenen Reime 
schließt: 

Wer glücklich zverden will und alt, 
Der leb in Neustadt-Eberswald! 

Ein großes Souper und eine Armenspeisung beschlossen diesen festlichen Tag." 

Am 14. März 1855 fanden zum ersten Mal Wahlen des Vorstandes und der Repräsentanten für den 
nach den Vorschriften des Gesetzes in unserer Stadt neu gebildeten Synagogenbezirk statt. 
Das Protokoll des ersten Wahlganges, unterzeichnet vom damaligen Bürgermeister Michaelis nannte 
laut Acclamation 13 Repräsentanten und 3 stellvertretende Repräsentanten. Aus der Reihe der er-
steren wurden die Vorstandsmitglieder gewählt 

1. Simon Samuel, Kaufmann, hier 
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2. Levin Elias Schönlank, Kaufmann, hier 
3. Casper Philippsohn, Kaufmann, Biesenthal 

Als Stellvertreter mit absoluter Majorität: 
1. Abraham Liepmann, Kaufmann, hier 
2. Samuel Elkan, Kaufmann, hier 

Die 9 Repräsentanten waren: 
1. Jacob Hirschfeldt, Steinfurth 
2. Sally Liepmann, Lichterfelde 
3. Isidor Jonas, hier 
4. Nathan Zeidler, Hohenfinow 
5. Hirsch Schwarz, hier 
6. Abel Kann, hier 
7. Simon Lewy, Grünthal 
8. Saul Liepmann, hier 
9. Abraham Heymann, hier 

Deren Stellvertreter waren: 
1. Theodor Hammerstein, hier 
2. Moses Philippsohn, Heegermühle 
3. Michael Hirschfeld, Schöpfurth 

Nach Beendigung des Wahlgeschäftes haben die Anwesenden zum Zeichen der Genehmigung der 

Versammlung das vorgelesene Protokoll unterschrieben (Akte Nr. 1901, Bi. 39). 
Potsdam beanstandete den Wahlvorgang am 20''" April 1855 mit dem Hinweis, daß der Vermerk 
von der Annahme der Wahl fehle. Dieser wurde nachgereicht und die Wahl war gültig. 

Gewählt wurde auch in der jüdischen Gemeinde nach dem damals geltenden Dreiklassen-Wahl-
recht. En einer „Liste der stimmfähigen Mitglieder der Synagogen=Gemeinde zu Neustadt EIW nach ihrer 
Eintheilung in Klassen" wurden 5 Mitglieder der Klasse 1 genannt, deren Einkommen höher als 600 
Taler lag, 7 Mitglieder der Klasse 2, deren jährliches Einkommen zwischen 400-600 Taler lag und 17 
Mitglieder der Klasse 3 mit einem jährlichen Einkommen von 100-350 Talern. Nach dieser Eintei-
lung mußten die Mitglieder auch für das Aufbringen des Etats einstehen, das heißt, jede Klasse hat-
te ein Drittel der erforderlichen Beträge aufzubringen. Im Jahre 1856 betrug der Etat 336 Taler, wo-
von allein der Lehrer Fraenkel mit einem Gehalt von 110 Talern bezahlt werden mußte. 
Nach § 41 des Gesetzes über die Verhältnisse der Juden vom Juni 1847 galt die Wahl des Vorstandes 
auf 6 Jahre, „jedoch scheidet in Gemaßheit des § 42 1.c. nach Ablauf der ersten 3 Jahre, die Hälfte der Vor-
stands-Mitglieder und der Repräsentanten nach dem Loose, demnächst jedes Mal die ältere Hälfte aus." 

Jetzt begannen die Verhandlungen um das Statut der Synagogen=Gemeinde. Am 3. August 1855 
ging ein Schreiben an den Hochwohllöblichen Magistrat: 
„Betrifft die Bildung der Synagogen=Gemeinde Neustadt lEbw. Einen Wohllöblichen Magistrat, beehrt der unter-
zeichnete Synagogenvorstand sich, in Folge der verehrlichen Verfügung vorn 7. Mai d. Jhr. in den Anlagen das 
entworfene Statut für die Synagogen=Gemeinde Neustadt I Ebw in drei Exemplaren, nebst einer Abschrift der 
Genehmigungs= und Vollziehungs-Verhandlung vom 24. d. Mts. mit der gehorsamen Bitte zu überreichen: 
geneigtst die Bestätigung des Statutes veranlassen zu wollen. Hierbei erlaubt sich der Vorstand die gehorsame Be-
merkung, daß sich die Original-Verhandlung vom 24. d. Mts. und das vollzogene Exemplar des Statutes in dem 

Archiv der Synagogengemeinde befinden. 
Neustadt Ebw. den 30. Juli 1855 
Der Synagogenvorstand L. E. Schönlanck 

S. Simon Samuel" (Akte 1901, Bl. 42) 
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Die Regierung in Potsdam, Abt. Inneres verlangte die Ausrichtung nach dem Muster des Statutes 
der Gemeinde in Frankfurt a. d. 0. mit V Abschnitten und 112 §§. Das Eberswalder Statut hatte XI 
Abschnitte aber nur 85 §§. Da die Zeit drängte, mahnte der Vorstand am 8. Februar 1856 die Bestä-
tigung an. Mit Unterschrift bescheinigten die Mitglieder des Vorstandes am 3. April 1856: 
„Das bestätigte Statut für die hiesige Synagogen =Gemeinde haben wir ausgehändigt erhalten." 
Damit konnte C. Müller in Eberswalde den Druck des Statutes beginnen. Das Datum der Gültigkeit 

ist: „ Potsdam, den 17. März 1856". 

Der § 1 des Statutes lautet: 
„Der Synagogen=Bezirk Neustadt=Ebw. wird gebildet aus den jüdischen Einwohnern zu 
Netistadt=Ebersw., Biesenthal, Grünthal, Heckelberg, Heegermühle, Hohenfinow, Lichterfelde, Schöp-
furth, Steinfurth und Tuchen." 
Jedoch begannen bald Auseinandersetzungen über einige §§, so zu § 67: „Die Benutzung der der 
Gemeinde gehörigen Synagogenstände bleibt der Disposition des Vorstandes überlassen." Aus einem 
Schreiben der Polizeiverwaltung vom 31. Juli 1856 ist zu entnehmen, daß dieser Streit zwischen 
dem Vorstand und den Repräsentanten ausgebrochen war. Die Repräsentanten drangen auf eine 
kostenlose Benutzung der Synagogenstände, der Vorstand bestand auf der bisherigen Regelung 

der Verpachtung. 
Dieser anfänglich kleine Streit um die Synagogenstände weitete sich zu einer beschämenden 
Situation in der jüdischen Gemeinde unserer Stadt aus. Dies widersprach auch dem ebenfalls 
1856, im Dezember, erstellten „Synagogen=Regelement für die Syna-gogen=Gemeinde Neustadt-
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Eberswalde". Im §2 heißt es: 

„Jeder, der die Synagoge betritt, hat sich geräuschlos nach seinem Platze zu bege-
ben und sein Gebet leise zu verrichten, alles übrige Sprechen und Umherschwei-
fen zu vermeiden und sich überhaupt so zu verhalten, wie es die Heiligkeit des 
Ortes erheischt." So schrieb der damalige Lehrer J. Gutmann am 18. April 
1860 an den Magistrat: 

„.. . Unruhige, böswillige Individuen suchen in zügellosem Haß gegen den Vor-
stand, Unruhe und Streit im Gotteshause anzufachen, man widersetzt sich den 
Anordnungen des Vorstehers und sucht absichtlich die im Synagogen=Reglements 
enthaltenen Anordnungen zu mißachten und ihnen zu widerstreben. Daß mein 
religiöses Gefühl bei solchem Treiben höcht gekränkt und beleidigt wird, ist wohl 
einzusehen .. .. Sehr dankend würde ich es anerkennen, wenn von Seiten unserer 
städtischen Obrigkeit, die strenge Befolgung dieses Reglements durch Anschlag 
an die Synagogenthür befohlen und bekannt gemacht würde". (Akte 1901, Bi. 72) 

Auch der damalige Vorsteher Kaufmann Isidor Jonas wandte sich am 8. Mai 
1860 an die Polizeiverwaltung betreffs der Streitigkeiten in der Syna-
gogen=Gemeinde. Er schrieb, daß er als gewählter Vorsitzender sich in sei-
ner Funktion verpflichtet hielte, auf Ruhe und Ordnung in der Synagoge 

laut Synagogen-Reglement zu achten und „streng zu handeln. Hierdurch hat 
sich eine Gehässigkeit und Opposition in der Gemeinde gegen mich gebildet." Die 

Repräsentanten hatten nun auf einer Versammlung beschlossen, ihn als 
Synagogen=Vorstand abzusetzen. Er schrieb weiter: „Dieses Verfahren ist je-
doch ungesetzlich und eigenmächtige Willkür". Da er gesetzmäßig nach Vor-
schrift gewählt wurde, „kann ich der Funktion als Synagogen=Vorsteher ohne 
hinlänglichen Grund nicht entsetzt werden, am wenigsten ist das Repräsentan-
ten-Kollegium dazu befugt . . .. Am verwichenen Sonnabend, als ich in der Syn-
agoge mein Amt wieder verwaltete, erhob sich nach beendigtem Gottesdienste ein 
fürchterliches Geräusch und Toben im Gotteshaus, welchem ich mich, da ich die 
Absicht hierzu wahrgenommen durch meine Entfernung entzog. Besonders wa-
ren es die Herren Schwarz Hendel und Löwenthal, welche sich der gemeinsten 
Schimpfworte und Redensarten bedienten. Letzterer bemächtigte sich eines Schäch-
telchens mit Marken, welche in der Synagoge gebraucht werden und die sich auf 
meinem Sitz befanden .. . Mit den Marken hat es folgende Bedeutung: Es wer-
den allsabbathlich in der Synagoge einige Kapitel aus Pentateuch vorgelesen, 
die in 7 Abschnitte geteilt sind. Zur Vorlesung jeden Abschnittes wird aus den 
Anwesenden Einer mit dem hierzu bestimmten Segensspruch beehrt. Diese 
Beehrung wird vom Synagogen Vorsteher verliehen und um jedes Geräusch 
zu vermeiden, läßt derselbe dem Beehrten vorher eine Marke zukommen, auf 
welcher die Rangordnung vermerkt ist. Die Marken sind demnach beim Got-
tesdienst unumgänglich nöthig . . .". (Akte 1901, BI. 85, 86) 

Dieser Brief hatte zur Folge, daß sich die Polizei mit einer Untersuchung 
der Lage in der Gemeinde beschäftigen mußte. Im Bericht über das Ergeb-
nis steht," daß sich einige Zeit unter den Mitgliedern der Synagogen=Gemeinde 
Zankigkeiten entstanden sind, die ihren Grund mutmaßlich gegen den 
Synagogen=Vorsteher fonas und den jüdischen Lehrer Gutmann haben mögen 

Siegel „ Vorstand 
der Synagogen=Gemeinde 
Neustadt", unter einem 
Schreiben vom 
20. Febr. 1868 
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. . ." Es heißt an anderer Stelle, „ein Teil der Mitglieder haben sich vom öffentlichen Gottesdienst zu-
rückgezogen, indem sie die Synagoge nicht mehr besuchen. Auch der Kaufmann Marcus Schönlank 
mehrere Mitglieder zu einem Gottesdienst in seinem Hause versammelt gehabt." (Akte 1901 Bi. 87) 
Zu den Auseinandersetzungen in der Synagogen=Gemeinde empfiehlt ein Brief des Landrates „An 
die Mitglieder der jüdischen Gemeinde Joseph Liepmann u. Genossen zu Neustadt EIW", sich in allen An-
gelegenheiten nach den Statuten zu richten und ein solcher an die Polizeiverwaltung, die Einhal-
tung der Statuten in der Synagogen=Gemeinde zu überwachen. Im übrigen bliebe es den Kontra-
henten überlassen, „die Entscheidung über den Rechtsweg zu suchen." (Akte 1901, Bl. 94, 95) 

Nun trat wohl allmählich Ruhe in der Gemeinde ein. Schließlich blieb Lehrer Gutmann fast 10 Jah-
re, bis 1867, im Dienst, der Vorsteher I. Jonas, einst sehr angefochten, bis zu seiner Auslosung Anf. 
1865 im Vorstand. Alle Mitglieder befolgten die Anweisungen des Statutes ohne große Beanstan-
dungen. Auch die Zahlung der Beiträge bereitete nicht mehr so große Schwierigkeiten. Allerdings 
versuchte der Vorstand rückständige Beiträge einzelner Mitglieder aus den Gutsbezirken mit Hilfe 
des Gutsbesitzers von Bethmann Hollweg, einzutreiben. Bei dem Färber Joseph Zeidler aus Hohen-
finow mußte jedoch festgestellt werden, daß „. . . Die Exekution aus vorstehenden Gründen (keine 
Pfandstücke) gänzlich fruchtlos ausgefallen ist." 

Inzwischen hatten sich mehrere jüdische Familien im Synagogen-Bezirk angesiedelt. Allein die Ein-
wohnerzahlen von Eberswalde belegen dies. 1867 waren von 8044 Einwohnern 7101 evangelisch 
und 701 katholisch, 67 gehörten einer Sekte an und 175 Bürger waren mosaischen Glaubens. 
Zu den Neuansiedlern im Synagogen=Bezirk gehörten die Gebrüder Hirsch, der Kommerzien-
rat Joseph Hirsch und sein Bruder Gustav Hirsch. Der ehemalige Obermeister Robert Hensel 
schrieb 1929 in seinen Erinnerungen: 
„Nachdem Messingwerk im Jahre 1863 durch die Halberstädter Metallhandels-Firma Aron Hirsch & Sohn 
vom Preußischen Staate, vertreten durch das Oberbergarnt Halle a.M. Saale käuflich erworben war . . . Trotz 
Anfangsschwierigkeiten und manchen Rückschlägen entwickelte sich das Werk unter der Leitung Gustavs 
Hirsch zu einem Riesenunternehmen . . . Gustav Hirsch war mit der Tochter des berühmten Rabbiners Lea 
Hildesheimer verheiratet. Eine Reihe Mitstreiter in der Firma waren jüdischen Glaubens." 
Die Königliche Regierung, Abtheilung des Innern teilte am 26. März 1868 dem Landrat Grafen Hae-
sler mit: „. . . bestimmen wir hiermit auf Grund der §§ 35 und 36 des Gesetzes über die Verhältnisse der 
Juden vom 23. Juli 1847, daß die Ortschaften . . .", es folgen die Namen der 23 Ortschaften, darunter 
auch Messingwerk, „mit dem Synagogen=Bezirk Neustadt Ebw. vereinigt werden . . . Euer Hochgeboren 
wollen hiernach das Erforderliche veranlassen, insbesondere die Synagogen gemeinden zu Neustadt E/W. . . . 
von unserer Entscheidung unverzüglich in Kenntniß setzen . .." (Akte 236, B1.30) 
Ein Jahr später erhob Gustav Hirsch dagegen Einspruch mit einem Schreiben vom 29. November 
1869 aus „Messingwerk": 
„Einem Wohlöbl. Magistrat 

beehre ich mich hierdurch gehorsamst zu benachrichtigen, daß ich vom 1sten Januar d.J. ab hier selb-
ständig eine jüdische Gemeinde bilden werde, und den Vorstand der jüdischen Gemeinde dort davon benach-
richtigt habe, daß ich vom 1ten Januar ab aus der dortigen Gemeinde ausscheide, und keinen Beitrag mehr 
zahlen werde. Einen jüdischen Lehrer und Schächter habe ich hier bereits angestellt. 

Gustav Hirsch" (Akte 236, BI. 31) 

Der Landrath antwortete hierauf, da sich die Einwohner von Messingwerk ausdrücklich mit ihrer 
Zugehörigkeit zum Synagogen=Bezirk Eberswalde einverstanden erklärt haben. „Es muß hernach 
selbstredend hierbei verbleiben, wonach ich den Antragsteller zu bescheiden bitte. Eine Abänderung der 
Synagogen =Bezirke ist gesetzlich nur nach dem Bedürfnisse zulässig; ein solches würde also zunächst evtl. 
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nachzureichen sein, wenn irgend etwas in der Sache eingeleitet werden soll." (Akte 236, BI. 31 Rs) 
Dies war wohl zunächst eine Ablehnung, da Gustav Hirsch noch 1871 seine Wahl als Repräsentant 
für die jüdische Gemeinde Eberswalde annahm. 
Der weiteren Entwicklung nach muß eine eigene Synagogen=Gemeinde entstanden sein. Das Ge-
bäude, in dem die letzte Synagoge in Messingwerk war, steht heute noch, ebenfalls das Gebäude, in 
dem die koschere Küche innerhalb des alten Werkes eingerichtet war 
Robert Hensel schrieb in seinen Errinnerungen: „Gustav Hirsch . . . war ein frommer Angehöriger des 
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jüdischen Glaubens. Er hatte in Messingwerk eine School (Kapelle=Betsaal) eingerichtet." Dieser Betsaal 
wurde in den Gebäuden der ehemaligen Nußbaumschen Ziegelei eingerichtet und zwar für katho-
lische, neuapostolische Mitarbeiter sowie für seine jüdische Glaubensgenossen. Heute ist in der 
genannten Ziegelei an der Altenhofer Straße in der Nähe des Schwanenteiches nur noch die Neu-
apostolische Gemeindekirche. Die „Neue Synagoge" baute Hirsch in der heutigen Erich-Steinfurth-
Straße, gleich am ehemaligen Hüttenamt. Dort steht sie heute noch mit ihrer Säulenvorhalle. 
Hensel berichtete weiter: Gustav Hirsch „hielt streng darauf, daß der Sabbath von allen jüdischen Mitar-
beitern pünktlich und genau eingehalten wurde. Als Vorbeter und auch als Schächter war, solange ich mich 
erinnern kann, also etwa seit 1870, ein gewisser Pulvermann tätig. An den hohen Feiertagen jedoch sprach 
Gustav Hirsch selbst schon zu Pulvermanns Lebzeiten mit der ihm innewohnenden warmen und tiefen Her-
zensfrömmigkeit der andachtvollen kleinen Gemeinde die Gebete vor.- Nach dem im Jahre 1888 erfolgten Tode 
Pulvermanns ruhte auch der Gottesdienst am Sabbath und Neumond ganz in seinen Händen.- Mit seiner 
kräftigen, schönen und anmutsvollen Stimme hob er in diesen gottesdienstlichen Stunden alle jüdischen Be-
wohner Messingwerks und dessen Umgebung zu weihevollen Andachten empor. Zur Abhaltung einer Sab-
bathfeier sind mindestens 10 männliche Personen nötig. Dies waren damals in erster Linie folgende: 

Gustav Hirsch, Gotthard Calvary, J. Zeidler, Samuel Rosenbliith, Moses Hildesheimer, Magazinverwalter 
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facobi, Magazinverwalter Brock, Joseph und David Mizinski, Kolinski sen. und Adolf Kolinski, Adolf Hirsch, 
Katzenstein, Gustav fapha, Th. Löwenberg, I. Eiener, Schwab, Spangenthal, Rothenberg u. a. auch ein Arbei-
ter genannt Siegel (weil er so aussah wie Förster Siegel). 

Auch Aron Hirsch gehörte während seines Jugendaufenthaltes von 1881-84 dieser Gemeinde an." 
Diese Erinnerungen bestätigen den Bestand der jüdischen Gemeinde in Messingwerk. 

Die Entwicklung der Stadt Eberswalde und ihrer jüdischen Gemeinde 
nach dem Reichsgesetz von 1871 

Mit dem Reichsgesetz von 1871, das die Gleichberechtigung aller Konfessionen in bürgerlicher 
und staatsbürgerlicher Beziehung verankerte, war die rechtliche Gleichstellung der Juden voll-
zogen worden. War aber damit die volle Emanzipation der Juden erreicht? Der wirtschaftliche 
und soziale Aufstieg der Juden bewirkte eine Assimilation in die deutsche Gesellschaft, was mit 
einem Verlust an jüdischer Lebensart und Identität einherging. Die jüdischen Gemeinden wur-
den immer mehr zu konfessionellen Gemeinschaften. 

Politische und wirtschaftliche Krisen heizten wieder die traditionelle Judenfeindschaft an. Die 
prominentesten Antisemiten waren der Historiker Heinrich von Treitschke und der Hofprediger Adolf 
Stoecker, der die Christlichsoziale Partei gründete. Mit ihrer Agitation versuchten sie den Antisemi-

tismus hof- und gesellschaftsfähig zu machen. In Berlin kam es zu antijüdischen Kundgebungen 
und Ausschreitungen, die nicht ohne Auswirkungen auch auf die Umgebung blieben. Als einzige 
Partei setzte sich die Sozialdemokratie für die Juden ein, die selbst durch das Sozialistengesetz von 
1878 unter Verfolgung litt. 

An der positiven Entwicklung Eberswaldes durch Industrieneuansiedlungen und -erweiterungen 
sowie ihrem aufblühenden Wirtschaftsleben waren auch zahlreiche jüdische Kaufleute beteiligt. Die 
Straßen, in denen sich jüdische Kaufleute niedergelassen hatten, lagen in der Nähe ihrer Synagoge, 

Neue Kreuzstraße, 1904 
Links H. Alterthum Söhne 
Seidenwaren, Wollwaren, 
Trikotagen u. a. 
speiter Kaufhaus Lagro 

M: Fotoarchiv 

Gruss aus eberswala'e. Aue lt"revstrasse. 
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wie in der Rosenstraße, Breiten Straße, Steinstraße, Mühlenstraße und auf dem Markt. Diese Tradi-

tion wurde nun durchbrochen, als sich in der neu entstehenden Kreuzstraße (heute Friedrich-Ebert-
Straße) zahlreiche jüdische Geschäfte ansiedelten. So zog der Weißwarenhändler Albert Jacob von 
der Breiten Straße 52 in die Neue Kreuzstraße 15, es folgte Jacob Morgenstern, die Singerfiliale über-
nahm ein jüdisches Ehepaar. Im Haus Nr. 13 eröffnete Louis Feintuch ein Herrenkonfektionsgeschäft. 
auf der gleichen Straßenseite siedelten sich die jüdischen Kaufleute Wolfsfeld und Behr (Salaman-
der-Schuhe) an. Gegenüber baute Nathan Lindemann ein großes Kaufhaus, er hatte vorher sein Ge-
schäft in der Breiten Straße 37 („Pommersches Haus" genannt). Auf dieser Straßenseite war noch 
ein kleineres Geschäft (Etam) und am Kienwerder das große Geschäft von Josef Lagro, die Nr. 17. 
Ganz in der Nähe, Ecke Bismarckstraße bot das große Geschäft von Benno Glaß Herrenkonfektion, 
Berufsbekleidung und Schuhe an. 

Als Verbindung der Altstadt mit der zum Bahnhof führenden Eisenbahnstraße entwickelte sich die 
Neue Kreuzstraße zur Hauptgeschäftsstraße von Eberswalde. 

Trotzdem die jüdische Bevölkerung in den verschiedensten Bereichen des städtischen Lebens posi-
tiv wirkte, kann nicht übersehen werden, daß bei einem nicht geringen Teil der Bewohner unserer 
Stadt nach wie vor judenfeindliche Einstellungen fortbestanden. 

Der Magistrat der Stadt hatte im Zuge der Verwirklichung der Reichsgesetzgebung viele Probleme 

zu lösen. Da waren z.B. die wichtige Einrichtung des Standesamtes am 1. Oktober 1874, am 6. Fe-
bruar 1875 folgte das Gesetz über die Beurkundung des Personenstandes und der Eheschließung. 
Der erste Standesbeamte war der Bürgermeister Michaelis. 

1874 erfolgte der Bau der Straße nach Heegermühle. Weitere wichtige öffentliche Bauten entstan-
den: 1874-76 das Hauptgebäudeder Forstlichen Hochschule, 1874/75 das Wilhelmsgymnasium, 1877 
die Katholische Kirche und 1878 die Eisenbahn-Reparatur-Werkstatt (Eröffnung). 
1876 wurde das Städtische Krankenhaus in der Karlsstraße (heute Karl-Liebknecht-Straße) in Be-
trieb genommen. Der erste Chefarzt dieser damals modernen medizinischen Einrichtung war der 
jüdische Arzt Sanitätsrat Dr. med. Wolf Pauly, der sie bis 1892 vorbildlich leitete. 1858 war er als 
Stellvertreter in den Vorstand der jüdischen Gemeinde gewählt worden. Am 2. Januar 1893 verstarb 
er hier und ist auf dem jüdischen Friedhof an der Oderberger Straße beigesetzt. 

Eins der wichtigsten Ereignisse dieser Zeit war die Änderung des Stadtnamens ab 15. Juni 1877, die 
bisherige Bezeichnung „Neustadt-Eberswalde" wurde in „ Eberswalde" umgeändert. Kaiser Wilhelm 

1. unterzeichnete selbst die Urkunde. Die Post hatte dies veranlaßt, da es 23 Ortschaften mit der 
Bezeichnung „Neustadt" gab. 

Für die fast 200 jüdischen Bürger unserer Stadt waren ihr Friedhof und auch ihr Gotteshaus zu klein 
geworden. 

Die alte Synagoge bedurfte dazu noch größerer Reparaturen, vor allem neigte sich der freistehende 
Giebel des Hauses bedenklich. Der Vorstand mußte sich für eine Reparatur und Erweiterung der 
alten Synagoge oder den Bau eines neuen Gotteshauses entscheiden. Der Lehrer Salomon Rawit-
scher (1874-1900), er hatte seine Wohnung im Vorderhaus des Synagogen=Grundstückes, Rosenstraße 
3und der sehr aktive Kaufmann Julius Zippert, Mitglied der Repräsentantenversammlung (seit 1876, 
seit 1887 Vorsteher) waren wohl die eifrigsten Vertreter eines Synagogenneubaus. Im Jahre 1878 
begannen die Verhandlungen mit dem Magistrat wegen eines Bauplatzes. 
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Für die Erweiterung des Friedhofes stellte der Vorstand am 2. September 1881 einen erneuten An-
trag an den Magistrat. In dem Antrag heißt es wörtlich: 
„Die Synagogen=Gemeinde hierselbst beabsichtigt die Erweiterung ihres Friedhofes und hat dazu denjeni-
gen Landflecken ins Auge gefaßt, welcher linker Hand vom Eingang, d.h. an der linken Seite vom Eingang 
zum Friedhof, belegen ist und der hiesigen Stadtgemeinde gehört. Dieser Theil bildet ein Dreieck und ist der 
Lage und Beschaffenheit nach für die Stadtgemeinde ohne besonderen Werth und liegt schon seit unbedenkli-
cher Zeit nutzlos. ." 

Trotz der Zustimmung der Stadtverordnetenversammlung, den Verkauf zum Preis von 1500 Mark 
zu tätigen, kam es nicht zum Vertragsabschluß. Die Direktion der Brandenburgischen Landesirren-
anstalt, Direktor Geheimer Sanitätsrat Dr. August Zinn, erhob am 12. Dezember 1881 Einspruch gegen 
den Entscheid der Stadtverordneten: 
„Dem Magistrat erwidern wir auf das gefällige Schreiben vom 28ten v. Mts. ergebenst, daß wir einer Erwei-
terung des jüdischen Friedhofs aus sanitätspolizeilichen Gründen für unstatthaft halten und deshalb eventu-
ell bei der zuständigen Behörde dagegen Einspruch erheben müßten. Wir sind indes geneigt, das fragliche 
Grundstück käuflich für die Anstalt zu erwerben und zwar zu dem gleichen Preise, wie er von Wohldensel-
ben der Synagogen=Gemeinde gegenüber festgesetzt worden ist." 
Der Königliche Regierungs-Präsident entschied sich für die Landesanstalt. In dem Vertrag vom 30. 
Dezember 1882 wurde der jüdischen Gemeinde ein Wegerecht zugestanden. 
Der § 4 des Kaufvertrages lautet: „Die jüdische Gemeinde hat über das im § 1 bezeichnete Grundstück ein 
Wegerecht nach ihrem Friedhofe, welches auch ferner derselben verbleibt." Dieses Wegerecht besteht auch 
heute noch, so daß der jüdische Friedhof nur über das Grundstück der Nervenklinik zu erreichen 
ist. Das genannte Grundstück ist heute parkähnlich gestaltet mit einem festen Weg zum jüdischen 
Friedhof. 

Für den Erwerb eines neuen Friedhof-Grundstückes begann die Synagogen=Gemeinde mit der 
Sammlung von Mitteln. 

1882 feierte die Synagogen-Gemeinde die silberne Hochzeit ihres Lehrers Salomon Rawitscher. Die 
Gemeinde überreichte ihm zwei silberne Leuchter. 

Eine ortspolizeiliche Verordnung vorn 27. August 1884 brachte die Einführung veränderter Haus-
nummern und teilweise auch eine Änderung der Straßennamen, die bisherigen Stadtbezirke 
wurden von acht auf zwölf erweitert. Das jüdische Grundstück in der Rosenstraße 3 erhielt jetzt 
die neue Adresse Kreuzstraße 28. 

Im Januar 1891 erschienen die ersten spärlichen Nachrichten in der Eberswalder Zeitung über die 
Verfolgung der Juden in Rußland. Am 12. Februar kam die Meldung von einem Protest aus London 
und einer Bittschrift nach Petersburg, die nicht angenommen und vom Auswärtigen Amt wieder 
zurückgestellt worden war. Am 16. Mai 1891 erschien auf der Titelseite der Eberswalder Zeitung 
Nummer 112 ein längerer Aufsatz über dieAusweisung der Juden am Vorabend des jüdischen Oster-
festes (Passach), in eindrucksvoller Weise geschildert. 
Die Nummer 122 der gleichen Zeitung vom Freitag, dem 29. Mai veröffentlichte einen Aufruf: 
„Seid barmherzig!" 

Vom Hilfskomitee zur Unterstützung der ausgewiesenen russischen Juden geht uns folgender Aufruf zu, der 
sich zunächst an die Religionsgenossen der Unglücklichen richtet, der aber jedenfalls von allen Menschen, 
welche Mitgefühl und Wohltätigkeitssinn haben, beherzigt werden wird." 
Weitere Stellen aus dem Aufruf: „Glaubensgenossen! Brüder! Ein grenzenloses Unglück ist über unsere 
russischen Glaubensgenossen hereingebrochen! Durch asiatische Tücke und kosakische Gier sind Tausende 

unserer vielgeprüften Brüder von ihrer Heimstätte verjagt, beraubt der einfachsten Lebensbedingungen und 
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dem drohenden Verderb preisgegeben . . . Täglich treffen Hunderte von unsäglich Unglücklichen hier ein, 

Kinder, denen die schwache Lebenskraft zu erlöschen droht, Jünglinge mit ersterbendem Selbstbewußtsein, 
junge Frauen mit verwelkter Mutterbrust, hohlwangige Männer, die ihren letzten Zehrpfennig der hungern-
den Familie opfern, Greise mit erlöschendem Lebensmut auf der trostlosen Wanderung nach dem dunklen 
Zukunftsland . . . Wir müssen und können helfen, aber es fehlt uns an Allem! Eure Opferfreudigkeit, Eure 
Liebe für Euer Blut bürgen uns, daß Ihr helfend einspringen werdet . . . Bildet sofort Sammelkomitees für 
Geld und Kleidungsstücke in jeder Gemeinde und wendet Euch mit vollen Händen an uns. . 

Charlottenburg, Zeitungsverleger Isaac, Georg 
Für Eberswalde nehmen Gaben entgegen H. Tonn, Steinstr. 4 

A. Jacob, Breite-Str. 32 
Expedition der Eberswalder Zeitung" 

KrA: E. Z. 3. 6. 1891 
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Uß Ohfantmette wirb an ben (3eneraKonfuE Eugen Landau 
in er1in gefanbt.  

Am 3. Juni erschien noch einmal eine Anzeige zum gleichen Aufruf. Die Höhe der eingegangenen 
Spenden ist leider nicht veröffentlicht worden. 

1893 wurde der „Centralverein deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens" gegründet, dem auch 
die Eberswalder Synagogen=Gemeinde angehörte. Ziel des Vereins war die Abwehr des Antisemi-
tismus. 
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Der Abriß der alten Synagoge in der Kreuzstraße (ehem. Rosenstraße) und 
der Bau der neuen Synagoge in der Bismarckstraße 

Im Jahre 1889 fand der Magistrat endlich Zeit, sich mit dem bereits 1878 gestellten Antrag der 
Synagogen=Gemeinde zum Erwerb einer Baustelle für eine neue Synagoge zu beschäftigen. Die Stadt-
verordnetenversammlung stimmte am 26. März 1889 dem Antrag des Magistrats zur Überlassung 
der Baustelle am Schleifmühlenberg an der Lietze in der Bismarckstraße (heute Goethestraße) zu. 
Die jüdische Gemeinde erwarb das Gelände zum Taxpreis von 8740 Mark. 
Gleichzeitig mit der Planung für den Bau einer neuen Synagoge mußte der Verkauf des alten Ge-
bäudes in die Wege geleitet werden. Die einzubringenden Gelder wurden dringend für den Kosten-
aufwand zum Bau der neuen Synagoge gebraucht. Am 2. Juni 1891 leitete der damalige Vorstand 
der Synagogen=Gemeinde, die Herren Zippert und Jonas die Verkaufsverhandlungen mit einem 
Angebot an den Magistrat der Stadt Eberswalde ein: 
„Wir nehmen Bezug auf frühere Verhandlungen, wo ein hoch!. Magistrat geneigt war, unser altes 
Synagogen=Grundstück gegen eine Baustelle anzunehmen.-
Unser altes Synagogen=Grundstück soll auch d.M. versteigert werden, und erlauben wir uns darauf auf-

merksam zu machen, ob es nicht im Interesse der Comune wäre den Ankauf desselben zur Arrondirung des 
städtischen Grundstückes zu bewirken.- Wir sehen event. Bescheid entgegen u. zeichnen 

hochachtend 
Der Vorstand der Synagogen=Gemeinde 1. Zippert H. Jonas" (Akte 5701, Bl. 1) 

Am 8. Juni ging dieses Angebot der Gemeinde an das Bauamt der Stadt. Man war bereit, das 
Synagogen=Grundstück zum Versteigerungstermin zu erwerben und hielt „einen Preis von 7000 M 
für angemessen." Eine Bemerkung am Rande: „Urschriftlich an die Sadtverordnetenversammlung mit dem 
Antrag ergebenst dem Bauamtsbeschluß vom 8. Juni, dein auch wir uns anschließen, zuzustimmen." 
Unterschrieben von Fels, Lautenschläger, Radack, H. Krause und Zietemann. (Akte 5701, Bi. 1 Rs.) 
Hier muß erwähnt werden, daß sich die Stadt mit dem Gedanken beschäftigte, ein neues Rathaus 
zu bauen und das Synagogengrundstück (Kreuzstraße 28) in das gedachte Baugrundstück ragte. 
Die Gemeinde hatte zum Verkauf des Grundstückes der Synagoge Bedingungen mit 9 §§ ausgear-
beitet. 
„§ 6 Vom Verkauf ausgeschlossen resp. von der Verkäuferin zurückbehalten wird 

1, die im Vorderhause in der früheren Badestube befindlichen kupfernen Röhren und Kessel, in der 
Schulstube Bänke und Spinde 

2, im Synagogenraum 
a sämmtliche Sitzbänke 
b Betpult und Kanzel 
c das Thoraspind 

§ 7 (führte zu nachträglichen Auseinandersetzungen, d.V.) 
Damit die eigentliche Synagoge keinen profanen Zwecken dienen soll, ist Ersteher verpflichtet, diese 
innerhalb zwei Monate nach der Auflassung abzureißen, das Material bleibt dem Käufer. Diese Ver-
pflichtung soll event. im Hypothekenbuch eingetragen werden." 

§ 9 Die Kosten des Vertrages und der Stempel übernimmt der Käufer. 
Eberswalde, den 3. Juni 1891 
Der Vorstand der Synagogen=Gemeinde 
J. Zippert, H. Jonas, 1. Liepmann" (Akte 228, BI. 23, 24) 
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Am 29. Juni 1891 fand die Versteigerung des Grundstückes statt. Anwesend waren: Vom Vorstand 
der Synagogen=Gemeinde Kaufmann Julius Zippert, Kaufmann Jonas; als Bieter: Stadtrat Senst, 
Stadtrat Lautenschläger, Tischlermeister Hilliges, Handelsmann Morgenstern (ihm gehörte das 
Grundstück Kreuzstraße 27), Schuhmachermeister Paul Fabian, Zimmermeister E. Krause für die 
Firma E. & H. Krause, Fleischermeister Wilde. 
Das Verhandlungsprotokoll aus der Akte Nr. 228, BI. 25: 
„Verhandelt Eberswalde, den 29. Juni 1891 

Zum öffentlichen meistbietenden Verkauf des Synagogen=Grundstückes Kreuzstraße 28 Band 1V No. 215 
des Grundbuches Eberswalde stand auf heut. Termin an. 

Den erschienenen Käufern wurden die Kaufbedingungen, welche nach der öffentlichen Bekanntmachung vom 
4. d.Mts. bis heute auf dem Magistratsgeschäfts Zimmer sowie in der Wohnung des Vorstehers der jüdischen 
Gemeinde, Kaufmanns Zippert, zu jedermanns Einsicht ausgelegen haben, und wurde dann zur Entgegen-
nahme der Gebote geschritten." 

Stadtrat Lautenschläger begann mit einem Angebot von 4000 Mark, insgesamt 110 Angebote brach-
ten eine Steigerung auf 10 200 Mark durch Schlächtermeister Wilde. 

_ KrA: E. Z. 4. 6. 1891 
23efauntmad)ung. 

aLt effentlicben 2etfteigerung bre in ber Streujtrafw bierfait belegenen, ber 
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Gbedwalbe, ben 4. :Juni 1891. 

Met ›Bürgertatifter. 
Fels. 

Am 30. Juni 1891 fand abends 6 Uhr im Gemeindehaus eine Sitzung des Vorstandes und der Reprä-
sentanten statt. Anwesend waren vom Vorstand Zippert und Jos. Liepmann, von den Repräsentan-
ten Tonn, E. Liepmann, Elkan, Morgenstern, Fraenkel & Jacob. Einziger Gegenstand der Tagesord-
nung war der Verkauf des alten Synagogen-Grundstückes. Die Versammlung beschloß, dem 
Schlächter Wilde mit dem Höchstgebot den Zuschlag zu erteilen „unter den im Termin bekanntgegebe-
nen Bedingungen". 

Diese Copie aus dem Protokollbuch der Repräsentanten wurde am 2. Juli 1891 vom Vorstand be-
glaubigt. • 

Zu dem jüdischen Grundstück in der Kreuzstraße gehörten auch noch Ländereien: 1 
Flöten=Cavel und 1 Heide=Cavel (= 1 Wiesen-Stück und 1 Wald-Stück), die Größe ist im § 1 
der Bedingungen nicht vermerkt. 

Zum Verkauf an den Schlächtermeister Wilde kam es jedoch nicht, da es Ärger bei der Erfüllung des 
§ 7 gab. Außerdem vermietete der Meister Schuppen und begann mit einem Umbau. 
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In der Zwischenzeit besann sich der Magistrat der Stadt, was ein Auszug aus einem Sitzungsproto-
koll der Stadtverordneten=Versammlung vom 28. Juli 1891 beweist, Punkt 6 der öffentlichen Sit-
zung nahm zu Protokoll: „Zum Ankauf des alten Synagogengrundstückes werden die 10 200 Mk. bewil-
ligt. Eberswalde, den 30. Juli 1891". (Akte 5701, Bl. 6) 
Anfang Oktober 1891 waren die Verkaufsmodalitäten abgeschlossen. Allerdings mußte der Vorstand 
der Synagogen=Gemeinde auch den Rat an die Erfüllung des § 7 nachdrücklich erinnern: 
„Wir bedauern dem Wunsch eines Hochl. Magistrats betreffend der Vermiethung des von uns erworbenen 
alten Tempels nicht stattgeben zu können. 
Wir müssen, wenn wir nicht Zwietracht in unsere Gemeinde hinein bringen wollen, an den erstellten Ver-
kaufsbedingungen festhalten und bitten daher: daß der hochl. Magistrat für den baldigen Abriß der alten 

Synagoge Sorge tragen möge. 
Hochachtend 
Der Vorstand der Synagogen=Gemeinde 
J. Zippert H. Jonas" (Akte 231, Bl. 4) 

Bald folgte ein Schreiben des Vorstandes an den Magistrat 
„Der Abriß erfolgte zur Genugtuung der jüdischen Bürger unserer Stadt." 
Zu diesem Zeitpunkt hatten die Handwerker der Stadt bereits die neue Synagoge errichtet und die 
Synagogen=Gemeinde bereitete ihre Einweihungsfeier vor. 

Der Schleifmühlenberg, auf dem die Baustelle der neuen Synagoge lag, hatte einige Besonderhei-
ten. Vormals vor der Stadtmauer gelegen, war er durchzogen von künstlichen Wällen und Gräben, 
die im Mittelalter zur Verteidigung der Stadt angelegt worden waren. Das Wasser der aus dem Pa-
schenberg entspringenden Quellen prägte über Jahrzehnte das Gesicht dieser Gegend.An der Stadt-
mauer stand eine Schleifmühle. Diese wurde 1885 abgebrochen und die dazugehörigen beiden 
Mühlenteiche 1890 zugeschüttet. Ein Jahr zuvor erwarb die jüdische Gemeinde dieses Terrain als 
Baustelle, das sicherlich für die Bauherren nicht die günstigsten Voraussetzungen bot. Ein Schrei-
ben vom 19. September 1890 an die Polizei-Verwaltung bestätigte dies: 
„Wir bitten ganz ergebenst uns die eingereichten Synagogenbauzeichnungen recht schleunigst mit der 
erteilten Genehmigung zukommen zu lassen, da wir in diesem Herbst den Rohbau vollenden möchten. 
Außerdem bemerken wir noch, daß wir eingetretener Terminschwierigkeiten und um dem Bau ein statt-
licheres Aussehen zu geben, statt des projektierten Vorgartens von 9 112 mtr, einen solchen von ca 14/2 
bis 15 mtr Tiefe liegen lassen, und die Synagoge auf den 1 114 mtr höheren Hügel erbauen wollen, der 
Aufgang resp. Vorgarten soll terasserzförmig angelegt werden. Die am hinteren Ende des Baues vorgese-
hene Portier- Wohnung soll ganz fortbleiben, wir behalten uns vor, für eine in der Hinterfront des Gar-
tens zu erbauende Portier- Wohnung später eine besondere Zeichnung einzureichen.-

Hochachtend 
Der Vorstand der Synagogen gemeinde 
j. Zippert H. Jonas" (Akte 8516, Bl. 2) 

Die Rückseite enthält folgenden Vermerk dazu: 
„... dieser Verlegung der Front der Synagoge von 9,5 auf 15 metern hinter der Straßenfluchtlinie steht nichts 

im Wege, die Wirkung der Fassade kann dadurch nur gewinnen. Eberswalde d. 3. Oktober ." Am Donners-
tag, dem 16. Oktober 1890 fand die Grundsteinlegung der „Neuen Synagoge" statt. Da der Preußi-
sche Stadt- und Landbote nur kurz darüber informierte, hier der Bericht von der Titelseite der „ Ebers-

walder Zeitung" vom 17. Oktober 1890: 
„Eberswalde. Zur neuen Synagoge, die sich in der Bismarckstraße etwa an der Stelle der früheren Schleif-
mühlenteiche, erheben soll, wurde heute Vormittag im Beisein fast aller Mitglieder der hiesigen Gemein-
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de in feierlicher Weise der Grundstein gelegt. Wie gebräuchlich, wurde in denselben eine Urkunde und je 
ein Exemplar der Tageszeitungen ( „Eberswalder Zeitung" und „Stadt- und Landbote") in einer Blech-
kapsel eingesenkt und vermauert. Die zuvor von dem Vorsteher Herrn Zippert verlesene Urkunde hat 
folgenden Wortlaut: 

Samuel nahm einen Stein und stellte ihn auf zwischen Mizpah und Sen und nannte ihn 
,Stein des Beistandes' und sprach: ,Bis hierher hat uns Gott beigestanden.' 
I. B. Sam. 7. V. 12. 

Auch wir sind heute von diesem Dankgefühle des Propheten Samuel gegen Gott erfüllt, da es uns heute 
vergönnt ist, durch die Hilfe Gottes und seine Gnade einen Grundstein zum Bau eines würdigen Gottes-
hauses zu legen. 

So weit die Berichte über das hiesige israelitische Gemeindewesen reichen, hatte die Gemeinde im Jahre 
1776 in der damaligen Rosenstraße Nr.3, jetzigen Kreuzstraße Nr. 28 nur ein gemietetes Hintergebäude 
als Betlokal, welches sie bis zum Jahre 1819 zu diesem Zwecke benutzte. Am 14. Juni 1819 kaufte sie 
dieses Grundstück für 950 Thaler, ließ das Hintergebäude abreißen und an dieser Stelle eine Synagoge in 
Holzfachwerk ausführen, weche 1820 fertig war und feierlich eingeweiht wurde. Am 3. Dezember 1842 
hat die Gemeinde erst nachträglich die Baugenehmigung von Sr. Majestät dem hochseeligen König Fried-
rich Wilhelm IV. erhalten. Dieses Gotteshaus dient seinem heiligen Zwecke noch jetzt; es hat sich aber 
schon seit Jahren die Notwendigkeit herausgestellt, ein größeres, den Ansprüchen der Neuzeit entspre-
chendes zu erbauen. Es ist namentlich der Damenchor so klein, daß jedes Plätzchen an den hohen Festta-
gen besetzt ist, trotzdem die unverheirateten Damen vom Synagogenbesuch zurückgewiesen werden 
müssen. Die dringende Notwendigkeit einsehend, hat die Gemeindeverwaltung in ihrer Sitzung am 26. 
April beschlossen, einen Bauplatz zur Synagoge zu erwerben und wurde demzufolge ein solcher von der 
Stadtgemeinde für 8790 Mark angekauft. Diese Summe ist zum großen Teil durch freiwillige Zeichnun-
gen aufgebracht worden, wozu die Mitglieder unserer Gemeinde und auch Berliner und andere auswär-
tige Wohltäter nach Kräften beitrugen, was aus beiliegender Spendenliste zu ersehen ist. So schritten wir 
nun zum Bau, schwach zwar an Mitteln, aber stark an Begeisterung und Liebe für das heilige Werk und 
in der Hoffnung auf den Beistand Gottes, mit welchem es uns vergönnt sein wird zu schauen, daß auf 
diesem Steine, der ein Denkmal für künftige Geschlechter sein soll, sich ein Gotteshaus erheben wird zur 
Ehre Gottes und als Zierde der Gemeinde, in welchem wir unsere Gebete zu Dem emporschicken werden, 
der auf uns gnädig herabblickt und uns Erhörung und Gewährung unserer frommen Wünsche schenket. 
Amen. 

Eberswalde 16. Oktober 1890 
(Es folgen die Unterschriften des Religionslehrers, des Vorstandes der Synagogengemeinde und 
der Baukommission). 

Nunmehr trat Herr Religionslehrer Rawitscher vor und sprach: Und so flehen wir um Deinen Segen, 
himmlischer Vater, für das, was hier unter Deinem gnädigen Beistande unternommen worden. Segne alle, 
die ihre Kräfte diesem heiligen Werke widmen, die mit freudigem Herzen ihre Spenden dazu dargebracht 
haben, wie es einst unsere Ahnen zum Baue des ersten Tempels gethan haben. Segne die Leiter und Auf-
seher dieses Baues und alle, die an ihm arbeiten, behüte und beschütze sie vor jedem Unfall. Deinen rei-
chen Segen schenke unserer Gemeinde, unserer Stadt, ihren hohen Behörden und allen ihren Bewohnern, 
dem teuren Vaterlande und seiner Bevölkerung insgesamt. Segne unseren hochverehrten Landesvater, 
unsern Kaiser und König Wilhelm den II., seine erlauchte Gemahlin Kaiserin Königin Auguste Viktoria, 
die Kaiserin Mutter Wittwe Friedrich, und das ganze Kaiserlich Königliche Haus.-
Es sei Deine Huld, ewiger, unser Gott, mit uns, daß unser Händewerk durch Dich gelinge. Amen. 
Nachdem endlich der Stein vermauert und die üblichen drei Hammerschläge von Mitgliedern des Vor-
standes etc. gethan waren, schloß die einfache aber würdige Feier mit einem dreimaligen Hoch auf Se. 
Majestät den Kaiser." 
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Die bereits erwähnte Spendenliste ist uns durch Zufall erhalten geblieben. Beim Abriß des Gebäu-
des Goethe-/Ecke Pfeilstraße im Jahre 1977 wurde in den Trümmern die Liste entdeckt. Sie ist auf 
echtem Pergament geschrieben. Die Spenden Hiesiger und Auswärtiger betrugen zwischen 10 und 
500 Mark und ergaben eine Summe von 5839 Mark. Neben einem allgemeinen Text zur Stadt wur-
den die Namen der zur Gemeinde gehörenden Mitglieder genannt. Weiter heißt es darin: 
„Der Bauplan wurde von den Architekten Herren Martens & Münzenberger ' 1Berlin - Carlsbad entworfen, 
dieselben haben auch die Oberleitung des Bauwerks, die Mauerarbeiten Herr Mauermeister Becker, die Zim-
merarbeiten Herren Gebr. E. & H. Krause, Mauerpolier Herr Jonas, die anderen Arbeiten waren noch nicht 

vergeben." 
Der leitende Architekt Ferdinand Hermann Arnold Münzenberger war ein bekannter, ideenreicher 

und mehrmals ausgezeichneter Architekt. 
Münzenberger wurde 1846 als neuntes Kind des Predigers von St. Marien, Dr. phil. Peter Hermann 
Münzenberger in Lübeck geboren und war hier ab 1877 als Architekt tätig. Er erhielt dort für den 

Entwurf eines Geschäftshauses und eines Schulneubaues sogar die ersten Preise der Stadt Lübeck. 
Das erwähnenswerteste Projekt seiner Wirkungszeit war die alte Synagoge in der dortigen St. An-
nen-Straße. Er betätigte sich auch erfolgreich in dieser Stadt als Innenarchitekt. Münzenberger sie-
delte später nach Berlin über, dort gründete er ein Architektenbüro. 
Der jüdische Architekt Edwin Oppler publizierte 1884 eine allgemeine Theorie des Synagogenbaus, 
die auch auf den Synagogenbau in Deutschland einen gewissen Einfluß ausübte. Bisher hatte sich 
kein eigener Synagogenbaustil entwickelt. Man schwankte zwischen maurisch-byzantinisch und 
romanischen Formen und täuschte eine pseudojüdische Bauart vor, die an die orientalische Heimat 
der Juden erinnern sollte. Auch die Eberswalder Synagoge folgte diesem Prinzip. Der Architekt 
entlehnte bestimmte Bauteile von der Berliner Synagoge in der Oranienburger Straße. Das bewei-
sen die Haupt- und Nebenkuppeln sowie die Gestaltung des Davidsternes auf der Hauptkuppel. 
Diese Feststellungen sollen aber nicht die wunderschönen Gestaltungsideen des Architekten schmä-
lern. 
Der am 28. August 1890 gestellte Bauantrag war ohne Einspruch von der Polizei und dem Magistrat 
genehmigt worden, nur bei der Rohbauabnahme im Juli 1891 gab es eine Verzögerung von seiten 
der Polizei. Nach einer Anmahnung durch die Synagogen=Gemeinde erfolgte die Abnahme am 4. 
Juli 1891 ganz ohne Beanstandungen. 
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Die Einweihung der neuen Synagoge 

Nach einjähriger Bauzeit fanden am 30. Dezember 1891 die Einweihungsfeierlichkeiten statt. Die 
Eberswalder Tagespresse berichtete darüber ausführlich. Hier wieder einen Ausschnitt von der Be-
richterstattung der Eberswalder Zeitung vom Freitag, dem 1. Januar 1892: 

„Um 1/2 4 Uhr nachmittags versammelten sich die Mitglieder der hiesigen jüdischen Ge-
meinde, eine größere Zahl auswärtiger Glaubensgenossen, sowie die übrigen geladenen 
Gäste: Vertreter der städtischen Behörden, der evangelischen und katholischen Geistlichkeit, 
der Schulen, der Presse usw. . . . 
Vielen der nichtjüdischen Gäste mag es ungewohnt erschienen sein, daß der israelitischen Sitte 
gemäß während der ganzen Feier jedermann den Hut aufbehielt. (Die Kopfbedeckung war im 
Orient schon immer ein Zeichen des freien Mannes, vor Gott fühlt sich der Jude als freier Mann. 
d. V.) 
Pünktlich 3 3/4 Uhr betraten der Vorstand in Begleitung des Rabbiners, unter Gesang des Chors, 

die Synagoge. 
Der Vorstand Herr Kaufmann Zippert begrüßte in kurzer Ansprache die Anwesenden: 
,Hochverehrte Versammlung! Ein bedeutsamer festlicher Anlaß hat uns heute hier vereint. Es gilt, ein zu 
Ehre Gottes zum Abschluß geführtes Werk feierlich einzuweihen, es gilt, ein neu gebautes Gotteshaus 
auch unter Gottes Segen zu befehlen.- Vollendet ist der Bau dieses Hauses. Mit der Hülfe Gottes ist das 
Werk vieler Jahre, vieler aufopfernder und anhaltender Bestrebungen zum erwünschten Ziele gediehen, 
und es muß nun vor allem dem Dank Ausdruck gegeben werden, welcher allen denen gebührt, durch 
deren thätige Fürsorge die Erreichung des Zieles erlangt wurde. Wir danken allen, welche in selten hoch-
herziger Weise beigesteuert haben zur Errichtung und inneren Ausschmückung dieses Gotteshauses.- Wir 
danken allen, die uns mit Rat und That unterstützt haben, wir danken ferner dem Architekten und den 
Meistern, durch deren Einsicht und Thätigkeit der schöne stattliche Bau, in welchem wir weilen, entwor-
fen und ausgeführt wurde.- Wir danken aber auch allen, welche ihr Interesse dadurch dokumentiert ha-
ben, daß sie heute hier erschienen, um mit uns gemeinschaftlich die Feier zu begehen, allen, welche sich 
um das neu vollendete Werk verdient gemacht haben, allen denen, welche dem neuen Gotteshaus in ir-
gend einer Weise ihre Teilnahme bewiesen oder durch ihre Anwesenheit heute zuwenden, gebührt unser 
Dank. Insbesondere wollen wir auch dem Allgütigen unsern Dank zollen, daß er das Händewerk der bei 
dem Bau thätig gewesenen Handwerker gesegnet und dieselben in seiner Gnade vor jedem Unfall behütet 
hat. Doch nicht bei dem Vergangenen allein soll unser Blick verweilen, wir wollen auch in die Zukunft 
schauen und Gott bitten, das Haus, welches zu seinem Ruhm errichtet, auch zu erhalten. Es ist ein heili-
ges Haus, in ihm soll dahin gezvirkt werden, daß die Liebe zu Gott in unsern Herzen immer tiefere Wur-
zeln schlage und als edle Pflanzen, religiöser Sinn, Vaterlandsliebe, Menschen- und Nächstenliebe her-
vorsprieße, dann wird dies Haus aller Gefährdung trotzen und feststehen. Möge dies Haus auch den 
kommenden Geschlechtern ein Zeugnis sein, was Aufopferung, Ausdauer und Liebe zur Sache vermö-
gen. Somit empfehle ich denn im Namen unserer Gemeinde dieses Gotteshaus dem Schutze unserer städ-
tischen Behörden, möge von dieser Stätte die Wohlthat eines duldenden, verträglichen Zusammenlebens 
aller Konfessionen ausstrahlen. Das walte Gott.' 
Dann folgte das Anzünden der ewigen Lampe, ein längeres vom Vorbeter Herrn Rawitscher gespro-
chenes Gebet in hebräischer Sprache, nach welchem er sich mit folgenden Worten an die Gemeinde 
wandte: 
,Die ewige Lampe, die wir soeben angezündet haben, weist hin auf das Wort des weisen Königs Salomo: 
Denn eine Leuchte ist das Gebot und die Lehre ein Licht. Gott, der Inbegriff alles Lichtes bedarf freilich 
unseres Lichtes nicht, aber er hat mit dieser Vorschrift uns angedeutet: Ihr sollt mir leuchten, wie ich 

52 



Euch erleuchtet habe. Wie der ewige allgütige Vater das Dunkel, das unsere Väter in der ägyptischen 
Knechtschaft umgab, zerstreut und sie und uns, ihre Nachkommen, durch die Gesetzgebung auf Sinai 
erleuchtet hat, wie er die Nacht der finsteren Jahrhunderte erhellt hat, woran auch das heutige Chanukka-
fest erinnert, und uns in allen Lagen des Lebens erleuchtet, so sollen auch wir durch die Hoch- und Hei-
lighaltung der Thora, durch gewissenhafte Uebung ihrer heiligen Gebote, durch die Pflege dieses ewigen 
Lichtes, der Menschheit voranleuchten und das Licht der Thora verbreiten. Wir sollen durch den Anblick 
dieser ewigen Lampe gemahnt werden an die zehn Gebote, die uns auf der heiligen Lade entgegenleuch-
ten, und an das Wort: Ich habe Gott stets vor Augen. Wir sollen uns stets in der Nähe Gottes fühlen, 
seiner Gegenwart uns stets bewußt sein und durch unseren gottgefälligen und menschenwürdigen Wan-
del seinen Namen heiligen. Dadurch werden wir gleichsam nach dem Worte unserer alten weisen Lehrer 
Gott voranleuchten. Es soll uns dieses beständige Licht erinnern an das Wort des Propheten Jesaia: Auf, 
lasset uns wandeln im Lichte Gottes! Und wenn wir dieses alles beherzigen, wird sich an uns erfüllen 
dieses Propheten Wort an einer anderen Stelle: Der Ewige wird Dir ein ewiges Licht sein, und Dein Gott 
Dein Ruhm! Amen' 

Das sich hier anschließende Anzünden der sieben Chanukka-Lichte hatte nur Bedeutung für das 
gegenwärtige Chanukkafest. Unter wechselndem hebräischen Gesange des Vorbeters und des 
Chors wurden nunmehr die Thorarollen und heiligen Gefäße von dem Vorbeter und Mitglie-
dern des Vorstandes (Herrn Zippert, Hirsch-Messingwerk und Jonas) herbeigetragen und in die 
heilige Lade gestellt. 

Die Predigt und das Weihegebet sprach Herr Rabbiner Dr. Rosenzweig aus Berlin. 
,Wie lieblich sind Deine Wohnungen, Du ewiger Zebaoth! .. . 
Im Namen des einigen einzigen Gottes, Adonajs, der da hat geschaffen Himmel und Erde, im Namen des 
Heiligen Israels, der da uns gegeben hat das Wort der Lehre, der da ist der Vater aller Menschen, unser 
Richter und König, im Namen der Heiligen Lehre, die er gepflanzt hat in unsere Herzen, im Namen die-
ser Gemeinde, die in Opferwilligkeit und Freudigkeit dies Haus hat erbaut zum Ruhme Gottes, sei dieses 
Haus geweiht als Stätte der Andacht und Erhebung für alle Zeiten! Sei geweiht, Du heiliger Schrank, 
der Du in Dir birgst das Wort der Lehre, für das Israel hat gekämpft und gestritten, geblutet und gedul-
det Jahrtausende hindurch! Sei geweiht, Du heiliger Schrank, und künde den späteren Geschlechtern von 
dem Worte der Lehre, daß sie es bergen sollen für alle Zeiten! Sei geweiht, Du heilig Licht, Du beständiger 
Leuchter, leuchte hinein in unsere Herzen und künde von dem Licht, das Gott hat gezündet in unserem 
Leben! Sei geweiht, Du heiliger Tisch, und weihe alle diejenigen, die vor Dich hintreten, um zu danken 
dem Ewigen für Brot und Freude; weihe die Herzen, die da hintreten, um zu geloben Glauben und Liebe. 
So sei denn geweiht, Du heiliges Haus, Du Zeuge von Israels Geistesleben, sei geweiht, Du heilig Haus, 
du Zeuge des Glanzes, in dem strahlt die Gerechtigkeit und Friedensliebe unseres Kaisers und Königs, 
unseres erlauchten Landesvaters Wilhelm II.! Schirme, o Gott sein teures Haupt! Aus der Tiefe der Her-
zen entringt sich zu Dir das erste Gebet für ihn. 0 laß gelingen, was er beginnt zum Heile des Vaterlan-
des. Schirme und segne seine erlauchte Gemahlin, das gesamte kaiserliche Haus, die Minister und Räte 
und alle Diejenigen, die durch Wort und That für die Blüte und das Gedeihen des Vaterlandes wirken! 
Segne das gesamte deutsche Vaterland, und laß Frieden und Einheit die Völker beglücken zu gemeinsa-
mer Arbeit. Segne diese Stadt, ihre Behörden, ihre Familien, segne die wohltätigen Anstalten und Schu-
len, segne diese Gemeinde, Männer und Frauen, Eltern und Kinder, das Alter und die Jugend,segne uns 
alle, die wir gekommen sind in Deinem Namen, auf daß Dein Wort in uns lebe und Dein Segen an uns in 
Erfüllung gehe. Gott segne Euch allesamt und behüte Euch, er lasse Euch sein Antlitz leuchten und sei 
Euch gnädig; der Herr wende Euch sein Antlitz zu und schenke Euch Frieden! Amen' 
Auf die Predigt folgte eine kurze Schlußliturgie, damit hatte die Feier in der Synagoge ihr Ende 
erreicht. 
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Am Abend versammelte man sich noch einmal im großen Saal des Mewesschen Restaurants zu 
einem Festessen, welches in würdigster Weise verlief. Die vielen gehaltvollen Toaste, die an die-
sem Abend ausgebracht wurden, können wir des mangelnden Raumes wegen leider nicht alle 
wörtlich wiedergeben; nur der Kaisertoast, mit dem Herr Rabbiner Dr. Rosenzweig die Reihe 
der Trinksprüche eröffnete, sei im Wortlaut wiedergegeben. Er lautete: 

.. Ein Freudentag ist es, der uns hier vereint. Wie wäre es, wenn auch wir einen Blick in die Vergangenheit 
thäten. Wie sah ein jüdisches Gotteshaus in vergangenen Zeiten, oder genauer, im Mittelalter aus? Da war das 
heilige Römische Reich; es hatte eingeengt die Gassen und mit ihnen die Herzen; Licht und Luft, sie waren 
nicht vergönnt für Israel. Eng wie der Glaube, so eng ist gewesen des Menschen Herz. Es hat der Jude ein 
pochend Herz gehabt, aber es sollte nicht atmen; er hat den Frühling gesehen, aber er sollte seiner sich nicht 
freuen. Zünfte und Genossenschaften haben den Weg ihm versperrt, und wo ein Gotteshaus in Israels Mitte ist 
entstanden, es mußte in enge Gassen hineingedrückt werden, und düster, wie das Geschick, waren die Gottes-
häuser. So in der Vergangenheit; und heute?- Heute steht ein junges Geschlecht da, es kennt den Frühling und 
Sonnenschein, es hat Freuden, wir empfinden sie mit den anderen Menschen. Sollen wir die Vergangenheit 
vergessen? Ja und nein! Wir sollen vergessen trübe Zeiten, wenn Freude einzieht ins Herz, es muß der Mensch 
vergessen können. Und doch, Israel soll gedenken der vergangenen Zeiten; aus dieser Erinnerung keimt Dank. 
Dank wem gebührt er? Unserm Kaiser und Könige! Preußens Königshaus, es hat Preußen groß gemacht, weil 
es Liebe geübt hat mit den Verfolgten. Der große Kurfürst, er rief hinein ins Land jene Bedrängten, die der 
Heimat verlustig geworden waren um ihres Glaubens willen; und die Frankheit ausgespieen hat, Brandenburg 
hat sie aufgenommen. Und Friedrich der Große, mit dem kühnen Adlerblick, mit dem geistig hellen Auge, das 
die Zeit durchdrang, in seinem Reiche konnte und sollte jeder selig werden nach seiner Art . . . Unser Kaiser 
und König, er lebe hoch!' 
Herr Rawitscher toastete dann auf die hiesige Gemeinde, die trotz ihrer Kleinheit mit Gottes Hülfe 
so Großes vollbracht habe. Herr Kaufmann Jonas dankte allen, die bei dem Bau der neuen Syn-
agoge geholfen haben, den Repräsentanten, der Baukommission, insbesondere auch denen, die 
den Bau ausgeführt haben, den anwesenden Herren Maurermeister Becker und Zimmermeister 
Krause. Herr Zimmermeister Becker (Verwechslung, d. V) sprach seine Freude darüber aus, daß 
es ihm vergönnt gewesen sei, an einem solchen Gebäude mitzuarbeiten, das, nach den Worten 
des Rabbiners in der Synagoge sein solle eine Stätte der Toleranz, der Sittlichkeit, der Ordnung 
und aller menschlicher Tugenden; er wünsche, daß sie das immerdar bleiben möge. 
Herr Kaufmann Jacob ließ die Damen hoch leben, die oft Nachsicht mit ihren Männern hätten 
üben müssen, wenn dieselben, zu ernsten und schwierigen Beratungen über den Bau des Got-
teshauses versammelt, ihrer Familie fern blieben; er dankte ihnen auch für die Opferwilligkeit 
mit der sie für die innere Ausschmückung des Gebäudes gesorgt hätten. . ." 

Wohl eine der schönsten Gaben war der das „Allerheiligste", die heilige Lade mit den Thorarollen, 
deckende goldgestickte Vorhang von der Frau des jüdischen Kaufmanns Hendel. 
Erwähnenswert sind auch noch die Worte des Fabrikbesitzers Hirsch (Messingwerk), der an dieAn-
strengungen erinnerte, welche der Bau der Synagoge der jüdischen Gemeinde verursacht hat, die 
großen Geldopfer, die er von einem jeden verlangt hat; er endete „möchte die Synagoge als ein Ver-
mächtnis angesehen werden, von den lebenden Mitgliedern für ihre Kinder." 

Unter den eingetroffenen Glückwunschtelegrammen war eins vom Stadtverordneten=Vorsteher: 
„Leider verhindert, dem Weihefeste beizuwohnen, beglückwünsche ich den Vorstand zu Vollendung des schö-
nen Tempels, der bis in die fernste Zeit der Gemeinde zu Erbauung, der Stadt zur Zierde gereichen möge. 

Oskar Büsscher 
Stadtverordnetenvorsteher" 
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An das Festmahl schloß sich ein Ball an, der die Teilnehmer noch lange in freudiger Stimmung bei-
sammenhielt. 

Mit der Eberswalder Synagoge war ein imposanter und eindrucksvoller Bau entstanden, das wohl 
schönste und interessanteste Bauwerk in der Bismarckstraße. Umrahmt von stämmigen Linden trat 
die mit blauen und weißen Kacheln belegte Fassade der Synagoge besonders wirksam in Erschei-
nung. Die gegenüberliegenden Stadtmauerreste gaben diesem einmaligen Bauensemble ihren be-
sonderen Reiz. Eine im Besitz des Museums befindliche Ölmalerei, angefertigt von dem Malermei-
ster Paul Stutterheim, kann nur einen bescheidenen Eindruck von der Schönheit dieses Gotteshauses 
vermitteln (siehe Titelbild). Im Mittelteil der Fassade waren 2 Schrifttafeln angeordnet mit den 10 
Geboten in hebräischer Schrift. Ein goldener Davidstern krönte die große mittlere Kuppel. 
Auch der Innenausbau strahlte eine feierliche Atmosphäre aus. Der Berichterstatter der Eberswal-
der Zeitung schilderte seine Eindrücke bei den Einweihungsfeierlichkeiten folgendermaßen: 
Im Innern ist die Synagoge einem christlichen Gotteshause nicht unähnlich. Wo in der Kirche der Hochaltar 

sich erhebt, steht hier der heilige Schrank, in welchem die Thora rollen und andere heilige Geräte aufbewahrt 
werden. In der Mitte davor befindet sich die erhöhte Kanzel und am Fuße derselben der Altartisch. Ein Gitter 
schließt diesen Raum von vorn hin ab. Links und rechts am Gitter stehen zwei siebenarmige Leuchter, im 
Hintergrunde vor dem Schranke schwebt die ewige Lampe, das ganze Haus ist außerdem von zahlreichen 
Gasflammen erhellt. Der für die Gemeinde bestimmte Raum gleicht hinsichtlich der Anordnung der Sitzbän-
ke, mit den Seitenschiffen und dem sich rings herumziehenden Chor fast völlig dem Innern unserer Marien-
Magdalenenkirche, sogar das sogenannte Riesenchor der letzteren oberhalb des Altarraumes findet sich hier 
wieder; nur eins fehlt - die Orgel." 
Die gesamte Synagoge war mit Phantom Ornamenten in den Farben Ocker, Zinnober, Hellblau und 
Lila ausgemalt. Einige Stellen in der Nische waren mit Blattgold belegt. Rechts und links im Haupt-
raum befanden sich die Frauengalerien. Der Hauptraum selbst war mit festem Gestühl versehen. 
Zur notwendigen Einrichtung gehörten auch Lampen und Leuchter, deren Kerzenschein die Feier-
lichkeiten erhöhen sollte. Dazu brannten dem Herkommen entsprechend die beiden Kerzen auf dem 
Vorleserpult. 
Insgesamt kann die Innenausstattung sowie der Außenbau als ein gelungenes Werk des Architek-
ten Münzenberger angesehen werden. Die Baukosten hatten 40 000 Mark betragen. 
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Die Entwicklung der Synagogen=Gemeinde bis zum Ende des 1. Weltkrie-
ges und die Anlage des neuen Friedhofes an der Freienwalder Straße 

Die Jahre 1895-96 waren für den Vorstand der Synagogen=Gemeinde arbeitsreiche und aufregende 
Jahre. Die Repräsentantensitzung vom 24. April 1894 (Akte Nr. 230, Bi. 88) gab zu Protokoll: 
„Auf Vorschlag des Vorstandes daß in mehreren benachbarten Ortschaften Glaubensgenossen Nutzungen 
der Gemeinde genießen ohne Beitrag zu zahlen und mit Rücksicht daß auch in andern Beziehungen unser 
Gemeindestatut revisionsbedürftig ist, wird beschlossen daß unser Statut abgeändert werden soll.-
Es wird zum Entwurf desselben eine Commission gezvählt, bestehend aus dem Vorstand & den Herren 
Tonn, A. Jacob & N. Lindemann und soll der Entwurf nach Fertigstellung den Repräsentanten zur Genehmi-
gung vorgelegt werden." 
Als erste Aktion wurde durch Umfrage der Polizeiverwaltung der Stadt die Zugehörigkeit der um-
liegenden Orte ermittelt. Die Commission hatte in kurzer Zeit das Statut überarbeitet, jedoch wur-
den einige Formulierungen von den amtlichen Stellen der Landesregierung nicht genehmigt. Das 
bewies unter anderem auch das Schreiben der Synagogen=Gemeinde vom 26. Februar 1895 an den 
Bürgermeister Fels: 
„Inliegend überreichen wir die nochmals umgeschriebenen Statuten der hiesigen Synagogen=Gemeinde mit 
dem ergebenen Bermerken, daß dieselben nunmehr den Spandauer Statuten angepaßt sind.-
Sollten Ortschaften darin benannt sein, die andern Synagogen=Bezirken angehören, so bitten wir dieselben 
zu streichen, es kämen dabei in Betracht: Freienwalde a/0, Angermünde, Altlandsberg & Oranienburg. In-
dem wir um Einsendung derselben zu gef: Bestätigung bitten . .."(Akte 230, Bi. 15) 
Nun begann eine wahre Odyssee durch den Dschungel des preußischen Bürokratismus. Erst stimmte 
die Zahl der einzureichenden Exemplare nicht, dann fehlte ein Protokoll, am 20. Juli 95 fehlten plötz-
lich Anlagen. Am 5. November kam über den Landrat aus Freienwalde a/O, Bethmann Hollweg, 
ein sieben Seiten langes Schreiben mit Hinweisen zu unbedeutenden Änderungen im Text des ein-
gereichten Statutes. 
Endlich am 18. November 1895 erging eine Einladung an den Vorstand und die Repräsentanten der 
Gemeinde (Akte 230, Bl. 92): „Die Mitglieder des Vorstandes und der Repräsentanten werden zu einer 
gemeinsamen Sitzung für Mittwoch den 2Ofr" dies: Mts. Nachmittags 3 Uhr in unserem Konferenz Zimmer 
eingeladen." Aus dem Sitzungsprotokoll (Akte 230, Bi. 93): 

„Zu der heute Mittwoch um 3 Uhr eröffneten Sitzung waren erschienen vom Vorstand die Herren Zippert & 
Elkan: von den Repräsentanten die Herren Tonn, Liepmann, Morgenstern, Lindemann, Jacob, Fraenkel und 
Schlesinger. 
Punkt 1. der Tagesordnung: der Herr Polizei=Secretair, welcher anwesend ist, legt die mit den entsprechen-
den Änderungen revidirten Statuten vor & empfiehlt die Annahme. Es wird einstimmig beschlossen, das Statut 
mit dem vom Regierungs=Präsidenten verfügten Aenderungen anzunehmen und sollen die Statuten, nach-
dem dieselben vom Königl. Regierungs=Präsidenten bestätigt sind, gedruckt werden. 
Punkt 2. Etat Berathung pro 1896." 
Einige Bemerkungen zum Etat: 
Auf der Ausgabenseite waren 18 Positionen ausgewiesen, die höchste lag bei 1350 M für Zinsen an 
die Sparkasse & Amortisation, darauf folgte das Gehalt für Herrn Rawitscher 1200 M. Die Gesamt-
summe betrug 4537 M. Den Ausgaben standen Einnahmen für Standgelder 700 M und Steuern 3837 
M = 4537 M gegenüber, also ein ausgeglichener Haushalt. 
Am 4te" März 1896 kam vom Königlichen Regierungs=Präsidenten aus Potsdam die Genehmigung 
zum Druck des Statutes. Die Broschüre „Revidirtes Statut der Synagogen=Gemeinde zu Eberswal-
de", gedruckt in der Buchdruckerei von Adolf Lemme, am 26. Februar 1896 durch den Oberpräsi-
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denten und Staatsminister v. Aschenbach bestätigt, enthielt auch die „Friedhofsordnung" mit 19 §§ 
und 10 §§ zum „Unterrichtswesen" vom 3. April d. Js. Die wichtigsten Veränderungen des revidier-
ten Statuts zu dem von 1856 waren in: 
§ 1 Die Zahl der zur Synagogen=Gemeinde Eberswalde gehörenden Ortschaften war von 10 auf 

jetzt 28 angestiegen. 
§ 5 Die Beitragssätze für die Mitglieder wurden nicht mehr nach drei Klassen eingestuft, sondern 

„im Verhältnis zu ihrem Einkommen", 

§ 20 Die Wahlen wurden nicht mehr nach dem Drei-Klassen-Wahlrecht geregelt. Dieser § lautet jetzt 
„Die Wahl ist eine allgemeine und geheime". Früher hieß es dazu im 

§ 22 „Jeder Wähler muß dem Wahl=Commissiarius mündlich und laut zu Protokoll erklären, wem er seine 
Stimme geben will..." 

Diese Wahlfestlegung war durchaus progressiv, da in Eberswalde die Wahlrechtskundgebungen 
gegen das Dreiklassenwahlrecht erst am 9. Januar 1908 einsetzten. 

Unter den Ortschaften des § 1 ist auch Messingwerk genannt, obwohl dort laut R. Hensel in den 
Jahren 1877-1900 eine kleine jüdische Gemeinde bestand. Für die Jahre 1877-79 war Gustav Hirsch 
letztmalig als Repräsentant am 9. Januar 1877 gewählt worden, hatte aber bis 1889 noch verschiede-
ne Funktionen in der Leitung der Eberswalder Gemeinde. 

1899 feierte die ganze Gemeinde das 25jährige Amts-Jubiläum des Rabbiners Salomon Rawitscher. 
Sein Haus in der Neuen Schweizer Str. 4 (steht heute noch) bewohnte er mit seinen Schwestern Ida, 
Johanna, Natalie und Rosa. Letztere war Lehrerin. Ihm zu Ehren erschien erstmalig das Kalendari-
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um des Eberswalder Adreßbuches von 1899 auch mit der Angabe von jüdischen Feiertagen. Ein Jahr 
später starb der Rabbiner und die Gemeinde bereitete ihm ein feierliches Ehrenbegräbnis auf dem 
Friedhof an der Oderberger Straße. Leider wurde bis heute sein Grab nicht gefunden. 1942 depor-
tierte man zwei seiner Schwestern nach Theresienstadt, - sie kamen dort um. 
Am 1. April 1900 trat der Rabbiner Hamburger sein Amt an. Bei der Einweihung des neuen Rathau-
ses der Stadt Eberswalde am 30. März 1905 sprach im Namen der jüdischen Bürger und als Stadt-
verordneter Albert Jacob (sein Geschäft befand sich gegenüber in der Breiten Straße 32). 

Laut Handbuch der jüdischen Gemeindeverwaltungen (Statistisches Jahrbuch) 1907 gibt es für Ebers-
walde folgende Angaben: „23 833 Einwohner. Synagogen-Gemeinde 212 Seelen. 54 Zensiten (Steu-
erzahler). Vorstand J. Zippert, S. Elkan, N. Lindemann. - E. Hamburger Cantor, Lehrer, Schächter, 
Religionsschule 19 Kinder - Steuereinschätzung ca. 4200 M - Etat 4200 M und Casse gegen Wander-
bettelei 200 M." 

Noch im Jahre 1909 trug sich der Vorstand der Gemeinde mit dem Gedanken, auf dem alten Fried-
hof an der Oderberger Straße eine massive Friedhofshalle zu errichten, wie aus einem Schreiben 
(Stift. „„N. Synagoge-Centr. Judaicum" / Bundesarchiv, Abt. Potsdam, Akte Nr. 75 A Eb 1, Nr. 8) zu 
entnehmen ist. 
Das Baugeschäft E. Becker & Comp., Eberswalde, schrieb am 21. August 1909 an den derzeitigen 
Vorsitzenden L. Hendel: 
„Beifolgend erlauben wir uns, Ihnen, Ihrem Wunsche entsprechend, Project für eine Friedhofshalle auf dem 
Begräbnisplatz der Synagogen gemeinde, hierselbst an der Oderbergerstraße in duplo zu überreichen und sind 
wir zu ferneren Auskünften in dieser Angelegenheit gern bereit." 

Ca 10 Monate später hatte die Gemeinde die Möglichkeit, Land für die Einrichtung eines neuen Fried-
hofes auf Angebot des Milchhändlers Wilke an der Freienwalder Straße zu erwerben. Ihr Versuch, 
den Friedhof an der Oderberger Straße nochmals zu erweitern, war 1881 durch den Einspruch des 
damaligen Leiters der Landesirrenanstalt fehlgeschlagen. Da sich die Verhandlungen über die Ein-
richtung des neuen Begräbnisplatzes durch bürokratische Forderungen und Verfahren aber sehr 
verzögerten, stellte W. Hendel am 4. Juni 1910 an den Magistrat Eberswalde folgenden Antrag: 
„Wie den wohllöblichen städt. Behörden bekannt sein dürfte, ist der jetzige Friedhof der Synagogen Gemein-
de fast voll belegt, und bittet der unterzeichnete Vorstand, mit Bezug an die vor Kurzem mit Herrn Geh. 
Regierungsrat Schwappach gehabte Unterredung, um Abtretung einer Fläche auf dem städtischen Begräb-
nisplatz." 
Eine Antwort auf dieses Schreiben liegt nicht in der Akte. Am 2. Juli 1910 richtete die Gemeinde an 
Prof. Schubert ein Schreiben, in dem sie ihn um „ Beantwortung verschiedener Fragen" der Polizei-
verwaltung zum neuen Begräbnisplatz bat. Da das Grundstück nur bis zum September d. Js. zum 
Verkauf frei stand, bat man um schnelle Erledigung. Prof. Schubert übernahm am 4. Juli die ange-
forderten Ermittlungen mit dem Hinweis, daß diese witterungsbedingt erfolgen müßten. Darauf-
hin wurde durch die Vermittlung des Justizrates Sandberg die Offerte des Milchhändlers bis zum 1. 
April 1911 verlängert. 
Einen an die Polizeiverwaltung gerichteten Antrag beantwortete diese am 21. Oktober 1910: 
„Hiermit erteilen wir die Erlaubnis zur Anlegung eines Begräbnisplatzes für die hiesige Synagogen gemeinde 
gemäß des beifolgenden Lageplanes und der Begräbnisordnung. Unterschrift (Radum)" 
Dem Antrag an die Polizeiverwaltung war ein handschriftlicher „Entwurf einer Bebräbniß Ordnung" 
beigefügt: 
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Punkt 1 
Punkt 2-4 
Punkt 5 

Die Aufstellung im offenen Sarg ist verboten. 
schreibt die Beschaffenheit der Gräber vor. 
behandelt die Wiederbelegung. 

Punkt 6 fordert einen Belegungsplan und ein Register dazu. 
Punkt 7 u. 8 sind die Bedingungen für die Errichtung von Gruften und Grabgewölben. 
Punkt 9 „Für den Begräbnisplatz ist ein Todtengräber anzustellen, auf die pünktlichste Be-

achtung der vorstehenden Bestimmungen zu verpflichten ist." 
„Die Errichtung einer Leichenhalle wird für notwendig erachtet." Punkt 10 

Am 3. Juli 1911 erfolgte die Eintragung in das Grundbuch und im September des gleichen Jahres 
erhielt die Seilfabrik A. Dietrich am Finowkanal in Eberswalde den Zuschlag zur Umzäunung des 
Grundstückes mit Maschendraht, Höhe 1,75 mtr. Erst 2 Jahre später bemühte sich die jüdische Ge-
meinde um die Bepflanzung des Areals, die die Stadtgärtnerei im August 1913 ausführte. Bei der 
Suche nach dem Eröffnungstag des Friedhofes in der damaligen Ortspresse und den Protokollen 
der Stadtverordnetenversammlungen in den Jahren 1900 bis 1914 im hiesigen Archiv wurden keine 
Anhaltspunkte gefunden. Ebenso ist nicht bekannt, welcher Rabbiner diese Stätte weihte. War es 
der Rabbi Hamburger? Ein Grabstein für ihn und seine Frau ist heute noch hier erhalten. Der älteste 
Grabstein auf dem jetzigen Restareal (90 qm) des neuen jüdischen Friedhofes ist von dem Juden 
"Oskar Trier" aus Prag, geboren am 09.09.1875 und verstorben am 01.12.1914. Im Jahre 1914 ver-
handelte der Magistrat mit dem Vorstand der Synagogen=Gemeinde, Wolff Hendel und Helmuth 
Liepmann über einen Geländeaustausch zwecks Regulierung der jetzigen Saarstraße. Der neue jü-
dische Friedhof reichte von der Freienwalder Straße bis zur Straße 48 am städtischen Waldfriedhof. 

Die nördliche Grenze war die jetzige Saarstraße, die in diesem Teil zum neuen Eingang des städti-
schen Waldfriedhofes führte. Ein geringer Teil der Anlage ist noch erahnbar, auch einige Laubbäu-
me und Nadelgehölze der ehemaligen Bepflanzung sind heute noch vorhanden. Die einstmalige 
Größe des Begräbnisplatzes betrug 5000 qm und ist eingetragen in das Grundbuch von Eberswalde 
Band 53 Nr. 1810 (Akte Nr. 7329, Blatt 12/13). 

Am 31. Januar 1909 wurde neben der Gründung einer Reihe weiterer jüdischer Vereine der Beerdi-
gungsverein „Chewra Kadischa" gegründet. Dieser Verein fußt auf die im ausgehenden Mittelalter 
entstandenen Beerdigungsbruderschaften. Diese modernen Beerdigungsvereine hatten die Aufga-
be, Kranke und Sterbende zu betreuen, besonders ging es aber um die Bestattung der Verstorbenen 
und die Hilfe für die Hinterbliebenen. Die Mitglieder vollzogen freiwillig einen Teil der rituellen 
Handlungen. Nach dem Tode eines nahen Verwandten fügten die Hinterbliebenen als Zeichen ihrer 
Trauer einem täglich getragenen Kleidungsstück einen Riß zu (Keria), als Zeichen des Risses im 
Herzen über den Schmerz. Ein Licht wurde angezündet, das sieben Tage brennen sollte, weil in der 
Bibel die Seele des Menschen mit einem Licht verglichen wird. Als die Juden in Eberswalde noch 
keinen eigenen Friedhof hatten, wurde die Vorbereitung der Beisetzung des Verstorbenen in seinem 
Haus oder seiner Wohnung vollzogen. 
Später, 1851, wurde im „Judengehege" ein Holzverschlag dazu hergerichtet, in welchem die für die 
Beisetzung erforderlichen Geräte aufbewahrt wurden. Hier erfolgte dann auch die rituelle Waschung 
des Toten (Tahara). Als Begründung beziehen sich die Juden auf einen Ausspruch von Juda he-chas-
sid: „Der Mensch wird bei der Geburt gewaschen und ist rein. Darum soll er auch nach dem Ableben gebadet 
werden." Den Toten wurden die Haare gekämmt und die Sterbegewänder (Tachrichin) angelegt. Diese 
bestanden unterschiedslos aus einem weißen Hemd, Beinkleid und Kopfbedeckung. Die Männer 
erhielten außerdem noch ihre Gebetsmäntel (Tallit) angelegt, von dem vorher die Schaufäden (Zi-
zit) entfernt wurden. Anschließend legte man die Leiche in einen einfachen Sarg (Aron). 
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M: Fotoarchiv 

Die Aufbahrung des geschlossenen Sarges erfolgte im Trauerraum oder der Halle, der neue Fried-
hof erhielt eine solche. Zur Ehrung des Toten und Tröstung der Hinterbliebenen wurde eine kurze 
Leichenrede gehalten (Hessped). Dazu sprachen der Kantor oder Rabbiner bestimmte Gebete. 
Unter dem Geleit der Trauernden wurde der Sarg zum Ort der Beisetzung getragen (Lewaja) und drei-
mal abgesetzt. Dabei sprachen der Rabbiner oder Kantor und die Begleitenden den 91. Psalm. Nachdem 
der Sarg in die Gruft abgesenkt wurde, warfen alle Teilnehmer drei Schaufeln Sand mit den Worten in 
die Gruft: 
„Von Staub bist Du und zum Staub kehrst Du zurück!" Wenn der Sarg vollkommen mit Erde bedeckt 
war, sprach der Sohn oder ein anderer nahestehender männlicher Familienangehöriger das Kad-
disch-Gebet. Dieses Gebet ist kein Trauergedenken, sondern in ihm wird die Erhabenheit, Heilig-
keit und Machtvollkommenheit Gottes ausgesprochen. Alle sollen erkennen, daß die Entscheidung 
Gottes, den Toten aus dem Kreise der Lebenden abzurufen, gerecht war, wenn auch schmerzlich. 

Beim Besuch des Grabes werden kleine Steine niedergelegt, keine Blumen. Die Erklärungen sind 
vielfach dazu. Am verständlichsten ist jene, daß es in alten Zeiten üblich war, die Grabstellen mit 
einem Stein zu kennzeichnen. Ehrfurchtsvoll legen auch heute noch Anghörige und Freunde kleine 
Steine an oder auf den Grabsteinen ihrer Verwandten oder Bekannten auf den Eberswalder jüdi-
schen Friedhöfen ab. Die Männer bedecken beim Betreten eines jüdischen Friedhofes ihr Haupt mit 
einer Kopfbedeckung. 

Auch in den 19 §§ umfassenden Statuten des „ Israelitischen Brüder-Vereins Chewra Kadischa" zu 
Eberswalde ging es in erster Linie um die Pflege dieser alten Trauerbräuche. Der § 17 enthält auch 
folgenden Passus: „Um die Eintracht unter den Vereinsmitgliedern zu fördern, veranstaltet der Vor-
stand alljährlich eine gesellige Zusammenkunft mit Kaffeetafel (oder Festessen) zu welcher sämtliche 
Mitglieder eingeladen werden . . . In derselben Versammlung legt auch der Vorstand seinen Verwaltungs-
bericht vor und fordert Entlastung." (Stift. „ N. Synagoge-Centr. Judaicum" /Bundesarchiv, Abt. Pots-
dam, Akte 75 A Eb. 1, Nr. 22) 
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Die Begeisterungswelle, die der Ausbruch des ersten Weltkrieges in Deutschland auslöste, erfaßte 
auch die jüdischen Bürger. Dem Aufruf des „Verbandes der deutschen Juden" zur Opferbereitschaft 
in der örtlichen Presse folgten viele Juden aus unserer Stadt. Sie glaubten, in dieser Situation unter 
Beweis stellen zu können, daß sie sich als Deutsche fühlten und auch so handelten. 
Die jüdischen Geschäfte schlossen am Sonnabend eine Stunde früher, um Strom zu sparen. 20 jüdi-
sche Geschäfte beteiligten sich an einem Sonderverkauf zu Gunsten der Kriegsverwundeten, zu dem 
Wilhelm Sonnenfeld aufgerufen hatte. Das Ergebenis von 270,34 M wurde am 8. September 1914 im 
Preußischen Stadt- und Landboten bekanntgegeben. Der „Vaterländische Frauen-Verein", dessen 
Mitglied Frau Emma Goldschmidt war, richtete in Goldschmidts Laden, Kreuzstraße 33, eine Sam-
melstelle ein. 

Die jüdischen Bürger in unserer Stadt taten alles, um ihre vaterländische Gesinnung zu beweisen. 
Trotzdem warf man den Juden vor, nicht im gleichen Maße wie die anderen Bürger Kriegsdienst zu 
leisten. Man bezeichnete sie als Kriegsgewinnler, was auf die Eberswalder Juden sicher nicht zutraf. 
Das preußische Kriegsministerium ließ 1916 eine sogenannte „Judenzählung" durchführen, die die 
Beteiligung jüdischer Bürger am Weltkrieg untersuchen sollte. Sie bewies die Unhaltbarkeit der Ver-
leumdung. Da der Staat den Antisemitismus nicht in die Schranken verwies, erlitt die gesellschaft-
liche Stellung der Juden einen ersten schweren Schlag. 
Nach dem Zusammenbruch des Kaiserreiches im November 1918 und der Ausrufung der Republik 
steigerte sich diese Hetze gegen die Juden. 

KrA: Pr. St. L. B. 
28. 9. 1914 
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Im gleichen Monat wurde der „Reichsbund jüdischer Frontsoldaten" gegründet, der sich unter 
anderem zum Ziel setzte, die Verdächtigung mangelnder Beteiligung der Juden am Weltkrieg 
aufzuklären und zu publizieren. 

Aus den Akten der Stiftung „Neue Synagoge - Centrum Judaicum"/Bundesarchiv Abt. Potsdam-
war zu entnehmen, daß es auf dem Gelände des Eberswalder neuen jüdischen Friedhofes auch ei-
nen Soldatenfriedhof mit 18 Grabstellen gab, die von dem Verein Chewra-Kadischa betreut wur-
den, 4 dieser Grabsteine sind erhalten geblieben. 

Die Eberswalder Stadtverordnetensitzung am 28. Oktober 1919 beschäftigte sich mit einem Vorfall, 
der unter den Bewohnern nicht nur unserer Stadt für Unruhe sorgte. Hier Auszüge aus dem Bericht 
des Märkischen Stadt- und Landboten: 
„. . . Nunmehr wurde zur Beratung der Anfrage des Stadtv. Ulm (SPD d.V.), betr. die gegen die jüdische 
Bevölkerung gerichteten „Maueranschläge" geschritten. Die Anfragen hatten folgenden Wortlaut: 
1. In den letzten Tagen ist die Bevölkerung der ganzen Stadt in erhebliche Aufregung versetzt worden. In 

diesen Anschlägen wurde die jüdische Landbevölkerung allgemein für die Schwierigkeiten verantwort-
lich gemacht, unter denen wir jetzt zu leiden haben. Der Sinn dieser Anschläge geht offensichtlich darauf 
hin, Gewalttätigkeiten gegen diesen Teil unserer Mitbürger hervorzurufen. Was gedenkt der Magistrat 
zu tun, um ein Anbringen solcher Anschläge in der Zukunft zu verhindern? 

2. Eine Lehrerin in einer hiesigen Bürgerschule hat eines Tages ihre 8-9 jährigen Schülerinnen aufgefordert, 
ihr Namen von luden in der hiesigen Stadt zu nennen. Die Kinder taten das. Darauf sagte die Lehrerin 
den Kindern, so sollen sich die luden merken und sollen bei denen nie kaufen, da die Juden für die Not des 
Volkes verantwortlich sind. Was gedenkt der Magistrat zu tun, um ein solches Verhalten einer Lehrkraft 
in Zukunft zu verhindern? 

Stadtverordneter Ulm begründete eingehend seine Anfragen und erklärte, daß sich zwar luden im Krieg be-
reichert hätten, doch sei desgleichen auch von anderer Seite geschehen und das vielleicht in noch größerem 
Maße . . . Bürgermeister Dr. Führ gibt, namens des Magistrats dessen Entrüstung Ausdruck über die An-
schläge, deren Beseitigung er sofort veranlaßt habe, doch ist ein Verfahren gegen Unbekannt eingeleitet. Der 
Magistrat wird eine Wiederholung unter allen Umständen zu verhindern suchen. Es folgte eine heftige De-
batte, in der auch folgender Satz fiel: 
Überall, wo der Militarismus in Erscheinung tritt, herrscht bald Pogromstimmung." 
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Die Synagogen=Gemeinde während der Weimarer Republik 

Die Geburtswehen der Weimarer Republik verursachten eine unruhige Zeit. Im März 1920 erlebte 
die Stadt die Niederschlagung des von Kapp ausgelösten Putsches, der nicht ohne Auswirkung im 
Geschäftsleben der Stadt blieb, auch für die jüdischen Kaufleute. 

Der Märkische Stadt- und Landbote vom 30. Oktober 1920 meldete von einer wiederholten Fried-
hofsschändung: 
”Bubenhände haben den Friedhof unserer jüdischen Mitbürger heimgesucht . . . Die Kriminalpolizei hat sich 
der Sache angenommen. Hoffentlich gelingt es, die Friedhofschänder zu ermitteln und einer exemplarischen 
Strafe entgegenzuführen." 
Im November hatte sie die „Friedhofsschänder" ermittelt, es waren Karl M. und Walter Fr. aus der 
Freienwalder und Friedhofstraße. 

Als Abschluß des Jahres feierte die Synagogen=Gemeinde das Fest der Goldenen Hochzeit ihres lang-
jährigen Repräsentanten Jacob Morgenstern, Kreuzstraße 27. 

Es wurden immer mehr Stimmen gegen die antijüdische Hetze laut. Ein Auszug aus einer Meldung 
des Märkischen Stadt- und Landboten vom 26. Januar 1921 wandte sich z. B. gegen Äußerungen 
der Pressestelle der Deutschnationalen Jugendgruppe Eberswalde: 
,Der Kampf gegen den jüdischen Geist, lautet also die Parole, die die Presseabteilung zum 18. Januar an-

läßlich des 50jährigen Bestehens unseres Vaterlandes ausgibt. Nun wissen wir Außenstehenden wenigstens, 
wie das Gesicht dieser Leute, die sich eine soziale Maske umzubinden, immerwährend bemüht haben, aus-
sieht. . . ebenso, wie Sie die jüdischen Kaufleute hier zu boykottieren beschlossen haben, . . . 

Deutsch-Demokratischer Jugendverein. 
Ortsgruppe Eberswalde. Abt. Presseausschuß 

Anmerkung der Redaktion: Eine reine Flut von ,Eingesandt"-Artikeln überschwemmt zur Zeit den Redakti-
onstisch. Auch in obiger Angelegenheit sind vier eingegangen." 

Allmählich beruhigten sich die Angriffe gegen die jüdischen Bürger und sie erlangten gerade in der 
Weimarer Republik ein hohes Maß der Gleichstellung. Es gab mehrere jüdischeAbgeordnete im Stadt-
Parlament, der populärste war Ludwig Sandberg. Der Unterschied zwischen jüdischen und nicht-
jüdischen Bürgern reduzierte sich auch in Eberswalde immer mehr auf das religiöse Bekenntnis, 
Eheschließungen zwischen Juden und Christen waren keine Seltenheit mehr. Im Wirtschaftsleben 
unserer Stadt spielten die jüdischen Kaufleute weiterhin eine bedeutende Rolle und füllten das Steu-
ersäckel der Stadtverwaltung nicht unerheblich. 

Die soziale Haltung der Mitglieder der Eberswalder jüdischen Gemeinde und die schöne landschaft-
liche Lage der Stadt inmitten von Mischwäldern veranlaßte die „Sozialfürsorge-Zentrale für jüdi-

sche Kinder in Berlin", hier Flüchtlingskinder zur Erholung unterzubringen. Die damalige Pädago-
gikstudentin Puah Menczel aus Berlin schreibt heute darüber: 
"Ich bekam den Auftrag, zwanzig Flüchtlingskinder zu betreuen. Die jüdische Gemeinde in Eberswalde, ein 
kleines Städtchen in der Nähe von Berlin, war bereit, diese Kinder im Laufe von vier Wochen aufzunehmen 
und für ihre Erholung zu sorgen . . . 
Eine weitere Erfahrung war für mich, die 50 jüdischen Familien kennen zu lernen, die durch Generationen in 
diesem Städtchen wohnten. In der Mehrzahl waren es kleine Kaufleute, die den Bedarf der Einwohner besorg-
ten. Das von Wäldern umgebene Eberswalde war das Zentrum der Dörfer ringsum und war auch der Sitz 
einer Land- und Forstwirtschaftlichen Akademie." 
1925 schied der langjährige (seit 1. April 1900) Rabbiner Eduard Hamburger aus. Er wohnte in der 
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Kirchstraße 18, seit 1925 
im Besitz der jüdischen 
Gemeinde 

KrA: Akte 338 
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Pfeilstraße 18. Ihm folg-
te bis zur Auflösung der 
jüdischen Gemeinde im 
Jahre 1942 der Prediger 
Josef Wolff. Dieser erhielt 
im Hause Kirchstraße 18 
eine Wohnung. Im glei-
chen Jahr hatte die 
Synagogen=Gemeinde 
die Häuser in der Kirch-
straße 17/18 vom Tisch-
lermeister Fabian erwor-
ben. Sie wurden in der 
Bombennacht im April 
1945 zerstört. 

Einblick in das soziale 
Engagement der jüdi-
schen Gemeinden gibt 
der „ Führer durch die 
jüdische Wohlfahrtspfle-



(Frau Klein, Schifferstadt) und die Rezitation des 103. Psalms in der Mendelssohnschen Übertra-
gung (Fräulein Helga Wolfsfeld, Eberswalde). Persönlichkeit und Werk Mendelssohns würdigte in 
einem einstündigen Vortrag Dr. Heinrich Levy (Eberswalde). Es folgte ein Vortrag über die jüdi-
schen Frauen in der Romantik und der schon eingangs erwähnte Vortrag von Rudolf Schmidt mit 
dem Titel „ Zur Geschichte unserer heimischen jüdischen Gemeinden", in dem er auch auf die Ge-
meinde in Eberswalde einging. 

Die jüdische Gemeinde plante seit Jahren schon den Neubau einer Leichenhalle auf ihrem neuen 
Friedhof an der Freienwalder Straße. Doch zuvor hatte sie noch verschiedene Verhandlungen mit 
dem Magistrat der Stadt zur Klärung des Eigentumsrechtes am Judengehege. Diese zogen sich bis 
zum Jahre 1924 hin. Am 10. April 1924 wurde dann vom Magistrat beschlossen: „. . .Das Eigentums-
recht an dem alten jüdischen Friedhof soll der Synagogen=Gemeinde gegen Zahlung eines Kaufgeldes von 
250 M und die Übernahme der Kosten überlassen werden . . .". 

Die Synagogen=Gemeinde erhob Einspruch, dem jedoch nicht stattgegeben wurde. Die Stadthaupt-
kasse schrieb dazu: „Eine Durchsicht der alten Kämmerei-Kassenrechnungen aus den Jahren 1750-1780 
und 1786187 hat ergeben, daß in der Zeit vom 1. Juni 1751 bis Ende Mai 1765 folgende laufende Zahlung 
geleistet worden ist: Von hiesiger Judenschaft laut Kontrakt vom 13.12.1751 jährlich wegen ihres Kirchen-
hofs 4 Groschen. 

Der vorseitig bezeichnete Kaufpreis sowie der erwähnte Ablösungsbetrag konnten in den genannten Rech-
nungen nicht ermittelt werden. Die Rechnungen von 1780-1786 fehlen." 
Da auch die Synagogen=Gemeinde keine Unterlagen vorlegen konnte, mußte sie den verlangten 
Kaufpreis begleichen. Die Grundbucheintragung erfolgte am 19. November 1925, so war die jüdi-
sche Gemeinde endlich rechtmäßige Besitzerin des Friedhofes. 

Für die Friedhofshalle am neuen Friedhof reichte am 24. Mai 1928 der Dipl. Ingenieur Rapaprot, Baubü-
ro Messingwerk, Eberswalde, Eichwerderstraße 52-54 Kostenvoranschläge „ . . .und zwar für die Ausfüh-
rung in runder Form, für die ich Ihnen seinerzeit eine Zeichnung einreichte und für die Ausführung in rechtecki-
ger Form, . . ." 

Heute wissen wir, daß die eckige Form der Ausführung bevorzugt wurde, die nach dem Entwurf 
des Berliner Architekten Walter Brand durch die Firma E. & H. Krause gebaut wurde. Weiterhin sind 
aus einem im Bundesarchiv, Außenstelle Coswig vorhandenen Kostenvoranschlag von der Firma 

Teske & Schramm, Eberswalde einige Einzelheiten über die Räumlichkeiten der Friedhofshalle zu 
ersehen. So war der Fußboden der Haupthalle mit Sohlenhofener Natursteinplatten ausgelegt, wei-
terhin gab es eine Halle für den Leichenwagen, einen Leichenwaschraum mit Herd und sanitären 
Einrichtungen, einen Wärterraum sowie Toiletten. 

Nach einem Jahr Bauzeit stand das eindrucksvolle Bauwerk. 
Der „Märkische Stadt- und Landbote" berichtete am 12. November 1929: 

• • • Dieser schöne sarazenische Kuppelbau ist um so bemerkenswerter, weil er imposante Wuchtigkeit mit einer 
stark wirkenden Feierlichkeit vereint. Das Baumaterial ist überaus geschickt gewählt. Die braunrot-violetten Nie-
derlausitzer Klinker der Außenseite ergeben mit den kupfergedeckten Kuppeln einen eindrucksvollen Kontrast, (das 
Kupfer stiftete das Hirsch Kupfer- und Messingwerk d. V.) der sich verstärkt, wenn man das Innere des Hallenrau-
mes betritt. Über dem flachen Dach der höher geführten Mauer erhebt sich in gutem Ausmaßverhältnis, alles in 
ihren Bann ziehend, die kupferne Haupt kuppel, die mit dem Davidstern geschmückt ist. Die ruhige, feierliche Wir-
kung des Innern wird auch erhöht durch die farbig gehaltenen Rundbogenfenster, die ein gedämpftes Licht über den 
sehr wirkungsvoll ausgestalteten Raum durchlassen, dessen Feierlichkeit sich aber unbedingt noch erhöht, wenn 
die versteckt am Fuße des Kuppelgewölbes angebrachte Lichtanlage das Ganze mit indirektem Lichtstrom über-
gießt. Vorbau und Nebenräume sind entsprechend gehalten . . ." 
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Dieses eindrucksvolle Bauwerk wurde im 2. Weltkrieg zur Ruine, danach ein Opfer des damaligen 
Baustoffmangels. 
Fritz Lipschütz schickte aus Israel einige Fotos der Halle und schrieb: „Die Friedhofshalle wurde von 
meinem Vater eingeweiht, der zu dieser Zeit Vorstand der Gemeinde war . . . Mein Vater ist 1936 durch die 
Aufregung dieser Zeit am Herzschlag gestorben, meine Mutter ist in Theresienstadt umgekommen." 

Der Grabstein von Siegfried Lipschütz, Beitzer einer Schneidemühle am Finowkanal, steht noch auf 
dem Restareal. 
Zur Einweihungsfeier der Friedhofshalle waren alle Mitglieder der Gemeinde zugegen, auch Ver-
treter andersgläubiger Gemeinden, des Magistrats und der Stadtverordnetenversammlung waren 
erschienen. Die Weiherede hielt der Prediger Wolff, in der er die Bedeutung des Friedhofes als Grab-, 
Lebens- und Ewigkeitsstätte hervorhob. Er sagte: „ Wahrheit, Gerechtigkeit und Liebe sind die Leitsterne, 
die uns hinübergeleiten in ein besseres Leben." 

Als Abschluß der würdigen Feier sang Suse Löwenstein mit Harmoniumbegleitung Hummels stim-
mungsvolles Halleluja, das einen tiefen Eindruck hinterließ. Frau Löwenstein lebt heute in New York 
als Gesangslehrerin. 

PrA: Arendt 
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Der Brand der neuen Synagoge 1931 

In den zugänglichen Quellen konnten nach der Einweihung der neuen Synagoge über einen langen Zeit-
raum keine weiteren Nachrichten über sie gefunden werden. Lediglich ein „bemerkenswerter" Beschluß 
vom 11. Dezember 1894 war in den Protokollen der Stadtverordnetensitzungen zu finden: „Antragsge-
mäß genehmigt die Versammlung, daß auf Besteuerung der Synagogen =Gemeinde mit Rücksicht darauf verzich-
tet wird, daß die besteuerte Synagoge lediglich Cultuszwecken dient." 

Erst 27 Jahre später, am 18. Oktober 1921, weist eine 
Annonce im „Märkischen Stadt- und Landboten" auf 
einen Diebstahl in der Synagoge. Eine Meldung von 

der Ermittlung des Täters war in der Presse nicht zu 
finden. Der Verlust für die Synagogen=Gemeinde 
Eberswalde war wohl nicht so groß wie das Unglück 
10 Jahre später. 

Am Sonntag, dem 16. August 1931 setzte ein Blitz-
schlag die Synagoge in Brand. Der Märkische Stadt-
Und Landbote berichtete nur kurz über die Katastro-
phe, weshalb hier die Schilderung aus dem „Israeli-
tischen Familienblatt" vom 21. August 1931 folgt: 

1)0MILHOIghtlilll 

bet Main »out Gonnabeejittrearintag 
tourben bunt) einbrucb auf unferenx ei3ettef. 
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ca. 50 cm bort geftoblen. 
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lilt Oeftrafung erfolgt 

Der Vorstand 
der Wagegen-Gemeinde, Eberswalde. 

„Der Synagogenbrand in Eberswalde. 
Kirchenbesucher retteten Thorarollen - der Hergang der Katastrophe 
Wir haben bereits in der vergangenen Woche von dem durch Blitzschlag verursachten Brand der Synagoge in 
Eberswalde (Mark) berichtet. Über den Hergang der Katastrophe erhalten wir folgenden Bericht: Am Nach-
mittag gingen verschiedene Gewitter über Eberswalde nieder, die von meist starken Regenschauern begleitet 
Waren. Gegen 16.30 Uhr erhellte plötzlich ein Blitz von außergewöhnlicher Spannung die gesamte Gegend, 
und fast gleichzeitig ertönte ein heftiger, eigenartiger Donnerschlag, der sofort einen Einschlag vermuten 
ließ. Augenzeugen sagen, es habe sich ein Kugelblitz, der in unseren Breitengraden sonst kaum verzeichnet 
wird, gebildet ‚der seinen Weg langsam auf die Synagoge zu nahm und über der großen Kuppel mit lautem 
Getöse zerplatzte (diese Ansicht wird jedoch von anderen, Fachleuten, bestritten). Man erwartete, daß eine 
Rauchsäule aufsteigen sollte, konnte jedoch trotz gespannter Aufmerksamkeit nichts bemerken und beruhigte 
sich schon damit, daß dieser Blitz keinen Schaden angerichtet hätte. Etwa 15 Minuten später schossen jedoch 
aus der Kuppel der Synagoge helle Flammen empor, die sich auflodernd gen Himmel reckten; eine riesige Rauch-
Wolke kennzeichnete die Brandstelle. In kurzer Zeit war die gesamte Kuppel in Flammen gehüllt, der Zinkbe-
lag schmolz und fiel in Tropfen zur Erde, die glühenden Splitter der arabeskengeschmiickten Fenster taumel-
ten allmählich zu Boden. Die Sirenen gaben das Signal Großfeuer, auf das hin die Wehr sofort zum Brandplatz 

ausrückte. Fünf Schlauchleitungen wurden ausgelegt, über die Treppe und über zwei ausgedrehte Leitern das 
Wasser in die Flammen geschleudert. Stundenlang arbeiteten die Motorspritzen, arbeiteten die Feuerwehr-
leute, ehe es gelang, das Feuer einzukreisen und allmählich zurückzudrängen. 

ln einer benachbarten Kirche fand gerade Gottesdienst statt. Als sich die Nachricht von dem Brand unter der 
versammelten Beterschar verbreitete, wandte sich ein Eberswalder Bürger, der küzlich einer Führung durch 
die Synagoge beigewohnt hatte, an die Kirchenbesucher mit den Worten: Ich weiß von einem Besuch in der 
Synagoge, daß die Thorarollen den Juden heilig sind. Kommt, wir wollen die Thorarollen retten! So eilten 
dann aus der Kirche einige Männer zur Synagoge, und Thorarollen sowie Gebetsbücher und Talesim wurden 
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gemeinsam von jüdischen und christlichen Herren in Sicherheit gebracht. In unserer Zeit der politischen 
Verhetzung verdient diese Tat wahrer Toleranz besonders dankbar anerkannt zu werden. 
Die Synagoge bot in ihrem Innern das Bild eines wüsten Durcheinanders: Durch das Balkenskelett blickte der Himmel, 
an einzelnen Stellen glimmte und glühte das Holzwerk. Von den Emporen hatte man die schwelenden Teile abge-

schlagen und in der Mitte des Hauptraumes geworfen, der unter Wasser stand. In der Mitte des Gebetsraumes lag, 
zertrümmert, der große Kronleuchter. Wenn der Brand noch verhältnismäßig glimpflich abgegangen ist, so hat 
doch andererseits die Eberswalder Synagogen=Gemeinde große ideelle Werte verloren . . ." 

Der Gemeindekirchenrat von St. Maria-Magdalenen sandte am 18. August 1931 folgendes Schreiben: 
„An die Synagogen=Gemeinde z. H. des Herrn Predigers Joseph Wolff, Eberswalde, Kirchstraße 17-18. 
Im Namen der evangelischen Kirchengemeinde von St. Maria Magdalenen sprechen wir der Synagogenge-
meinde aus Anlaß des durch Blitzschlag hervorgerufenen Brandes der Synagoge unsere herzliche Teilnahme 
aus. Möchte Ihr schönes Gotteshaus bald wieder hergestellt sein, und aufs Neue die feiernde Gemeinde zu Lob 
und Preis des Allerhöchsten in sich versammeln! 

Der Gemeindekirchenrat 
i. A. 

Superintendent Liz. Gelshorn" 
(aus Akten des Kreiskirchlichen Archivs Eberswalde) 

Der Prediger der Synagogen=Gemeinde Joseph Wolff sandte einen Tag später ein Dankschreiben an 
den Superintendenten: 

„Die Synagogen-Gemeinde ist am Sonntag in große Trauer versetzt worden; unser Gotteshaus mußte kurz 

vor unseren höchsten Feiertagen das Opfer eines elementaren Ereignisses werden. Erhebend u. tröstend war 
es uns aber in unserem Schmerze, daß sofort nach Ausbruch des Brandes christliche Mitbürger uns zur Seite 
standen, und halfen, die heil. Thora rollen zu retten. Ebenso erhebend u. tröstend waren uns die vielen Bei-
leidskundgebungen, die uns aus allen Kreisen der Eberswalder Bevölkerung zugingen. Eine ganz besonders 
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große Freude in unserer Trauer war uns die Anteilnahme des Gemeindekirchenrates von St. Maria-Magdale-
nen, u. sprechen wir dem Gemeindekirchenrat unseren herzlichsten Dank für das gestrige liebenswürdige 
Schreiben aus. 

Die Synagogen-Gemeinde 
i. A. Josef Wolff, Prediger" 

(aus Akten des Kreiskirchlichen Archivs Eberswalde) 

69 



Archiv des 
Kirchenkreises Eberswalde 

W 
ligar d 
Ehe rs 

ouCeim'ade 

CA" '.‘",,,,.-.%,•, Pte-atie.c.-4,c2.4 

- 

ec..7./cePehvie.rz.,een,len, 4 

  _ 

, 

Yef de, 

- 

IX,•••• 

  • 

,r.•41 

- 

70 



Stadt Eb8PSWeltie 

Ute-» riAlren 

16 c% (Ae.ere7/cy;yey-we21,4—.. .,1 
........ — --- 

im, ett,,,to,o 
, L. m'T 

gt-amd. frt, 
2.-- ----- 
r 

44; (Dß 1t4t02b, (41 

e-,tA 
1,4 

144/0d7rwai`ke 

jito ed-ui 
,ot /re-4- rizelem, 4,4 07..e. 

iAite ,urrizie 
ft1 M ci41/‘. dt 

9/te,4,  
41" «4 

/14/1A111{ e.ii (7),ge- rraef elfrZ4-4-14 gt-t .Zer, 4 e-t-t-;•c 

44.12 4frin,t ftjr• 7144-e.-.e CA« 
ite Ary,„; 

e •czt., e. zu)tk-r,z-; 

112,4.e,/ 

.87.4aaV 

u.  

,7/ 

KrA: Akte 229 

71 



Vorstand 

13. Synagogen-Gemeinde 

Eberswalde 

Bank-Konto, 

Scminpark.. Etennrald• 

Nebenkaue NL 72 

Eberswalde, den 7. .. Q 1931. 

StadtEberswaldG 

Eing. -90KT1931Vm 

Herrn Tgb.N2...222717.1- «. 

Stadtobersekretär Matt 

Eberswalde. 

KrA: Akte 229 

Hierdurch teilen wir Ihnen mit, daß wir lt.Ihrem Brief 

17.8.cr. die Beihilfe von 

RA 10,--

an 'Herrn K. Schäfer, Jüdenstr. 11, bezahlt haben. 

HochachtunEsvoll 

vom 

Mit dem Wiederaufbau der Synagoge wurde sofort begonnen. Den Auftrag erhielt der Architekt Pu-
nitzer in Berlin-Wannsee. Seinem Antrag auf Baugenehmigung folgte eine Rückfrage der Polizei-
verwaltung am 18. Sept. 1931 an das Preußische Hochbauamt in Bad Freienwalde a./0.: 
„Der Vorstand der Synagogengemeinde beabsichtigt die durch Brand zerstörte Synagoge in Eberswalde um-
zubauen. Unter Bezugnahme aufs 1 des Gesetzes gegen die Verunstaltung vom 15.7.1907 und auf die Ver-
fügung des Herrn Regierungspräsidenten vom 16.1.1930 . . . frage ich ergebenst an, ob hier Bedenken zu 
erheben sind . . ." 
Auf der Rückseite des Schreibens steht folgende Bemerkung: „Betrifft: . . . Synagogenbau Eberswalde. 
Die angezogene Verfügung des Herrn Regierungspräsidenten v. 16.1.30 . . . ist hier nicht bekannt. 
Aus der beiliegenden Bauzeichnung ist nicht ersichtlich, ob und welche Veränderungen (am Äußeren) des 
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vorhandenen Bauwerkes in Aussicht genommen sind. Eine gröbliche Verunstaltung ist in vorliegendem Falle 
wohl kaum zu befürchten; im Zweifelsfall stelle ich anheim, Zeichnungen der geplanten Außengestaltung 
anzufordern und mir zu übermitteln" (Akte 8516, Bi. 17) 
Dieses „Ortsstatut gegen Verunstaltung" vom 31. Dezember 1910 von der Stadtverordnetenver-
sammlung Eberswalde beschlossen, schlug Wellen bis zum Landesdirektor der Provinz Bran-
denburg. Es haben an der äußeren Hülle des Bauwerkes keine Veränderungen stattgefunden. 
Der Vorstand der Synagogen=Gemeinde Eberswalde bat am 12. Februar 1932 die Baupolizei-
Verwaltung Eberswalde um Bauabnahme, die noch an einige offizielle Bescheinigungen und 
Sicherheitsvorkehrungen erinnerte. 

Über die „Weihe der wiederhergestellten Synagoge" am 6. März 1932 berichtete einen Tag später 
der „Märkische Stadt- und Landbote": 
',Am 16. August 1931 schlug der Blitz in die Kuppel der 1891 errichteten Synagoge, das Feuer nahm ein 
großes Ausmaß an, das Innere des Gotteshauses wurde total verwüstet. Die Wiederherstellung hat Monate 
gedauert und an die Opferwilligkeit der kleinen Gemeinde besondere Anforderungen gestellt. Was aber nun-
mehr dem Auge sich bietet, ist Ausgezeichnetes und tief Befriedigendes. Man darf sagen, daß der Schönheits-
sinn der Wiederhersteller einen Triumph feiert. Die ausgeglichene Wirkung, die nicht zuletzt der farbsicheren 

Arbeit Meister Ungers aus 
Berlin und der feinen Nu-
ancierung der einfachen, 
aber vielleicht gerade des-
halb besonders anheimeln-
den Lichtanlage, zu ver-
danken ist, stellt den 
Eberswalder Handwerkern 
ein schönes Zeugnis aus. 
Daß die Akustik von rein-
ster Klangwirkung ist, mag 

als besonderer Vorzug gel- 
telt 

Eine ansehnliche Festver-
anstaltung vereinigte sich 
am gestrigen Sonntag zur 
Weihe des wiederhergestell-
ten Gotteshauses. Und es 
ist ein schönes Zeichen der 
religiösen Duldsamkeit, 

PROGRAMM 
tor  inc EMUMARIO' der mann In Euerswalde 

am 6. März 1932. 

I. Präludium. 

2. Chorgesang: Wie schön sind deine Zelte. 
(Text untenstehend) 

3. Ansprache des Vorstandes. 

4. Anzünden der „Ewigen Lampe" und An-
sprache des Herrn Prediger Wolff. 

5. Einholen der Thora-Rollen. 

6. Weiherede: Herr Rabbiner Dr. Wiener, 
Berlin. 

7. Solo-Gesang: „Herr den ich tief im 
Herzen trage-. 

8. Minchah-Gebet. 

9. Gemeinde-Gesang. 

Archiv des 
Kirchenkreises Eberswalde 

daß alle Landeskonfessio-
nen an diesem Jubeltag teil-
nahmen. Die Feier begann 
tan 17 Uhr mit Orgelvor-
spiel und Chorgesang. Im 
Namen des Vorstandes und 
der Repräsentanten der 
Synagogen gemeinde be-
grüßte der Vorsteher, Kauf- 

Text. Wie •chbn eind deine Zelte Jacob, 

Deine Wohnungen Israel. 

Durch d•Ine Huld betreten wir 

Himmlischer Vater dein Haue, 

Beugen uns etwfurchteroll 

Vor Dir In deinem heiligen Tempel. 
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mann Lipschütz, die Festgäste, unter denen sich der Stadtrat Baluschek als Vertreter der Stadtverwaltung, 

Superintendent Lic. Gehlshorn und Pfarrer Mirachi als Vertreter der katholischen Kirchengemeinde, Rabbi-
ner Dr. Wiener vom preußischen Landesverband jüdischer Gemeinden, die Vertreter der jüdischen Gemein-
den von Freienwalde, Angermünde, Wriezen und joachimsthal befanden. Herzlich dankte er auch den Hand-
werksmeistern der Stadt für ihre gute und solide Arbeit. Prediger Wolf/gab der wohlzuverstehenden Freude 
über die schöne Wiederherstellung lebhaften Ausdruck und betonte in seiner Ansprache, daß dem Dankes-
wort aber auch die Dankestat folgen müsse. Man könne selbst das Gotteshaus am wirksamsten gestalten, 
wenn die Gesinnung den Bau heilige und man ihn mit rechtem Geist betrete. Der Gottesdienst müsse drau-
ßen im Leben fortgesetzt werden, wenn der sittliche Begriff der Religion wirksam werden solle. Präge das 
Wesen Gottes sich in der Würde des Menschen aus, so soll diese Lehre sich erfüllen in dem Mahnwort: Lieb 
Deinen Nächsten wie Dich selbst". Mit dem Wort des Propheten jesaias: Mein Gebetshaus soll ein Bethaus 

für alle Völker sein, wies der Redner auf die enge Verbundenheit der Religion im Ringen und Kämpfen nach 
dem Göttlichen hin. So müsse Religion Leben sein - und sie sei es, wenn Religion Tat ist. Die Ideen tragen den 
Menschen und die reichste Idee ist die Religion. 

Nach altjüdischem Ritus folgte sodann das Anzünden der ewigen Lampe und die feierliche Einholung der 
Thorarollen. Die darauf folgende Weiherede des Berliner Rabbiners Dr. Wiener war eigentlich eine tief inner-
liche religionsphilosophische Vorlesung von überzeugender Disposition. Vom Begriff des Sinnes einer jüdi-
schen Gemeinde ausgehend, verbreitet er sich über die Gottesidee beim Menschen. Vielleicht sei das mensch-
liche Gefühl, das Leben mit freudiger Dankbarkeit anzunehmen, die Wurzel der Religion, während die Frage, 
was man vom Leben zu beanspruchen habe, am weitesten von der Religion stehe, denn vor dem Anspruch 
müsse die Leistung stehen. Charakteristisch für die Zeit sei, daß wir das Beten aus innerem Drang verlernt 
haben. Das trage schwere innerliche Gefahren in sich und erschwere das treue Zusammenstehen der ganzen 
Gemeinschaft. Und doch müßte man in Treue zusammenhalten, um Ehre und Menschentum zu behaupten. 
Es sei die Religion der ruhende Pol in der Erscheinungen Flucht. 

Der Stadtrat Baluschek überbrachte die Grüße und Wünsche der Stadt. Gotteshaus und Bürgerhaus müsse 

stets eng verbunden bleiben. Diene das Gotteshaus der Erhebung, dem Trost und der sittlichen Stär-
kung, so solle das Bürgerhaus der Inbegriff höchsten Pflichteifers für Staat, Stadt und die menschliche 
Gemeinschaft sein. 

Superintendent Lic. Gelshorn sprach für St. Maria-Magdalenen, Pfarrer Mirachi für die katholische 
Gemeinde. 

Kaufmann Rautenberg überbrachte die Glückwünsche der jüdischen Nachbargemeinde Freienwalde. Frau 
Kaufmann Rosendorf geb. Jacob sang sodann mit klangvoller Stimme die Arie ,Herr, den ich tief im Herzen 
trage'. 

Mit dem Minchah-Gebet, der Segenserflehung für die Gemeinde, Stadt und Vaterland und Gemeindegesang 
fand die erhebende und eindrucksvolle Weihestunde ihr Ende.-

dt", (Rudolf Schmidt, d. V.) 

Erst am 17. August 1932 erhielt die Gemeinde den „Gebrauchsabnahmeschein", der die richtige 
Ausführung des Umbaus der Synagoge „nach den Bestimmungen der Baupolizei" bestätigte. Die-
ser spielte in den folgenden Jahren noch eine besondere Rolle. 
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Die Verfolgung der Eberswalder jüdischen Gemeinde nach der Macht-
ergreifung des Nationalsozialismus 

Die NSDAP hatte in ihrem Programm seit Beginn offen eine antisemitische Haltung vertreten, die 
auf ihrer rassistischen Ideologie beruhte. Schon bald nach der Machtergreifung, am 30. Januar 1933, 
begann ihr antijüdischer Terror. Viele Juden hatten die bevorstehende Politik der neuen Machtha-
ber durchschaut und emigrierten aus Deutschland. 
Das kann man auch für Eberswalde schlußfolgern, wenn man die Angaben der Jahre 1928/29 mit 
denen von 1932/33 aus dem „Führer durch die jüdische Gemeindeverwaltung und Wohlfahrtspfle-
ge in Deutschland" vergleicht. Bei leicht angestiegener Einwohnerzahl auf 31 000, war die Zahl der 
jüdischen Bürger von 270 auf 192 gesunken. In der Auswanderung sah sicher vor allem die Jugend 
die einzige Überlebenschance. 
Hier einige Angaben zur jüdischen Gemeinde aus dem Jahre 1933: 
1. Vorsitzender Siegfried Lipschütz, 2. Vorsitzender Louis Feintuch, Schriftführer Moritz Wormann. 
1. Vorsitzender der Repräsentanten Isaak Berg, 2. Vorsitzender Salomon Goldschmidt, Lehrer und 
Kantor Josef Wolff. Neu waren der Finanz- und Bauausschuß, sicher im Zusammenhang mit dem 
Wiederaufbau der Synagoge zu sehen, mit dem Vorsitzenden Siegfried Lipschütz; der Religions-, 
Kaschruth- und Synagogenausschuß mit dem Vorsitzenden Louis Feintuch und der Friedhofsaus-
schuß, dem Moritz Wormann vorstand. Die Rubrik „Vereine" wurde jetzt als „Wohlfahrtspflege" 
bezeichnet. Neben der Armenkasse, Chewra Kadischa und dem jüdischen Frauenverein mit 73 Mit-
gliedern erschien neu Gmillus Chassodim. Dieser sah unter dem Vorsitz von Joseph Wolff in der 
Unterstützung von in Not befindlicher Gemeindemitglieder sein Arbeitsgebiet. Ebenso war auch 
der „Verein für jüdische Geschichte und Literatur" mit dem Vorsitzenden Salomon Goldschmidt 
genannt. Die Religionsschule besuchten 21 Kinder. 

1933 war auch in Eberswalde das Jahr, in dem der Leidensweg der Mitglieder der Syna-
g0gen=Gemeinde begann. 
Anfang März setzten die Vorbereitungen zu den Kommunal-Wahlen ein. Am 3. März bestätigte der 
Wahlausschuß die fünf Wahlvorschläge zur Stadtverordnetenversammlung, darunter auch die „Li-
ste 28. Gemeinwohl und Arbeit". Als zweiter Kandidat stand Ludwig Sandberg auf der Liste. 
Laut Bekanntgabe am 13. März erhielt die Liste nur 878 Stimmen, gegenüber 1929 war das ein Rück-
gang um 1667 Stimmen, was für sie nur einen Sitz im Parlament bedeutete. Ludwig Sandberg er-
hielt somit kein Mandat. 

Am 29. März 1933 war im Märkischen Stadt- und Landboten zu lesen: „Im Verfolge der überall einset-
zenden Boykottmaßnahmen wurden gestern abend auch in Eberswalde die jüdischen Geschäfte geschlossen. 
Im Laufe der Nacht wurden die Läden durch Teerfarbe mit Boykottaufschriften versehen und zum Teil Schau-
fenster zugepinselt. Bei den Kinos waren die Plakate zum Teil zerrissen, auch sind verschiedene Wetterjalou-
sien und Schaukästen der Geschäfte beschädigt worden". 
Im Widerspruch dazu stand die Darstellung des Märkischen Stadt- und Landboten vom 31. März 1993: 
Gegen die Greulhetze, die in Zeitungen des Auslandes gegen Deutschland betrieben wird, haben sich in den 

letzten Tagen deutsche Industrie- und Wirtschaftsverbände und die deutsche Judenschaft gewandt. In diesem 
Zusammenhang hat, wie wir erfahren, auch die Synagogengemeinde Eberswalde an den Rabbiner Hertz in 
London und den Rabbiner Wiese in New York folgendes Telegramm gesandt: „ Wir erheben aufs schärfste Protest 
gegen die Verbreitung der Greulnachrichten, die restlos auf Unwahrheiten beruhen. Bitten diesen Verleum-
dungen Halt zu bieten. Hier herrscht Ruhe und Ordnung." 
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Diese Zeitungsmeldung erscheint unglaubwürdig, denn auch weitere Berichte in der Tagespresse 
über diesbezügliche Ereignisse in Eberswalde zeigten eine deutliche antijüdische Einstellung. Un-
ter dem Titel „Sinn und Ziel des Abwehrboykotts" konnte man folgendes lesen: 
„In diesem Moment, wo Deutschland im Geiste vom Potsdam erstehen wolle, da hetzt das internationale 
Judentum die Welt gegen uns auf. Aus diesem, Deutschlad aufgezwungenem Kampfe werde nicht das Juden-
tum sondern das geeinte deutsche Volk als Sieger hervorgehen . . ." 
Auch auf einer Protestversammlung, zu der am 1. April ein „Aktionskomitee" auf den Markt auf-
gerufen hatte, wurde eine ähnliche Propaganda betrieben. Der damalige Kreisleiter der NSDAP, der 
Maurermeister Friedrich, schloß seine Rede, wie die Zeitung berichtete, „ . . . daß man den Juden bei 
legalem Verhalten weiterhin Gastrecht gewähren würde. Es ist aber ein Unding, daß das Wirtsvolk sich von einer 
Minderzahl fremdrassiger Elemente beherrschen lasse, wie dies seit 1856, dem Jahr der Einbürgerung der Juden, 
der Fall gewesen ist." 
Superintendent Lic. Gelshorn unternahm auf einer Versammlung der Maria-Magdalenen-Gemein-
de unter dem Motto „Kirche und nationale Erhebung" einen schüchternen Versuch gegen den Ju-
denboykott. Er sagte u. a., wie aus einem Bericht zu entnehmen ist,: „Die Kirche hat allen Grund, die 
Bewegung der nationalen Erhebung zu begrüssen, aber sie müsse bei Ausschreitungen ein Wort der Kritik 
sprechen. Es sei beispielsweise nicht richtig, die Synagoge zu bemalen. Vor Gotteshäusern, welcher Konfessi-
on sie auch dienen mögen, müsse jegliche Propaganda halt machen." 
Die Nationalsozialisten machten später auch nicht vor den Türen christlicher, besonders aber nicht 
vor katholischen Kirchen halt. 

Am 28. März 1933 wurde Wilhelm Kube als neuer Oberpräsident der Mark Brandenburg eingesetzt, 
der durch seine besonders antijüdische Einstellung berüchtigt wurde. Eberswalde überreichte ihm 
1 Jahr später, am 13. März 1934, den Ehrenbürgerbrief. 
Im Märkischen Stadt- und Landboten vom 4. April 1933 gab der Magistrat der Stadt das Verbot des 
Schächtens für Juden im Deutschen Reich bekannt. Das bedeutete für strenggläubige Juden Verzicht 
auf den Verzehr von Fleisch. 
Am 18. August schrieb der Märkische Stadt- und Landbote: 
„Es gibt noch Volksgenossen, die trotz des durch den Nationalsozialismus hervorgerufenen Umbruchs im 
Denken und Handeln noch nicht zu der Überzeugung gekommen sind, daß der Einkauf bei einem Juden im 
nationsozialistischen Deutschland volksschädigend und unsittlich ist . . . Diejenigen deutschen Volkgenos-
sen, die noch heute beim Juden kaufen, sind kein Teil des deutschen Volkes, der die öffentliche Meinung dar-
stellt. Die öffentliche Meinung vertritt die Auffassung von dem Unwert des Einkaufens bei einem Juden." 
In Eberswalde wurde allen im öffentlichen Dienst Beschäftigten mit der Entlassung gedroht, wenn 
sie bei Juden kaufen. 

KrA: M. St. L. B., 24. 7.35 juben In Der hflbugen 93abeattrtaft unerwünfet 
@etpille 93orromitnnille ber lebten 3eit beben ber Eiabl-

ocnmittun(' Merantatluna gegeben, bunt) %njelila an ber 
(Uibrieen .93 abean ft a I t barauf hinguneilen, bab ber 

3utrItt non Zubeil bort uttertoilnlet Ift. 

Im August 1935 gab es die Anordnung zur Gründung des „Reichsverbandes der deutschen Kultur-
bünde", Sitz der Reichsleitung des Reichsverbandes war Berlin. Die Veranstaltungen hatten den Cha-
rakter von „geschlossenen" Veranstaltungen. Die Eberswalder Sopranistin Suse Löwenstein sang 
auf einer solchen Veranstaltung in Berlin bei der Aufführung der Oper „Carmen" die Titelrolle, ehe 
sie in die USA auswanderte. 
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Im gleichen Monat wurde Rodolf Schmidt vom Oberpräsidenten von Brandenburg als Archivpfle-
ger für Eberswalde-Oberbarmim eingesetzt, gleichzeitig wurde er als Sachverständiger in die Auf-
sichtsbehörde für nichtstaatliche Archive bestellt. In den Jahren 1936-39 hatte er in dieser Eigen-
schaft Anfragen des Gesamtarchivs der Juden in Deutschland, Berlin zu Eberswalder jüdischen 
Familien beantwortet. 

Die Nationalsozialisten hatten nach ihrer Machtübernahme alle ihre möglichen Gegner durch Ge-
setze und Verordnungen ausgeschaltet. Die Juden hofften, sich durch Zurückhaltung irgendwie in 
diesem System einrichten zu können. Jedoch überstiegen die Nürnberger Gesetze des Jahres 1935 
weit ihre Befürchtungen und Vorstellungen. Das „Reichsbürgergesetz" und das „Gesetz zum Schutz 
des deutschen Blutes und der deutschen Ehre" vom 15. September griffen nicht nur entscheidend in 
das berufliche, sondern auch in das private Leben der Juden ein. 
Die Synagogen=Gemeinde glich mehr und mehr einer Notgemeinschft in dieser ausweglosen Zeit. 
Auch an turnusmäßige Wahlen des Vorstandes und der Repräsentanten war nicht mehr zu denken, 
Was in der Akte 1911 durch mehrere Schriftstücke belegt wird. Schon für die Wahlen im Dezember 

Suse Löwenstein in der 
Titelrolle der „Carmen" 

PrA: Arendt 

1933 hatte der Schneidemühlenbesitzer Lipschütz eine Einheitsliste vorgeschlagen. Am 7. Dezem-
ber fand die Wahlversammlung statt. 
Am 30. Juli 1934 machte das Ministerium des Innern aufmerksam: „ Wie wir mitteilen, sind Bestrebun-
gen im Gange, die für den Herbst oder Winter 1934 anstehenden Neuwahlen zu den Repräsentantenversamm-
lungen hinauszuschieben. Ich bitte derartigen Wünschen nicht stattzugeben . 
Weder am 1. September 1934, noch am 2. September 1935 fanden die Neuwahlen statt. Für das Jahr 
1936 wurde im November der Stadtverwaltungsdirektor Gast mit der Einleitung der Wahlen und 

der Leitung der Wahlhandlungen beauftragt. Die Gemeinde teilte ihm am 28. November mit, daß 
infolge der Verringerung der Gemeindemitglieder" sich nunmehr die Gemeindeverwaltung nur noch 
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aus 7 Mitgliedern und 3 Stellvertretern zusammensetzen sollte. Einen entsprechenden Antrag zur 
Veränderung des Statutes an den Regierungspräsidenten wurde in Aussicht gestellt. Weiterhin bat 
der Vorstand um eine Verlängerung der laufenden Wahlperiode bis zum 31. Dezember 1937. Am 5. 
Januar 1937 fand in der Synagoge eine Gemeindeversammlung, zu der 23 Herren erschienen wa-
ren, zum Zwecke der Verlängerung der Wahlperiode für den Vorstand und die Repräsentanten statt. 
Die Versammlung erklärte einstimmig ihr Einverständnis zu dem oben genannten einzigen Punkt. 
„Unter Würdigung der örtlichen Verhältnisse" hatte der Regierungspräsident keine Einwände „gegen 
den Beschluß der Gemeinde vom 5.1.37". 

Am 14. April stellte der Vorstand einen erneuten Antrag auf die Reduzierung der Repräsentanten 
von 9 auf 5. Die Potsdamer Regierung forderte am 11. September die Gemeinde auf, die notwendi-
gen Schritte zur Änderung des Statutes einzuleiten. L. Feintuch für den Vorstand und S. Goldschmidt 
für die Repräsentanten gaben am 27.10.37 die Änderung des § 11 bekannt. 
Nach der Statutenänderung fand am 15. März 1938 die Wahl statt: 
a) Repräsentanten 

Herbert Class, Eberswalde 
Isy Levin, Finow 

Wolff Meyer, Eberswalde 
Eduard Löwenstein, Eberswalde 
Bernhard Löwenthal, Eberswalde 

b) Repräsentanten=Stellvertreter 
Siegfried Bloch, Eberswalde 
Hermann Lefebre, Eberswalde 

c) Vorstandsmitglieder 
Louis Feintuch, Eberswalde 
Arthur Herzberg, Eberswalde 

Theodor Pincus, Eberswalde 
d) Stellvertretende Vorstandsmitglieder 

Jacob Gruber, Eberswalde 
Martin Liepmann, Eberswalde 

Ihre Amtsperiode lief vorn Januar 1938 bis Dezember 1944. Der Stadtverwaltungsdirektor Gast 
hatte nicht an der Wahl teilgenommen. Der Oberbürgermeister schrieb am 24. Mai 1938 an den 
Regierungspräsidenten: 

„Von Anberaumung dieser Versammlung war weder ich noch Gast vom Vorstand der Synagogengemeinde 
benachrichtigt worden, weil man der Ansicht war, dass die Beschlußfassung über die Annahme der „ Ein-
heitsliste" keine Wahlhandlung im Sinne des § 42 des Gesetzes vom 23. VII 1847 sei. Gast hat also die Ver-
sammlung der hiesigen Juden am 15. III 1938 nicht geleitet, weil ihm von dieser Versammlung nichts be-
kannt war." 

Diese letzte Wahl erfolgte also ohne offizielle Vertreter der Stadtverwaltung nach dem geltenden 
Statut nochmals in der Synagoge, der letzten Zufluchtstätte der inzwischen stark reduzierten Ge-
meinde. 

In denAkten waren zwar Anschreiben zur jährlichen Einreichung des Etats und der Heberolle (Steu-
erliste der Mitglieder) von 1910 bis 1938 zu finden, aber die eigentlichen Dokumente sind nur von 
1938/39 erhalten. Ende September 1938 schickte die Regierung in Potsdam den eingereichten „ Haus-
halt der Synagogen=Gemeinde Eberswalde für das Jahr 1938/1939" und die „ Hebeliste für das Steu-
erjahr 1938/39" an den Oberbürgermeister in Eberswalde zurück. Die Hebeliste wies noch 21 Steu-
erzahler auf, wovon 14 aus Eberswalde, 4 aus Finow und 3 aus Finowfurt waren. 
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KrA.: 

Wer beim 3uden tauft/um& bfr belügt Uoltagetntinfitaft1 

beutle taufen nur in urigen Oeigifien! 

earylici)nis ber giseartsfübranban 3uben in barematöt 

1. eteinbord, e5iegruund, -(16bel und,gonlettion, eilenbuberußt 86 
2. enfeind, Btnne, Ordenflatus, elfenbubirtraße 83 

3. 11105, 4ermann, Pferdebauölet, Orabotuftraße 30 

4. Meyer, 1»elf, tjuueglridnettf, Wilbelmftraßr 

5. göbler (8rau 111 jabin), eabnbofewittgaft 

6. etam, anb.131otb, Oiegrried, zjerren- und Dumentvtiftte, !hur Ihfugtrußt 22 

7. 8eintud), Zeuie, SZduknien und 2ludtunfteettpiler, riete titeleruße 13 
8. Web, Albert, Jnb. Pintue, Damenfeettim, Peur firrugtraßt 15 

9. 4310, Benne, eibubinuren, 23trufetleftsung, SZtrugtraße 36 

10. ereer, 8riebel, & 0. Ocbubladen, erefte etrobr 32 
11. Meere., 4ermann,-eaufirter, 23reite Otraße 35 

12., gerner, Merill, Uhißbe er., 'keift *ruße 34 

13. Kat, teepold, Setzmittel, fierteifelbandet 2.3reite Ottaft 55 

14. Robert, David, -guttritter, 23. reite eitrige 5 

15. Berg, Lumpfrapudel, OdAtiderftraße 14 

16. Rameders, $rau, mwaren, Brautfttaße 21 

17. ernbefm, mid1uz,golonfalwartn, Milblenftraße 3 

18. 4erz,berg, jirtbur, Lehmwaren, ittilbleartraßt 17 

19. Ziepmann, Martin, 1.)e.trüberungeagent, Papierbettretet, !IUlillenliede 14 

20. 4ened), WHetim, Zrytflu.mten, »Wedeltruße 13 

feteeniteln, to,Xtbet, £Ino1eutn, Nealtrußt 2 

22. titeentlml, 73ernbarit, VWebrielee, 1.1./efnbergftraße 2 

23. iteugebauer, bogbratmin, Odifdlerftruße 

24. Mutntimt, 4ermann, produttenbtindlet, Orebninftruße 

25. 31egerei Polenmerder 0. m. b. 4., Otte. Meyer, etrlin 
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Das Begleitschreiben des Regierungspräsidenten besagte: 
„ . . . Seit dem Inkraftreten des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der jüdischen Kultusvereinigungen vom 
28. März 1938 (RGB1. I S. 338) unterstehen die Synagogengemeinden nicht mehr meiner Aufsicht . . ." 
Mit dem Gesetz verloren die jüdischen Gemeinden ihre Stellung als Körperschaften des öffentli-
chen Rechts und „sind von diesem Zeitpunkt an rechtsfähige Vereine des bürgerlichen Rechts. Die Eintra-
gung in das Vereinsregister ist nachzuholen." 

Vor dem Novemberpogrom hatte nochmals eine Welle von antijüdischen Gesetzen und Maßnahmen ein-
gesetzt. Am 26. April erging die „Verordnung über die Anmeldung des Vermögens der Juden". Alle, die 
nach den Nürnberger Gesetzen als Juden galten, hatten bis zum 30. Juni 1938 ihr gesamtes in- und aus-
ländisches Vermögen wertmäßig zu erfassen und bei der höheren Verwaltungsbehörde ihres Wohnbe-
zirkes anzumelden. Lediglich der Hausrat und Gegenstände des persönlichen Bedarfs, soweit sie nicht 
als Luxus galten, waren von der Erfassung ausgenommen. 
Eine weitere Verordnung vom 17. August legte fest, daß Juden nur bestimmte Vornamen führen durften. 
Eine Liste dieser Vornamen war vom Reichsminister des Innern herausgegeben worden. Juden, die an-
dere Vornamen führten, mußten ab 1. Januar 1939 die zusätzlichen Zwangsnamen „Israel" oder „Sara" 
tragen. 

So stellte am 18.12.1938 Moritz Mahler einen Antrag an die Ortspolizeibehörde in Finowfurt: 
„Ich teile mit, daß ich meinem zuständigen Standesamt Antrag auf Führung des gesetzlich vorgeschriebenen 
zusätzlichen Rufnamen Israel eingereicht habe." (Privatarchiv d. Vs.) 
Die Verordnung vom 5. Oktober legte die Kennzeichnung jüdischer Reisepässe für das Ausland mit 
einem eingestempelten roten „J" fest. 
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Pogromnacht 

Der Höhepunkt der Verfolgung im Jahre 1938 war auch in Eberswalde jene Schreckensnacht vom 9. 
zum 10. November. Sie wurde von den Nationalsozialisten zynisch als „ Reichskristallnacht" bezeich-
net. Diesen Begriff übernahm die folgende Generation, er ist bis zum heutigen Tage zum Teil noch 
gebräuchlich. Das Kristall ist ein flimmerndes glasähnliches Gebilde, - es war also eine Nacht des 
flimmernden Glases. Es flimmerte in dieser Nacht nicht nur das Glas der eingeschlagenen Schau-
fensterscheiben der jüdischen Geschäfte, es brannten auch jüdische Gotteshäuser. Heute ist der Be-
griff „Pogromnacht" (Pogrom = Zerstörung) üblich und treffender für die Ereignisse, die diese Nacht 
beherrschten. Sie war ein Teil des planmäßigen Vernichtungsfeldzuges, mit dem eine neue Phase 
der Vertreibung der Juden aus Deutschland eingeleitet wurde. 
Zwischen dieser ereignisreichen Nacht und heute liegen über ein halbes Jahrhundert. Die Mehrheit 
der Zeitzeugen, die diese Novembertage erlebten und sich erinnern könnten, ist wohl nicht mehr 
am Leben. Die noch lebenden Zeugen reagieren auf unterschiedliche Weise. Irene Goodman schrieb 

in dem schon erwähnten Brief: 
„Leider kann ich Ihnen auch nicht viel helfen . . . " Herr Dr. Preuß aus Berlin erinnerte sich: „ . . Ich habe 
immerhin als damals 8jähriger Junge in der damaligen Bismarck-, heute Goethestraße, der brennenden Syn-
agoge gegenüber gestanden und mich gewundert, daß die Feuerwehr nicht löschte, sondern nur die daneben-
stehenden Häuser bespritzte, offenbar um sie von dem Übergreifen der Flammen zu bewahren, während ver-
einzelt Juden versuchten, Inventar zu retten. Es herrschte eine fast gespenstische Stille der zusehenden Bürger 
der Stadt - eine Erinerung, die mich nicht loslaßt . . . ". Ein großer Teil der damals anwesenden Bürger 
schweigt, weil sie nicht sprechen wollen über das, was sie in dieser Nacht taten oder unterließen. 
Es wird sehr schwer sein, Licht in das Dunkel dieser Novembernacht des Jahres 1938 zu tragen. 
So geben nur Meldungen aus der örtlichen Presse, dem Märkischen Stadt- und Landboten unter 
dem Hauptschriftleiter Werner Franke (Mitglied der NSDAP), amtliche Dokumente sowie Publika-
tionen Aufschluß. 
Das gänzliche Ausschalten der Juden aus Wirtschaft und Gesellschaft war mit einem furchtbaren 
Schlag geplant. Anlaß zum Losschlagen gab ein Ereignis in Frankreich, über das die Ortspresse am 

Dienstag, dem 8. November berichtete: 
„Jüdischer Mordanschlag in der Pariser Deutschen Botschaft - Legationssekretär vom Rath von 17jährigen 
fylischen Mordbuben niedergeschossen - Ein Racheakt des Weljudentums". 
liber die ganze Titelseite der Nummer 262 reichte in Fettdruck die Meldung, dazu noch der Kom-
mentar „ Weltjudentum auf der Anklagebank" mit einem Hinweis auf den vor der Tür stehenden Krieg: 
„Ob nun allgemein gegen Deutschland gehetzt wird oder ob man ganz präzise zum Krieg gegen Deutschland 
auffordert, der Drahtzieher ist in jedem Falle derselbe: DAS WELTJUDENTUM. .. Dem Weltjudentum ist 
jedes Mittel recht, um Deutschland in Konflikte mit anderen Mächten zu stürzen." 
Am nächsten Tag druckte die Zeitung einen bewußt ausgesuchten Auszug aus dem Geständnis des 
jungen Juden Herschel Feibel Grynszpan unter der Überschrift „Man mußte einen töten . ..! Ich wollte 
meine von den Deutschen gequälten Rassegenossen rächen." Hier wurde nichts erwähnt über die bekann-

ten Tatsachen, daß seine seit 1911 in Hannover lebenden Eltern über Nacht nach Polen ausgewiesen 
Würden. Die Verzweiflung trieb ihn zu der Tat, um auf das Schicksal seiner Familie und der Juden 
in ganz Deutschland aufmerksam zu machen. Die Presse machte daraus eine „ feige jüdische wohl-
vorbereitete Tat". 
Der Mord an dem dritten Botschaftsrat Ernst vom Rath in Paris war ein willkommener Anlaß, um 
die Vertreibung der Juden aus Deutschland zu eskalieren. 
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Bekannt ist das Fernschreiben aus Berlin, das der Chef der Geheimen Staatspolizei, Heinrich Mül-
ler, am 9. November 1938, um 23.55 Uhr an alle Dienststellen durchgegeben hatte: 
„/. Es werden in kürzester Frist in ganz Deutschland Aktionen gegen Juden, insbesondere gegen deren Syn-

agogen, stattfinden. Sie sind nicht zu stören, jedoch ist im Benehmen mit der Ordnungspolizei sicherzu-
stellen, daß Plünderungen und sonstige besondere Ausschreitungen unterbunden werden können. 

2. Sofern sich in Synagogen wichtiges Archivmaterial befindet, ist dies durch eine sofortige Maßnahme si-
cherzustellen. 

3. Es ist vorzubereiten, die Festnahme von 20 000-30 000 Juden im Reiche. Es sind auszuwählen vor allem 
vermögende Juden. Nähere Anordnungen ergehen noch im Laufe der Nacht. 

4. Sollten bei den kommenden Aktionen Juden in Besitz von Waffen angetroffen werden, so sind die schärf-
sten Maßnahmen durchzuführen. Zu den Gesamtaktionen können herangezogen werden Verfügungstrup-
pen der SS sowie allgemeine SS. Durch entsprechende Maßnahmen ist die Führung der Aktion durch die 
Stapo auf jeden Fall sicherzustellen." 

Aus diesem Fernschreiben geht eindeutig hervor, daß die Aktion befohlen war. Wie lief diese wohl 
in Eberswalde ab? 

Lt. Zeitungsbericht vom 10. November kam es in Eberswalde am Tag zuvor zu Aufmärschen anläßlich 
des Jahrestages der Ereignisse vom 9. November 1923 in München. Am Vormittag legten auf dem Wald-
friedhof am Grabe Friedrich Schröders Kreisleiter Maske für die NSDAP, Obersturmbandführer Raabe 
für die SAund Oberbürgermeister Schwalbe fürdie Stadt Kranzspendennieder. Friedrich Sdiröder warbei einemStraßen-
ka mp f zwischen SA und KPD am 17. Juli 1932 in der Alten Jacobstraße in Berlin ums Leben gekommen. 
Am 16.04.1937 ließ ihn die Stadtverwaltung umbetten und ein Ehrenmal errichten. 
Weiter berichtet die Zeitung: „Am Abend zogen von überall her Marschkolonnen der SA, der SS, der NSK, 
der politischen Leiter, der Hitlerjugend, der Werkscharen und vieler anderer Formation unter Vorantritt ih-
rer Musikzüge oder mit dem Gesang der begeisternden Marsch- und Kampflieder auf den Lippen zum Markt-
platz, wo Eberswalde in einer ergreifenden Feierstunde der Toten von der Feldherrenhalle gedachte. 
Vor der Marktlinde hatten auf einem riesigen Podium die Fahnen der einzelnen Verbände und Formationen 
Aufstellung genommen. An den vier Ecken des Podiums waren drei Meter hohe grün umwobene Pylonen 
angebracht, deren Feuer zuckend zum Himmel emporloderten. An den beiden Längs- und der Westseite des 
Platzes waren 400 Fackelträger aufmarschiert. Der Schein tauchte den Platz in magiches Licht." 

Soweit ein Teil der ausführlichen Berichterstattung dieses Mini-Feldherrnhallen-Spektakels. 
Schlugen die magischen Flammen am Ende der Feier auf die Synagoge über, waren bei den unter 

der zu Ehren Hitlers gepflanzen Marktlinde Aufmarschierten die Brandstifte; hatten sie noch Pylo-
nen-Brennstoff oder Fackeln übrig, die sie zur Brandlegung nutzten? 
Der Befehl der Geheimen Staatspolizei vom 9. November muß gegen 24 Uhr nach Eberswalde ge-
langt sein. Wann wurde der Brand gelegt? Wahrscheinlich nicht erst um 6.30 Uhr, als Alarm gege-
ben wurde. Eine Antwort konnte bisher nicht gefunden werden. Der Märkische Stadt- und Landbo-
te berichtete am 10. November in seiner 1. Beilage nur von einem Teil der Vorgänge, die sich in der 
Pogromnacht vom 9. zum 10. November abgespielt hatten. In den nachfolgenden Zeitungsausga-
ben war nichts über die Zerstörung aller jüdischen Geschäfte in dieser Nacht zu finden, nichts über 

demolierte jüdische Wohnungen. Die Neue Kreuzstraße war mit Trümmern der zerschlagenen Schau-
fensterscheiben und Resten der Auslagen übersät. In den Läden waren die Einrichtungen demoliert 
und die Waren auf die Fußböden geworfen. 

Ebenso schwieg die Presse zu den Verhaftungen jüdischer Bürger. Unter den Verhafteten war auch 

der Prediger der Synagogen=Gemeinde Joseph Wolff. Ebenso wurde auch der Jude Metz und sein 
Vater unter der Anschuldigung der Brandstiftung verhaftet. Mit zerschundenem, blutigem Rücken 
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Die Vernichtung der Eberswalder Synagogen=Gemeinde 

Der Prediger Joseph Wolff hatte in der ausweglosen Lage der jüdischen Gemeinde am 28. Oktober 
1938 ein Schreiben an die Ortspolizei gerichtet: 
„Die Synagogen=Gemeinde ist leider nicht mehr in der Lage, ihre Synagoge halten zu können, u. wird ge-
zwungen sein, sie zu verkaufen. Darum bitten wir um eine Fristenverlängerung von 3 Monaten für die Än-

derung an der Gasheizungsanlage. Wir hoffen, in dieser Zeit, vielleicht einen Käufer zu finden u. verpflichten 
uns auf Verlangen die Kosten für die Veränderung der Heizungsanlge von der Kaufsumme in Abzug bringen 
zu lassen." 
Auf der Rückseite des Antrags befindet sich die Antwort des Oberbürgermeisters als Ortspolizeibe-
hörde, worin die Fristenverlängerung bis zum 31. Dezember 1938 genehmigt wurde. 
Das Schreiben wurde lt. Kanzleistempel nicht abgesandt und trägt weiterhin den handschriftlichen 
Vermerk vom 15. November 1938: 
„1. Die Synagoge ist inzwischen durch Brand zerstört. 
2. ZdA. (Zu den Akten) 

0. als OPB" 
i. A. unleserl. Unterschrift 
(Akte 8516, B1,82) 

Schon am 10. November erreichte die Synagogen=Gemeinde eine Aufforderung der Ortspolizeibe-
hörde mit der Androhung einer Geldstrafe in Höhe von 500.- RM, sofort mit den Beräumungs- und 
Abrißarbeiten zu beginnen. Das Schreiben war an den Prediger Wolff gerichtet, konnte ihn aber nicht 
erreichen, da er sich noch wegen „Brandstiftungsverdacht" beim Amtsgericht in Gewahrsam be-
fand. Der von Maurermeister Teske begonnene Abriß schien nicht fortgeführt worden zu sein, da 
die Ortspolizeibehörde am 21. November bestimmte, „binnen 24 Stunden nach dem Empfang dieser 
Verfügung den Abbruch der Synagogentrümmer zu beginnen und die Arbeiten so zu beschleunigen, daß bis 
zum 30. November 1938 sämtliche Reste beseitigt sind. Sollten Sie dieser Anordnung innerhalb der vorge-
zeichneten Frist nicht oder nicht ausreichend Folge leisten, wird . . . die Ausführung von Polizeiwegen auf 
Ihre Kosten erfolgen und der vorläufig auf 1500 RM veranschlagte Kostenbetrag im Zwangswege von Ihnen 
eingezogen werden." Die Ortspolizeibehörde setzte diese Zwangsmaßnahmen am 26. November zu-
nächst aus, da die Synagogengemeinde der Stadtverwaltung das Grundstück zum Kauf angeboten 
hatte. Die geforderten Abbrucharbeiten veranlaßte die Stadtverwaltung am 19. Dezember. Am 11. 
März 1939 wurde das Kapitel der Eberswalder neuen Synagoge mit dem handschriftlichen Hinweis 
abgeschlossen: 

„1. Das Grundstück ist in der Zwischenzeit von der Stadt erworben worden. Es besteht keine Veranlassung 
mehr, weitere Schritte in dieser Angelegenheit zu ergreifen. 

2. ZdA." 

Im gleichen Monat wurden schon Zeichnungen für die Errichtung eines Feuerwehr - Fahrzeug - 
und Geräteschuppens auf dem ehemaligen Synagogen-Gelände, Bismarckstr. 9 eingereicht. 

Nach der Reichskristallnacht erfolgten weitere Repressalien gegen die Juden Schlag auf Schlag. Am 
12. November wurde ihnen der Besuch von Theatern, Kinos, Konzerten, Badeanstalten usw. verbo-
ten. 

Der Märkische Stadt- und Landbote vom 14. November berichtete: 
„Die weiteren einschneidenden Maßnahmen zur Ausscheidung des Judentums aus dem deutschen Wirtschafts-
leben und zur Abstellung provokatorischer Zustände werden in kürzester Frist in Form von Verordnungen 
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und Gesetzen getroffen werden. Vor allem wurde der Beschluß gefaßt, den deutschen Juden in ihrer Gesamt-
heit in Form einer Geldbuße von einer Milliarde Mark die Strafe für den ruchlosen Mord in Paris aufzuerle-
gen 

Weiterhin erließ der Beauftragte für den Vierjahresplan eine Verordnung, derzufolge alle Schäden, welche 
durch die Empörung des Volkes über die Hetze des internationalen Judentums gegen das nationalsozialisti-
sche Deutschland am 8., 9. und 10. November 1938 an jüdischen Gewerbebetrieben und Wohnungen ent-
standen sind, von den jüdischen Inhabern bzw. jüdischen Gewerbetreibenden sofort zu beseitigen sind. Die 
Kosten der Wiederherstellung hat der Inhaber der betroffenen jüdischen Gewerbebetriebe bzw. Wohnungen 
zu tragen." 
Die „ vertrauliche" Mitteilung des Landrates des Kreises Oberbarnim am 18. November 1938 an den 
Amtsvorsteher in Finowfurt kündigte schon die weiteren Maßnahmen zur Ausschaltung der Juden 
aus dem Wirtschaftsleben an. Eine diesbezügliche Verordnung trat am 1. Januar 1939 in Kraft. Diese 
nahm auch vielen Eberswalder jüdischen Familien die Lebensgrundlage. Sie verbot den Juden den 
Betrieb von Einzelhandelsverkaufsstellen, Versandgeschäften oder Bestellkontoren sowie den selb-
ständigen Betrieb eines Handwerks. Auch war es ihnen verboten, auf Märkten aller Art, Messen 
oder Ausstellungen Waren oder gewerbliche Leistungen anzubieten, dafür zu werben oder Bestel-
lungen darauf anzunehmen. Ein Jude durfte nicht mehr Betriebsleiter, bzw. leitender Angestellter 
in einem Wirtschaftsunternehmen, ebenso nicht Mitglied einer Genossenschaft sein. 

Vier £anbrat eitt etitemlee (Cet)arn. le. November 1938. 
3unnd, Omiundnimmt ‚UI 

PrA: Arendt 

be0 ftreifeo Aberbarstim 
24%.1  

Jitrile=mögeVe m"Pbm 

tinmfr .V142,11,2"ZI" An 

den Herrn Amtsvorsteher 
als Ortspolizeibehürde 

in 

Finowfurt. 

41tIIn 4r. UUI •14 

Vertbaulioh. 

Gegen die Zurückgabe d2r ortspolizeilioh geschlosoenen 

und versiegelten Geschäfte an die jüdischen Eigentümer be-

stehen von hier 81143 keine Bedonkon. Zweekmäßig wird den Juden 

zu raten sein, die „Einzelhandelsgeschäfte nioht mehr in Gang 

zu bringen, sondern wn deren alsbaldigen Verkauf an Arier be-

müht zu sein. 
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Diesen Maßnahmen fiel in Eberswalde als erstes das Kaufhaus des jüdischen Geschäftsmanns Salo-

mon Goldschmidt, Kreuzstraße/Ecke Kirchstraße zum Opfer, das von Erwin Hettwer & Co. über-
nommen wurde. Das Geschäft von Louis Feintuch, Neue Kreuzstraße 13 übernahm sein Angestell-
ter Eberhard May. Das Textilkaufhaus Josef Lagro, Neue Kreuzstraße 17/Ecke Kienwerder ging an 
die Kaufleute Saatzen. 

Geschlossen wurde das Geschäft für Konfektion und Schuhwaren von Benno Glass, Kreuzstraße 
36, erhalten blieb das Zeugnis, das er einer Mitarbeiterin ausstellte. 
Am 3. Februar 1939 meldete die Ortspresse: 
„Keine jüdischen Unternehmen mehr in Eberswalde. 

Besuchten noch im Jahre 1936 50 Juden die hiesigen Jahrmärkte, so war die Zahl im Frühjahr auf 3 herabge-
sunken, und im Herbst ging der Eberswalder Jahrmarkt ohne Juden vonstatten." 
Im Synagogen=Bezirk Eberswalde hatte wohl als letzter Jude Max Rubin in Finow im März 1939 
sein Geschäft in der Bahnhofstraße „in arische Hände, an Herrn Hein" übergeben. 

PrA.: Arendt 

B. Glass 
Herren- und Knaben- Konfektion  

Schuhwaren 

Ferwprecher 542 0 (Wokonto N. 151 Stuhlparkasse Ebernwinde ',mischliefnach Fbristvnitle 27 

Eberswalde, den ....... . ...... 
Knunedle 30 

..... 

Zeugnis 

Fräulein Erika Marten war vom 1.4.1930 bis zum 30.11.1938 zunächst 

3 Jahre als Lehrfräulein und daran anschliessend als Verkäuferin ins-

besondere in meiner Schuhweren-Abteilung tätig. 

Fräulein Marten hat mich in den vielen Jahren Ihrer Tätigkeit mit ihren 

Leistungen etets zufriedengestellt.Sie ist gewandt,freundlich im Umgang 

mit der Kundschaft una vertraut mit allen vorkommenden Lagerarbeiten. 

Fräulein Marten war stets ehrlich,fleiesig und ihre Führung hat nie zu 
irgendeiner Klage Anlass gegeben. 

Wegen Liquidation meines Geschäftes hat Fräulein Marten die Tätigkeit 

bei mir beendet. 

Ich wünsche Fräulein Marten für die Zukunft das Allerbeste. 
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Die antijüdische Propaganda in der Presse lief auf Hochtouren, es mußten selbst solche Legenden 
herhalten wie über den Hostienfrevel in dem havelländischen Dorf Knobloch im Jahre 1510. 
Ab 30. 4. 1939 wurde der bereits eingeschränkte Mieterschutz für Juden gänzlich aufgehoben. Sie 
konnten jederzeit exmittiert werden, wenn eine Ersatzwohnung in einem in jüdischen Besitz be-
findlichen Hause vorhanden war. So entstanden in vielen Städten „Judenhäuser". In Eberswalde 
waren dies die ehemals der jüdischen Gemeinde gehörenden Häuser Kirchstraße 17/18 und die im 
Besitz der jüdischen Familie Schocken befindliche Schneiderstraße 14. In letzterem lebten für kurze 
Zeit bis zu ihrem Umzug nach Berlin auch Salomon Goldschmidt und Frau. Die Nationalsozialisten 
konnten zwar die Hetze gegen die Juden verstärken und ihnen das Vermögen rauben, hatten aber 
nicht die erhoffte Wirkung auf die gesamte Bevölkerung. Ein Teil der Deutschen sah dem Wüten 
tatenlos zu und ein anderer mit Abscheu und geballter Faust in der Tasche. Aus diesem Grunde 
verlangte Hitler auf einer Tagung von Journalisten, das deutsche Volk durch eine noch intensivere 
Propaganda auf einen Krieg vorzubereiten, der ja dann am 1. September 1939 mit dem Einmarsch 

in Polen begann. 

Ans einem Grenzverhandlungsprotokoll der Katasterverwaltung (Katasteramt Bad Freienwalde, 
1939, B1.269) vom 25. Januar 1939 „zum Zwecke der Abzweigung eines Besitzstückes für den Maurermei-
ster Albert Teske" geht hervor, daß ein Teil des neuen jüdischen Friedhofes abgetreten werden sollte. 
Verhandlungspartner waren: 
"1.) Gall, Heinz, Architekt aus Eberswalde als Vertreter des Maurermeisters Albert Teske 
2.) Wolff, Joseph, Isaak, Prediger, Vorsteher der Jüdischen Gemeinde Eberswalde (früheren Synagogen-

gemeinde) als allein zeichnungsberechtigter Vertreter der Jüdischen Gemeinde Eberswalde." 

Einer der letzten Punkte des Protokolls sagt aus: 
',Nach Angaben der Beteiligten beträgt der Wert des Trennstückes entsprechend dem Kaufpreis Dreitausend-
unddreihundert Mark. Zum Gelände gehört auch die Leichenhalle." 
Am 13. Februar 1939 stellte der Maurermeister Teske (Mitglied der NSDAP), wohnhaft Waldemar-
str. 11 den Antrag zur Bebauung des Judenfriedhofes. Am 14. August hatte Herr Teske schon die 
Erlaubnis in der Tasche, aber der Krieg stoppte das Vorhaben. Der jüdischen Gemeinde verblieb nur 
ein geringer Teil ihres einst für die Zukunft geplanten Begräbnisplatzes. Bei der weiteren Vernich-
tung der Juden in den nachfolgenden Jahren war das Schicksal dieses Friedhofes schon abzusehen. 
Nach den heute noch erhaltenen Grabsteinen wurde hier als letzter jüdischer Bürger Berthold Kohn, 
geb. 15. 11. 1857 und gest. am 7. 11. 1939, 8 Tage vor seinem 82. Geburtstag bestattet. 
Noch am 8. Februar 1941 fragte die Reichsunfallversicherung der Gartenbau-Berufsgenossenschaft 
an, „wer für die Belange des Friedhofes nunmehr zuständig ist", denn nach einer Mitteilung des Ober-
bürgermeisters als Ortspolizeibehörde „vom 23. Januar 1941 finden auf dem dortigen jüdischen Friedhof 
noch Beerdigungen statt, auch werden noch Instandhaltungsarbeiten von Seiten der jüdischen Angehörigen 
vorgenommen". Vom 26. 10/1941 existiert die Eintragung „für die Belange des jüdischen Friedhofes ist 
der Jude Hermann Lefebre, Breitestr. 35 zuständig." (Akte 229) 
Die Eberswalder Synagogen=Gemeinde mußte sich auf Grund des Gesetzes vom 28. März 1938 beim 
Eberswalder Amtsgericht in das Vereinsregister eintragen lassen. Am 16. Mai 1940 teilte das Amts-
gericht dem Oberbürgermeister von Eberswalde mit: 
"In das Vereinsregister ist bei dem Verein Jüdische Gemeinde Eberswalde (Nr. 131 des Registers) am 11. April 
1940 folgendes eingetragen worden: 

Für den ausgeschiedenen Vorstand Herzberg ist Dr. Ernst Israel Morgenthau in Berlin zum Vorstand 
bestellt." (Akte 1911) 
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Die letzte in den Akten gefundene Nachricht über die jüdische Gemeinde kam ebenfalls vom 
Amtsgericht und teilte die Auflösung des Vereins mit. 
Am 20. Januar 1942 tagte die berüchtigte Wannsee-Konferenz zur „Endlösung der Judenfrage". 
Die Beschlüsse dieser Konferenz hatten auch für die jüdische Gemeinde Eberswalde katastro-
phale Auswirkungen. 

9as lailsotritbl. KrA.: Akte 1911 
Eberswalde ais 16•August 1w41. 

Mindagendm Warn eeralpmber: 2357/58 () Stadt Ebersw-ae qinelm b nanekar 
6040Numortuonek. 

Eing23. AUG. 1411 V 

Anlagen:   
Gebenummen 

•6.v.p 131 • 

den 

Herrn 

Oberbürgermeister 

tn E li_erswalde 

tn 

2n Nue giereinnregifter Ift bei Nm Memis 

walde 

Jüdische Gemeinde Ebers-

(Uh. 131 bei Reitern) am 22•Aug.1941 .193._..folgenbes tIngetrapen mürben; 

/Spalte 1 : 5 

" 5 : Der Verein ist aufgelöst durch die am 27.Mai 

1941 verfügte Eingliederung in die " Reichsver-

einigung der Juden in Deutschland". Auf Grund 

von § 74 Abs.III BGB von Amts wegen einge-

tragen am 22.August 1941. 

Die „Eberswalder Nachrichten" nahmen nach der Zerschlagung des Nationalsozialismus erstmalig 
am 4. November 1949 für „die Opfer der Eberswalder Rassenhetze" einen „öffentlichen Nachruf" vor, der 
der hiesigen Bevölkerung „eine kurze Darstellung . . . über die Frevel gegen die jüdischen Mitbürger un-
serer Stadt" geben sollte. Über die Ereignisse, die auch heute nicht ausreichend mit Aktenmaterial 
belegt werden können, wird hier Folgendes berichtet: 
Die restlose Liquidierung brachte das Jahr 1942. Es war in den Herbsttagen jenes schändlichen Jahres, als 
man sich entschloß, Eberswalde zur „judenreinen" Stadt zu machen. Nur einige wenige Habseligkeiten durf-
ten die Unglücklichen mitnehmen auf den Lastwagen, der vom Marktplatz abfuhr und sie einem unbekann-
ten Ziele entgegentrug. Wie man heute weiß, ging es zunächst nach Warschau. Schon auf dem Wege in dieses 
Hungerquartier ist so mancher von ihnen den unerhörten Strapazen erlegen. Von den am Leben gebliebenen 
kamen die einen nach Lublin und wohl teilweise auch nach Minsk, die anderen, älteren, nach Theresienstadt 
bei Wien. Das weitere besorgten die Gaskammern, das Maschinengewehr oder der Sadismus entmenschter 
Lagerhalter, die kein Heizungsmaterial und so gut wie keine Lebensmittel ausgaben. Nur einige ganz wenige 
sind gerettet worden, sie danken ihr Leben dem Zusammenbruch des Hitlerreiches. Wie mitgeteilt werden 
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kann, befanden sich unter ihnen Herr S. Goldschmidt, der an sozialem Verständnis den meisten Bürgern von 
Eberswalde weit voraus war und Frau Regina Moses geb. Looser nebst Gatten, sowie Frau Jenny Lagro (ver-
storben 1949) und Fräulein Herzberg, die ebenfalls in weiten Eberswalder Kreisen geachtet und beliebt war." 
Heute ist bekannt, daß im Gehöft der ehemaligen Ziegelei Polenzwerder, in dem Anfang der 30er 
Jahre von dem Juden Gustav Meyer aus Berlin eine Landwirtschaftsschule für junge jüdische Aus-
wanderer eingerichtet worden war, ein Ghetto entstand. Hier mußten die Juden der Eberswalder 
Umgebung unter unmenschlichen Bedingungen auf ihren Abtransport in die Lager warten. 
Die Liquidierung der Eberswalder Synagogengemeinde beweisen auch zwei Hinweise aus 
Verwaltungsakten.In Akte 229 befindet sich noch eine Aufforderung zur „Einsendung des Etats und 
der Heberolle der Synagogengemeinde" vom 15.4.1942. Dieses Blatt trägt den handschriftlichen 
Vermerk vom 18.4.42: 
„I. Termin ist zu streichen 
2. ZdA." 

In einem Schreiben der Bezirksstelle Brandenburg-Pommern der Reichsvereinigung der Juden in Deutsch-
land, Berlin Charlottenburg 2/Kantstraße 259 (Nachfolgeorganisation der Reichsvertretung der deut-
schen Juden, die sich um das Überleben der Juden kümmerte) vom 10. Dezember 1942 heißt es: 
„Nachdem alle Juden mit Ausnahme der in Mischehen lebenden Juden aus Eberswalde abgewandert sind, 
wird auch der Friedhof an der Freienwalderstr. für jüdische Zwecke nicht mehr benötigt, so daß für uns die 
Verpflichtung eintritt, dieses Grundstück zum Verkauf anzubieten." In einer nichtöffentlichen Sitzung 
der Gemeinderäte der Stadt Eberswalde am 19. 1. 1943 wurde der Ankauf beschlossen. „Der Ober-
bürgermeister beabsichtigt, den Friedhof zum Preise von 0,50 RM je qm anzukaufen", so im Protokoll. Der 
Abschluß fand in Berlin am 12. April 1943 statt. 
Von den ehemals 270 Mitgliedern der Eberswalder Synagogen=Gemeinde leben heute die Nach-
kommen in der Welt verstreut, in den USA, Israel und Australien, - fernab von ihrer Heimatstadt. 
Die bereits erwähnten Eberswalder Nachrichten von 1949 veröffentlichten die Namen der 1949 fest-
gestellten Opfer des Nationalsozialismus in Eberswalde: 

Johanna Rawitscher Rosalia Rawitscher 
Siegfried Bloch Hilde Bloch 
Paula Löwenthal 
Emma Goldschmidt 

Charlotte Kohn 
Erna Pinkus geb. Jakob 

Gertrud Kohn 
Benno Pinkus 

Selma Jakob Hermann Lefebre 
Frida Selig Siegfried Hirschfeld 

Michaelis Arnheim Cäcilie Arnheim Anna Neumeister 
Georg Liepmann Martin Liepmann 

Richard Liepmann Margarete Liepmann 
Siegfried Steinhard 
Margot Steinhard (2 J.) 
Artur Steinitz 

Minna Steinhard 
Josef Lagro (79 J.) 
Minna Steinitz 

Berta Steinhard 

Anna Kleineke Lucie Pust 
Margarete Hirsch Frida Hirsch 

Moritz Mahler Herta Mahler Ruth Mahler 
Magnus Landmann Gertrud Landmann 
Eugen Eppstein Margot Eppstein 
Max Goldschmidt Minna Goldschmidt 
Ruth Goldschmidt Dora Goldschmidt 

Paul Looser Klara Looser Arnold Looser 
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EBERSWALDER JÜDISCHE SCHICKSALE 

Die vergessenen Legate der Gebrüder Sigismund und Ludwig Samuel 

Wer vor dem Jahre 1933 seine Schritte durch die damalige Junkerstraße (heute Salomon-Goldschmidt-
Straße) lenkte, entdeckte an dem Wohnhaus Nr. 2 eine schlichte bronzene Gedenktafel mit folgen-
der Aufschrift: 
"Zum Gedächtnis an Sigismund Samuel, geboren 14. September 1841 in diesem Hause, gestorben 2. Februar 
1907 in Berlin. Er hat sich durch reiche Schenkungen um die hiesigen Waisenkinder verdient gemacht. Die 
dankbare Vaterstadt Eberswalde." 

Ebersnlaiber 5eitung 
KrA.: E. Z 10. 7. 1908 

Publikationsorgan ber itabtikben unb !taudien Beb43rben 

reitag, Den 10. 3̀111i 1908. 28. aulgilang-

-bt. ginc etbenftafel in erong fon an bem eeburte-
baufe bee eerfterbenen 23anfiere eiegiemunb ea. 
nutet — welcher ber etabt eberewaibe beranntlich eine 
etiftung !Jon 200 000 dg hinterlief; angebracht werben. 
Zie erongiafel, rede eeburie. unb eterbetag bee 2er. 
ftorbene ((geh. 14. Gept. 1841, geft. 2. 17yebr. - 1907) enthalten 
mirb, fort bentnächft an bem Paufmann Zemmlerfchen eaufe 
Z5unferftr. 2, welchee demale im 23efite ber 3".amiTie ea. 
muel mar, angebracht werben. 

Bis zum März 1933 war die Vaterstadt Eberswalde dem Spender dankbar. Als aber auch hier die 
Nationalsozialisten in das Rathaus einzogen, wurde diese 1908 angebrachte Tafel unerwünscht, da 

dieser Sohn der Stadt Jude war. Die Gedenktafel wurde abgerissen und zerstört, die Stadt um ein 
Kleinod der Dankbarkeit ärmer. 

Wer war dieser Sigismund Samuel, der seine Vaterstadt nicht vergessen hatte und ihr nach seinem 
Tode eine damals sehr hohe Summe zur Unterstützung armer Waisenkinder ohne Unterschied des 

Glaubensbekenntnisses testamentarisch überschrieb? 
Der Vater des SigismundSamuel war der Schutzjude Jacob Simon Samuel, Kaufmann in Eberswal-

de und Vorsteher der Synagogen=Gemeinde zu Neustadt-Eberswalde im Jahre 1845. Seine Mutter, 
Ernestine Golde, entstammte einer langansässigen hiesigen Kaufmannsfamilie, die in der Breiten 
Straße u. a. ein Übernachtungshaus betrieb. Sigismund muß der jüngste der reichen Kinderschar 
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gewesen sein, er wurde am 14. September 1841 geboren. Seine Geburtsanzeige (Akte 245, B1.96) hatte 
folgenden Wortlaut: 
„NeustadtlEbw, 24. Sept. 1841 
Erscheint der Kaufmann Jacob Samuel und zeigt an 

Meine Frau, Ernestine Golde hat mir am 14. d. M. früh 4 112 Uhr einen Sohn geboren, welcher bei der am 22. 
d. M. stattgefundenen Beschneidung den Namen Sigismund erhalten hat. Die Beschneidung ist durch den L. 
Salinger erfolgt, und die Hebamme Lorange hat meine Frau bei der Entbindung unterstützt. Ich trage nun-
mehr darauf an: diese Geburt in das hiesige Judenfamilien-Verzeichnis einzutragen. 

V. g. u. 
J. Simon Samuel 

Randbemerkung: Die Geburt ist in das Juden-Familien-Register eingetragen." 

Nach einem erfolgreichen Schulbesuch erlernte Sigismund Samuel das Kaufmannsgewerbe. Durch 
großen Fleiß und außerordentliche Wendigkeit und Tüchtigkeit arbeitete er sich zum hauptstädti-

schen Bankier hoch und wurde schließlich Mitinhaber der Bankfirma „Ja quir und Securius" mit einem 
Vermögen von 5 Millionen Mark. 

Aus der Zeitschrift für Heimatkunde und Heimatpflege „Brandenburg" 1931, Heft 14: 

„. . . Sigismund Samuels Laufbahn wurde unterbrochen durch den Militärdienst und seine Beteiligung an 
den Kriegen von 1866 und 1870171. Über beide Feldzüge hat er eingehend seiner Schwester Erna Schmidt 
(im Testament Ernestine genannt d. V.) geb. Samuel berichtet. Diese Briefe sind ein glänzendes Zeugnis sei-
nes feinen Charakters und gutmütigen Humors. Nach seinem Tode wurden sie durch einen Privatdruck ver-
öffentlicht (Berlin 1908). Sie bilden das Denkmal, das die liebende Schwester dem Andenken des Bruders setzte." 
Es folgen der Wortlaut von zwei Briefen aus dem Kriege 1866, die die Einschätzung Rudolf Schmidts 
vollauf bestätigen. Wegen der Länge und Ausführlichkeit des Briefes nur einen kurzen Auszug: 

PrA.: Arendt 
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„Groß Osnig (Kr. Kottbus), den 14. Juni 1866. 
• • .Deine lieben Zeilen, mein Kind, habe ich erhalten . . . Jetzt kommen Wünsche, und da ich gelernt 
habe, mich auf das Allernotwendigste zu beschränken, so denke ich, werden dieselben zu erfüllen sein. 
Also Du wirst so gütig sein, mir ein Paar wollene Socken zu stricken, und zwar so fest, daß sie mög-
lichst lange halten. Sind dieselben kaputt, dann werde ich Dir schon von neuem den Auftrag erteilen, 
den zu effektuieren Dir sicher viel Vergnügen machen wird. Ferner bitte Onkel Golde, mir Kaffee Essenz 

Sch beahfichtige, mein bebentenne 

Tianufartur eaaren 2ager 
lu verfleinetn. 2-elbigee Webt au e tut mobernüen ftleiber• 
Sengen in 23aummoUe unb Botle,'333dien unb Zeintleiber: 
ieuge unb +michecue anbete ertitel. 

Um Webt uttb fendl obigen Smect;:u erreichen, habe id) 
bit 13rtife aüer biefer aufn fo bauwergefeet, batl einem 
eben @etegenbeit gegeben ie, Mcibnachtegefcbetife unb betr 

23cbarf für Den 9Binter gut unb billig 3u taufen, ineebalb 
ich um recht sablreteen Zefue bitte, um fich von Der eubr• 
lieft meiner liuSfagen su überseugen unb Don btefer @de. 
gegeit, bie fürs (eile uicht mieber oortommen mbete, 
Men 3u sieben. 

Unmoberne Saarett fo wie edle Wien su salis niebris 
gen ereifen fortgegeben werben. 

z. einton Zantuel. 

KrA.: Anzeiger für 
Neustadt-Eberswalde, 
5. 12. 1846 

und Tafel Bouillon zu senden, letztere aber nur nach vorhergegangener Probe, wenn sie wirklich schmack-
haft ist . . . von Felix & Sarotti . . . Meine Wünsche, Kind, sind zu Ende, da ich Dir aber versprochen 

habe, Dir getreulich über mein Leben zu berichten, so werden ich also fortfahren müssen, wo ich in mei-
nem letzten Brief aufgehört habe. Ich glaube . . .”. Es folgt in den beiden Briefen eine ausführliche 
Berichterstattung bis in die kleinsten Begebenheiten, die man noch heute mit Interesse und einem 

kleinen Schmunzeln liest. 

Rudolf Schmidt schrieb in seinem veröffentlichten Vortrag „ Zur Geschichte unserer heimischen 

jüdischen Gemeinden": 
„Begabt mit außerordentlich feinem Kunstverständnis und großer Liebe zu Kunst und Literatur erfüllt, 
legte er sich eine große Bildergalerie und eine einzigartige Sammlung alter Porzellane an. Als er am 1. 
Februar 1907 ledig starb, war man überrascht durch sein Testament zu erfahren, in welchem ungeheu-
ren Ausmaß dieser Philantrop vornehmster Gesinnung das Wort wahr machte „ Wohlzutun und mitzu-
teilen, vergesset nicht". Sein Testament ist ein einzigartiges Legatenverzeichnis. Seine prächtige Porzel-
lansammlung schenkte er dem Kaiser-Friedrich-Museum, je 112 Million Mark erhielt die Stadt Berlin 
zur Unterstützung von Armen jeder Konfession, und die Korporation der Berliner Kaufmannschaft zur 
Unterstützung hilfsbedürftiger Kaufleute. Aber auch seine Vaterstadt hat Sigismund Samuel nicht verges-
sen, er vermachte Eberswalde 200 000 Mark mit der Bestimmung, daß die Zinsen dieses Kapitals dazu 

93 



Kaffeetrinkerin und 
Geigenspielerin, 
Ludwigsburg, um 1765 
Aus der Porzellansammlung 
S. Samuel, im Besitz der 
Staatl. Museen zu Berlin, 
Kunstgewerbemuseum 

F: Kilian 

dienen sollen, armen Waisenkindern ohne Unterschied des Glaubensbekenntnisses Unterstützung zu ge-
währen." 

Zur Bestätigung der Ausführungen einen Auszug aus dem im Bode-Museum Berlin liegenden Te-
stament: 

„Ausfertigung der letztwilligen Verfügung von Todeswegen des Rentiers Sigismund Samuel zu Berlin . . . 
Berlin, den 19. Oktober 1906 

Mein Testament. 

Zu meinen Erben ernenne ich zu gleichen Teilen die Töchter meiner Schwester Ernestine Schmidt und ihres 
Ehemanns, des Professors Dr. Max Schmidt zu Charlottenburg, Rankestraße 29 . . ." 
Die Seite 11 des Testaments enthält folgenden Wortlaut: 

„b. von dem erzielten Kaufpreis des vorbezeichneten Grundstückes sollen folgende Legate ausgesetzt werden: 
1., 200,000 (in Worten: Zweihunderttausend Mk) 

meiner Geburtsstadt Eberswalde zur Begründung einer „Sigismund Samuel Stiftung". Die Zinsen des 

Kapitals sollen dazu dienen, armen Waisenkindern ohne Unterschied des Glaubensbekenntnisses Unter-
stützung zu gewähren. 

2, 20,000 (in Worten: Zwanzigtausend Mark) 
dem Verein junger Kaufleute zu Berlin 

3, 20,000 (in Worten: Zwanzigtausend Mark) 

der Baruch Auerbach Waisen- und Erziehungsanstalt 
4, 10,000 Mk (in Worten: Zehntausend Mark) 

dem Berliner Asyl für Obdachlose 

5, 10,000 1VIk (in Worten: Zehntausend Mark) 
dem Lehrlingsheim Pankow 
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6, 10,000 (in Worten: Zehntausend Mark) 
dem Berliner Verein für Ferienkolonien 

7, 10,000 Mk (in Worten: Einhunderttausend Mk) 
meinem Freunde Eugen Panofsky zu dem ihm brieflich mitgeteilten Zwecke 

8, Den Rest aus dem Erlöse des vorbezeichneten Hausgrundstückes nach Abzug aller Kosten vermache ich 
der Firma Jacquier & Securius . . ." 

Auch seine Bediensteten und seine Waschfrau wurden reichlich bedacht. 
Die Eberswalder Zeitung berichtete am Mittwoch, dem 17. April 1907 unter der Überschrift „Ein 

Wohltäter der Stadt Eberswalde" ebenfalls über das Vermächtnis Samuels. 

211agiftrat. 
Firnt an - V erw alt ung. 

01.  

eiberätneibe, faii48,7--,9,/, KrA.: Akte 2411 

91nch ber 2:Ichimmun bre Tertalor6 hub bin Sinien ber ubtuIg$01111ml* 

gut erfeibuna nun 10 eneruten bearu. vnlertokti ninbern ber Stobt 

obre llnitrichieb brr Säunieton am an. Zdt3tmEnt au uenoenben. 

Tair eritteen nun, mirtticb mürbige unb bebüritige Dinbrr biä fältlehemd 

b en r. Stobember b. 04. in ernichton au bringen. 

Venterfl wirb nue bah bnä Melb nie in Vor gegeben, ioubtru Akibuna, 

SfilfilePe II u. nt Merle von 20-25 narr pro SMID geliefert wirb. 

.'ereer - 
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KrA.: Akte 2411 
for 

Cr....lerGoCeC 

Anfertigung 

nach Maß unter 

Garantie für 

tadellosen Sitz. 

Ce.C. Cir.> 421C2 

eSerswalde, den , Ag • 

ancroao 

1.9•3 

flr" 

67 

Spezialhaus fiir moderne 

Herren- u.Knabenbekleidung 

und Herrenartikel 

sowie Berufsgarderoben. 

Nur Neuheiten 

Anzug-, Paletot-

e. Hosenstoffen. 

Neue Kreuzstr. 13. L. Feintuch Neue Kreuzstr. 13. 

Ilechnung für v/~e7r-e-C '4 77 2 

Um Irritimer zu vermelden, erlpube Ich mir '/1jährlich Rechnung zu iiheireitiltt,. 
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Die Suche nach dem Grab Sigismund Samuels verlief leider erfolglos. Der Vorsitzende der jüdischen 
Gemeinde Berlin, MR Dr. P. Kirchner hatte mir 1988 mitgeteilt, daß auf den Berliner Friedhöfen unter 

dem Namen Sigismund Samuel keine Beisetzung stattgefunden hat. 
Vielleicht finden sich noch später in Akten Anhaltspunkte über den Bestattungsort. 

Nachdem die Stadt Eberswalde die Erbschaft angenommen hatte, berieten die Stadtverordneten am 
28. November 1911 über ein Statut und die Schaffung einer Kommission für die Stiftung. Hierzu die 

Eberswalder Zeitung am 30. November 1911: 
,,Zum Entwurf eines Gemeindebeschlusses über die Verwaltung der 
SIGISMUND-SAMUEL-STIFTUNG 
referierte der Stadtverordnete Dr. Zinn. Während der Debatte stellte der Stadtverordnete Sandberg den An-
trag, eine Kommission zu bilden. Mit seinem Vorschlag wollte Sandberg erreichen, daß die Verwaltung der 

Stiftung vollständig von der Armenverwaltung und dem Magistrat, die bisher gemeinsam die Stiftung ver-
walteten, getrennt wird. Mitglieder der Kommission waren Dr. Boldt, Sandberg und Zinn von den Stadtver-
ordneten und der Bürgermeister Hopf, Beigeordneter Radack und Stadtrat Becker. Das erarbeitete Statut be-
inhaltet 5 §§, alle fanden die einmütige Billigung der Versammlung. Im 1. § wird der Zweck der Stiftung 

festgelegt. Der 2. geht auf die Verwaltung ein, die aus einer gemischten Kommission besteht und auf 5 Jahre 
gewählt wird. Im 3. § wurde der Kreis der Empfänger von Unterstützungen erläutert und zwar nur auf Antrag 
für bedürftige Waisen aus Eberswalde. Im § 4 wird der Umgang mit den verbleibenden Zinsen geregelt und 

schließlich im § 5 1912 als das fahr des Inkrafttretens festgelegt. 
Vor der Abstimmung wies der Stadtverordnetenvorsteher Dr. Boldt darauf hin, daß die Unterstützung nicht 
nur Personen zugebilligt werden kann, die bereits die Schule verlassen haben, auch Schüler hätten ein An-
recht darauf. Es gäbe auch keinen Unterschied, ob Waise oder Halbwaise. Die Versammlung stimmte schließ-

lich dem Satzungsentwurf einstimmig zu." 

Der Bruder des Spenders, Ludwig Samuel, hatte schon im Jahre 1893 testamentarisch der Stadt Ebers-
walde 6 000 Mark zur Unterstützung der Eberswalder Waisen vermacht. Er starb am 19. Juli 1893 in 

Gießen. 
Unter „Acten des Magistrats zu Eberswalde betreffend Ludwig Samuelsche Stiftung 1893-1913, 
Stiftungssachen" mit der Nummer 2411 ist der Ablauf der Annahme des Testaments bis in das 

Jahr 1913 zu verfolgen. Ludwig Samuel ging es besonders um erblindete Waisen. Dazu schrieb 
R. Schmidt: . . „Auch Sigismunds Bruder Ludwig, der hier in Eberswalde sein Kaufmannsgeschäft be-
trieb, hat der Stadt eine schöne Stiftung gemacht, die für Blinde bestimmt wurde, weil der Testator in seinen 

letzten Lebensjahren selbst des Augenlichtes beraubt war." 
Folgender Ausschnitt aus seinem Testament: 

„Mein Testament. 
Ich, der unterzeichnete Ludwig Samuel zu Berlin, verordne für den Fall meines Todes Folgendes: .. p. p. Ich 

vermache ferner: 
b. der Stadtverwaltung meiner Vaterstadt Eberswalde die Summe von 6000 M fi. W Sechstausend Mark!. 
Das Capital soll, wofern der Erbe es nicht, was ihn betrifft, in mündelsicheren vierprozentigen Werthpapieren zum 

Nominalbetrag auszahlt, in solchen Werthpapieren angelegt und sollen die Zinsen unter dem Namen 
LUDWIG SAMUEL'SCHE STIFTUNG 
am 20ten December eines jeden Jahres zur Bekleidung von 10 elternlosen bzw. vaterlosen Waisenkindern der 

Stadt ohne Unterschied der Confession verwendet werden . . 
Berlin den 171e" April 1883 Ludwig Samuel" 
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Nach dem Tode seines Bruders stellte Sigismund die Anfrage an den Magistrat, ob dieser das Legat 
unter den genannten Bedingungen annehmen wolle. Am 9. August 1893 beschloß der Magistrat, 
daß nach dem Wunsche des Erblassers, sein Legat getrennt vom Vermögen der Stadt in der im Te-
stament genannten „Ludwig Samuerschen Stiftung" verwaltet wird. Dem stimmte auch die Stadt-
verordnetenversammlung auf einer öffentlichen Sitzung zu. Es fanden sich in der Akte 2411 z. B. 
folgende Vorschläge zur Gewährung von Zuschüssen aus dem Jahre 1909: 
1. Kind der Witwe Schneidermeister Wilke, Steinstraße 

2. Ruth Neumann 14 Jahre, Tochter der Frau Prediger Neumann, Neue Kreuzstraße 5, unterzeich-
net vorn Bezirksvorsitzenden Herrn Marwitz. 

Unter den Belegen fanden sich Rechnungen jüdischer Geschäfte z. B. von J. Morgenstern, S. Gold-
schmidt, L. Feintuch, M. Schlesinger, B. Glass und Abr. Liepmann. Alle weisen aus, daß Kinder ein-
gekleidet wurden, wie es Ludwig Samuel testamentarisch gewünscht hatte. Die Inflation 1923 ver-
nichtete dieses Werk der Wohltätigkeit. 

Es ist wohl an der Zeit, den großen Anteil sozialer Hilfeleistung der Familie Samuel für die Waisen-
kinder unserer Stadt zu würdigen. Eine entsprechende Gedenktafel in der Salomon-Goldschmidt-
Straße könnte das Versäumte der letzten Jahrzehnte wieder gutmachen. 

Der Ehrenbürger der Stadt Eberswalde - Ludwig Sandberg 

Das Adreßbuch aus dem Jahre 1929/30 enthält eine Ehrenseite mit den Namen der Ehrenbürger der 
Stadt, denen in dem davorliegenden Jahr das Ehrenbürgerrecht verliehen wurde. Den hier genann-
ten Stadtverordneten Justizrat Ludwig Sandberg, Weinbergstraße 1 suchen wir im 1941 herausge-
benen 2. Band der Stadtgeschichte von R. Schmidt vergeblich, denn er war Jude. 

Erhaltene Archivunterlagen (Akte 6767) erlauben es aber, die Verdienste und das Schicksal des Eh-
renbürgers niederzuschreiben. 

Ludwig Sandberg wurde am 1. Juni 1857 in Breslau geboren, seine Eltern waren mosaischen Glau-
bens. In seiner Vaterstadt studierte er nach erfolgreicherAbsolvierung der Schule Rechtswissenschaf-
ten und verlebte hier auch den größten Teil seines Lebens. 

Am 14. April 1893 zog er nach Eberswalde und ließ sich hier als Rechtsanwalt nieder. Sein Büro 
befand sich in der Ratzeburgstraße Nr. 8. 

1897 heiratete er die in Ottensen b. Hamburg am 20. Oktober 1871 geborene Annie Friedrichs. Sie 
war evangelischen Glaubens. Die Hochzeit fand in Rostock statt, aus ihrer Ehe gingen 2 Kinder her-
vor. Beide Kinder wurden in Eberswalde geboren, die Tochter Gertrud am 16. Dezember 1898 und 
der Sohn Julius am 19. April 1901. Sie nahmen den Glauben der Mutter an. 
Das umfangreiche Wissen und die Flexibilität Sandbergs führten dazu, daß sein Notariat sich unter 

den damaligen 4 Praxen in Eberswalde zu dem weitaus größten entwickelte. Besonders in Indu-
striekreisen, nicht nur in Eberswalde, holte man sich Rat bei Ludwig Sandberg und ließ sich in schwie-
rigen Angelegenheiten durch ihn vertreten. Er gehörte zu den Gründern der Anwaltkammer Pots-
dam. Im Märkischen Stadt- und Landboten vom 1. Juni 1927 wurde eine Beurteilung dieser 
Anwaltkammer über seine Tätigkeit veröffentlicht: 

„Justizrat Sandberg gehört dem Vorstande der Anwaltkammer Potsdam seit ihrer Begründung (1911) an. 
Seine Tätigkeit im Vorstande verdient die wärmste Anerkennung. Um die Erfüllung seiner Aufgaben hat er 

sich vermöge seiner reichen Erfahrung, seines klaren, besonnenen Urteils, seiner sicheren und scharfen Auf-
fassung, seines Verständnisses für die Bedürfnisse der Rechtspflege sowie für die Würde und das Ansehen des 
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Rechtsanwaltsstandes, nicht 
minder aber auch vermöge 

seiner Einsicht in die wirt- 

KrA.:M. St. L. B. 
1. 6.1927 

schaftlichen Verhältnisse und 
seiner warmherzigen, für al-
les Gute und Edle eintreten-
den Gesinnung bleibende 
Verdienste errungen. Wegen 
seiner ausgezeichneten Ei-
genschaften erfreut er sich all-
gemeiner höchster Wert-
schätzung." 
So wie auf dem Gebiet 
der Rechtswissenschaf-
ten, war Ludwig Sand-
berg auf dem ziemlich 
glatten Parkett der Politik 
kein unbeschriebenes 
Blatt, er war ein unbeque-
mer aber sachlicher Dis-
kussionspartner. 
Im Wahlverein der Frei-
sinnigen Volkspartei 
wurde er in den Vorstand 
gewählt und war ge-
meinsam mit dem Stadt-
rat Lautenschläger, ebenfalls Ehrenbürger der Stadt, Führer der damals stärksten Parteiorganisati-
on in Eberswalde. Dann wählte man ihn als Vorsitzenden des Kreiswahlvereins Oberbarnim 
Eberswalde und er gehörte Jahrzehnte zum Vorstand der Provinzialorganisation dieser Partei. Lud-
wig Sandberg war als belesener, feinfühliger, sachlicher und schlagfertiger Debattenredner über die 
Grenzen der Stadt bekannt. Zu Höhepunkten der politischen Laufbahn des Freisinnigen Sandberg 
kam es wohl auf den sozialdemokratischen Versammlungen am 2. und 20. Februar 1897 in der 
"Mühle" (heute „Herberge zur Heimat" in der Eichwerder Straße d. V.). Auf diesen Versammlun-
gen lieferten sich August Bebel und Ludwig Sandberg scharfe Rededuelle. Die Eberswalder Zei-
tung berichtete in Fortsetzungen vom 3. bis zum 28. Februar 1897 ausführlich über diese Redeschlach-

ten von über 6 Stunden. Wegen der außergewöhnlichen Ausführlichkeit der Berichte, hier zur 
Charakterisierung Sandbergs einen kurzen Auszug aus dem Beginn seiner Diskussionsrede am 20. 

Februar 1897 aus der Eberswalder Zeitung: 

„Nach Herrn Bebel nahm zunächst Herr Rechtsanwalt Sandberg das Wort: 
Auch ich bedaure, daß die Sozialdemokraten von den hiesigen Wirten so schwer ein Lokal zu ihren Ver-
sammlungen erhalten können. Es ist das hauptsächlich darauf zurückzuführen - auf die Bestrebungen 
eines hiesigen Großindustriellen, der den Wirten mit Entziehung seiner Kundschaft droht. Ebenso finde 
ich es bedauerlich, wenn ein Arbeiter, weil er eine sozialdemokratische Versammlung einberufen hat, dar-
um Brot und Lohn verloren hat. Es wäre vielleicht klüger gewesen, für dieses Amt irgend einen anderen, 
nicht im Staatsdienste stehenden Arbeiter auszuersehen. Die heutige Versammlung ist also hauptsäch-
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lich zu dem Zwecke arrangiert, mich auf dem sozialdemokratischen Roste zu braten. Da wäre es wohl für 
Herrn Bebel ein einfaches Gebot der Höflichkeit gewesen, mich vorher zu fragen, ob ich heute auch Zeit 
hätte, hier zu erscheinen. Wenn ich nun zufällig dringend verhindert gewesen wäre, wie würde man ge-
zetert haben über den ,Feigling', der sich nicht traue, hier seinen Mann zu stehen. Herr Bebel komman-
diert - Sonnabend Abend Versammlung, und da habt ihr einfach zu kommen." 
Es folgte jetzt noch einmal die Erläuterung aus dem Programm der Freisinnigen. Dann die et-
was sarkastische Bemerkung über Bebels Buch „ Die Frau und der Sozialismus":. . . Herr Bebel 
behauptet, ich hätte sein Buch „Die Frau" nicht verstanden. „Nun so tief ist Ihr Buch denn doch 
nicht, daß ich es nicht verstehen könnte; aber ich habe natürlich nur dasjenige darin verstanden, was 
überhaupt zu verstehen ist." 
Er ging dann noch einmal auf seinen in der ersten Versammlung geäußerten Standpunkt über 
das Vorkommen von Verbrechen auch in einer sozialistischen Gesellschaft ein. Er sagte: 
„Herr Bebel hat in keiner Weise zu widerlegen vermocht, was ich über das Vorkommen von Verbrechen 
im sozialdemokratischen Zukunftsstaate gesagt habe; ich habe darauf hingewiesen, daß man doch höch-
stens mit einer Abnahme der Eigentumsverbrechen rechnen könnte, daß aber Verbrechen aus Sinneslust, 
verschmähter Liebe und dergl. nach wie vor geschehen würden. Herr Bebel ist überhaupt auf diese wun-
den Punkte kaum eingegangen . . ." 

So im öffentlichen Leben bekannt geworden, war es nicht verwunderlich, daß Sandberg als Kandi-
dat für die Stadtverordnetenversammlung aufgestellt wurde und von den Bürgern der Stadt das 
Mandat erhielt. Seit dem 1. Januar 1908 wirkte er in der Eigenschaft als Stadtverordneter zum Woh-
le der Allgemeinheit. Da er lange Zeit der einzige Jurist im Stadtparlament war, bekam er die schwie-
rigsten Vorlagen zur Berichterstattung und Bearbeitung übertragen, besonders solche, die rechtli-
che Bedeutung hatten. Sandberg leistete als bester Kenner der Stadtordnung dem Stadtparlament 
stets Hilfe. Als Stadtverordneter war er im Parlament und in den Kommissionen mit unermüdli-
chem Fleiß und gewohnter Gründlichkeit tätig. „Allgemein bekannt waren seine Geschicklichkeit, die 
schwierigsten Situationen zu retten und die humoristische und satirische Art mit der er, ohne je verletzend 
zu werden, seine Gegner behandelte und so die Lacher auf seiner Seite hatte." (Märk. Stadt- und Landbote, 
1. Juni 1927) 

Was Justizrat Ludwig Sandberg in all den Jahren treuer und erfolgreicher Arbeit für die Stadt gelei-
stet hatte, wurde 1927 durch den Vorschlag des Magistrats und Beschluß der Stadtverordneten am 
Tage seines 70. Geburtstages mit der Verleihung des Ehrenbürgerrechts der Stadt Eberswalde ge-
würdigt. 

Folgende Schreiben wurden hierzu in der Akte Nr. 6767 gefunden: 
„An die Stadtverordnetenversammlung Hier 
Magistratsbeschluß vom 20. April 1927. 
Wir beantragen zu beschließen: 

Die Stadtverordnetenversammlung gibt ihre Zustimmung, daß der Magistrat dem Justizrat, Rechtsanwalt 
Ludwig Sandberg, hier, anläßlich seines 70. Geburtstages, gemäß § 6 Abs. 3 der Städteverordnung vom 30. 5. 
53 das Ehrenbürgerrecht verleiht. 

Begründung 

Herr Justizrat Ludwig Sandberg ist am 1. Juni 1857 in Breslau geboren und seit April 1893 Bürger unserer 
Stadt. 

Seit dem 1. Januar 1908, also annähernd 20 Jahre, gehörte er der Stadtverordnetenversammlung an und hat 
sich in diesem Ehrenamt wie in verschiedenen Kommissionen als äußerst rühriges und arbeitsfreudiges Mit-
glied bewährt. 
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Wir haben deshalb beschlossen, Herrn Justizrat Sandberg Anerkennung und Dank für seine bisherige vielsei-
tige kommunalpolitische Wirksamkeit dadurch zu erweisen, daß ihm das Ehrenbürgerrecht verliehen und die 
Urkunde darüber am 1. Juni cr., an welchem Tage er sein 70. Lebensjahr vollenden kann, durch eine Deputa-

tion überreicht wird. 
Hierzu erbitten wir gemäß § 6 Abs. 3 der Städteordnung um Zustimmung der Stadtverordnetenversamm-
lung und bitten weiter, darüber Beschluß zu fassen, wieviel und welche Mitglieder der Stadtverordnetenver-
sammlung der Deputation angehören sollen, welche den Ehrenbürgerbrief überreichen wird. 

Unterschrift Hopf" 

Am 26. April tagte die Stadtverordnetenversammlung (26 Mitglieder waren anwesend) in gehei-

mer Sitzung unter Punkt 3. Auszug aus dem Protokoll: 

„3. Ref. Stadtv.-Vorsteher 
Zustimmung zur Verleihung des Ehrenbürgerrechts an den Stadtverordneten Sandberg. 
Zu dem Beschluß des Magistrats erklärt die Stadtv.-Vers. ihre Zustimmung. Zur Überreichung des Ehren-
bürgerbriefes werden von der Stadtv.-Vers. der Stadtv.-Vorsteher, sowie die Stadtv. Frl. Jaeckel, Herr Hahne 

und Herr Langenbeck gewählt. Die Gewählten nahmen die Wahl an." 

Nach der Zustimmung der Stadtverordneten erhielt der Techniker Boche den Auftrag zur Anferti-
gung der Ehrenurkunde mit Zierschrift nach dem Muster aus dem Jahre 1924 für den Herrn Stadt-
ältesten Radack. Der Fertigstellungstermin ist nicht vermerkt. Der fertige Ehrenbürgerbrief wurde 

am 10. Mai schon geliefert. 
Der Text lautete: 

„Ehrenbürgerbrief 
Wir, der Magistrat der Stadt Eberswalde, verleihen im Einverständnis mit der Stadtverordnetenversamm-

lung dem Stadtverordneten 
Justizrat Ludwig Sandberg 

in Anerkennung seiner langjährigen und erfolgreichen Tätigkeit als Stadtverordneter das 

Ehrenbürgerrecht. 
Urkundlich auf Grund des § 6 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 unter Siegel und Unterschrift ausgefer-

tigt. 
Eberswalde, den 1. Juni 1927 
Unterschriften" 

Da Justizrat Sandberg in Urlaub war, wurde Herrn Bürgermeister Dr. Führ die Urlaubsanschrift mit-

geteilt. Dieser veranlaßte eine Luxusdepesche: 
"Zu ihrem 70. Geburtstag unsere herzlichsten Glückwünsche. In Anerkennung Ihrer langjährigen und er-
folgreichen Tätigkeit als Stadtverordneter haben wir im Einverständnis mit der Stadtverordnetenversamm-

lung Ihnen das Ehrenbürgerrecht verliehen. Wir bitten um Annahme. 
Magistrat Eberswalde" 

Am 1. 6. 1927 vorm. 8 Uhr wurde ein zweites Luxustelegramm aufgegeben: 
„Herrn Justizrat Sandberg, Jägerhaus, Herrenalb, Schwarzwald. Die Stadtverordnetenversammlung von 
Eberswalde sendet dem jüngsten Ehrenbürger der Stadt zum heutigen Tage herzliche Glückwünsche in der 
zuversichtlichen Hoffnung, daß die seit nun 2 Jahrzehnten in reichstem Maße bewiesene Kraft und Neigung, 

mitzuarbeiten am Wohle der Stadt, noch lange erhalten bleiben werde. 
Dr. Lucas, Stadtverordnetenvorsteher" 
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Ludwig Sandberg bedankte sich für die Verleihung des Ehrenbürgerrechtes handschriftlich beim 

Magistrat: 
„An den Magistrat der Stadt Eberswalde. Für die Glückwünsche zu meinem 70. Geburtstag und die Ernen-
nung zum Ehrenbürger meiner lieben Stadt Eberswalde spreche ich dem Magistrat, indem ich die Wahl an-
nehme, meinen tiefgefühlten Dank hiermit aus. 
Ich bin stolz darauf, diese hohe Anerkennung meiner bescheidenen Wirksamkeit erhalten zu haben und werde 
auch ferner bestrebt sein, mich dieser Auszeichnung würdig zu erweisen. Nach meiner Rückkehr von mei-
nem Urlaub hoffe ich mich den Städtischen Geschäften wieder mit neuen Kräften widmen zu können. 

Sandberg, Stadtverordneter." 

KrA.: Akte 6767 

Der Wortlaut des Dankschreibens an den Stadtverordnetenvorsteher: 
„Sehr geehrter Herr Stadtverordnetenvorsteher! 
Der Stadtverordnetenversammlung und Ihnen danke ich herzlich für die mir zu meinem 70. Geburtstag über-
sandten Glückwünsche. Ich entnehme hieraus die angenehme Gewißheit, daß, mögen auch sachliche Gegen-
sätze zwischen uns Stadtverordneten bestehen, wir uns doch als Menschen wohlwollend gegenüberstehen. Es 
wird mir das ein Ansporn sein, auch weiter, so lange es mir vergönnt ist, Stadtverordneter zu sein, im Dien-
ste unserer lieben Stadt Eberswalde meine Schuldigkeit zu tun. 
Mit verbindlichen Grüßen 

Ihr stets ergebener 
Sandberg" 

Als Ludwig Sandberg aus dem Urlaub zurück war, wurde die Übergabe des Ehrenbürgerbriefes auf 
Dienstag, den 28. Juni um 11.30 Uhr in Sandbergs Wohnung, Weinbergstr. 1 festgelegt. Die Mitglie-
der der Deputation erhielten eine schriftliche Mitteilung. 
Auf der Rückseite dieser Schreiben ist vermerkt: „Der Ehrenbürgerbrief ist heute überreicht worden. II. 
Z. d. A. Ebw. 28. 6. 27 

Der Magistrat" (unleserliche Unterschrift) 

Hier noch ein Ausschnitt aus dem „Märkischen" vom 1. Juni 1928: 
„... Aber auch weite Kreise unserer Bevölkerung werden des Jubilars, dessen herzgewinnendes offenes Wesen und 
lauterer Charakter die gebührende Anerkennung findet, an seinem Ehrentage gedenken. Auch die Grüße und Glück-
wünsche der Presse, mit der er stets in bestem Einvernehmen stand, sollen ihm durch diese Zeilen ausgesprochen 
werden. Wir wünschen dem noch äußerst rüstigen Jubilar, dessen Gattin in der Stille dort tätig ist, wo es wohl zu 
tun und Not zu lindern gilt, noch lange Jahre freudigen Schaffens in steter Gesundheit sowohl in seinem Beruf als 
auch zum Wohle seiner Familie und zum Segen für die Allgemeinheit! R. H." 
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Weinbergstraße 1, 
Sandberg wohnte hier 
bis 1933 

M: aus 
„Eberswalder Bauwerke" 
von E. u. 11. Krause, 
Eberswalde 

Ein Jahr später, am 15. März 1928 starb Ludwig Sandbergs Frau. Seine politische Tätigkeit gab er 

aber nicht auf. Bei den Wahlen zur Stadtverordnetenversammlung am 7. Novmber 1929 finden wir 
seinen Namen auf der Liste „Gemeinwohl und Arbeit" Liste 14 an der 2. Stelle. Da die Liste 7 Sitze 

errungen hatte, war er wieder im Stadtparlament. 
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Sechs Jahre später: 

Zur Wahl der neuen Stadtverordneten am 12. März 1933 stand wieder der Name Ludwig Sandberg, 
Jurist, Weinbergstraße 1 auf der Liste 28 „Gemeinwohl und Arbeit" an 2. Stelle. Die Liste bekam nur 
Stimmen für einen Sitz im Parlament. Als zweiter Kandidat erhielt Ludwig Sandberg somit kein 
Mandat. Im gleichen Monat kam das Berufsverbot für jüdische Rechtsanwälte heraus. 

Ludwig Sandberg mußte sein Haus in der Weinbergstraße aufgeben. Er bezog, jetzt vereinsamt, eine 
Wohnung in der Moltkestraße (heute Schillerstraße) Nr. 21. Seine „ liebe Stadt", wie er sie genannt 
und verehrt hatte, nahm von ihrem Ehrenbürger kaum noch Notiz, weil er von Geburt Jude war. 
Die Rückgabe des Ehrenbürgerbriefes unter skandalösen Umständen und Verhöhnungen überlebte 
er nicht lange. Am 29. Januar 1936 erschoß sich Justizrat Ludwig Sandberg in seiner Wohnung um 
ca. 20 Uhr. So endete das Leben eines der angesehensten Bürger der Stadt, „weil er Jude war." 

Heute ist Ludwig Sandberg rehabilitiert. Auf der 3. Stadtverordnetensitzung am 17. 12. 1946 wurde 
auf Vorschlag der ehemaligen SPD-Mitglieder, dieAugusta-Straße in „Ludwig-Sandberg-Straße" um-
benannt. 

Das Ehrenbürgerrecht sprach ihm die Stadtverordneten-Versammlung im Jahre 1991 wieder zu. 

Der Prediger Wolff und seine Familie 

Einer der glücklichsten Rabbiner in der Geschichte der Synagogen=Gemeinde war wohl der Rabbi-

ner Rawitscher. Er erlebte die Grundsteinlegung der neuen Synagoge am 16. Oktober 1890 und die 
feierliche Weihe dieses schönen Gotteshauses am 30. Dezember 1891 durch den Rabbiner Rosen-
zweig aus Berlin. 1899 konnte er sein 25jähriges Dienstjubiläum feiern. Er starb im Jahre 1900 und 
die Gemeinde bereitete ihm ein Ehrenbegräbnis. Sein Grabstein wurde bis heute nicht gefunden. 
Der Grabstein seines Nachfolgers Eduard Hamburger steht noch auf dem Restareal des neuen Fried-
hofes an der Freienwalder Straße. Dieser verwaltete das Amt des Rabbiners von 1900 bis 1925. 
Ihm folgte der letzte Prediger der Synagogen=Gemeinde Eberswalde, Joseph Wolff. Sein Leben und 

seine Dienstzeit waren wohl die schicksalhaftesten aller Prediger der Synagogen=Gemeinde Ebers-
walde. 14 Jahre, von 1925 bis 1940, konnte er seiner Gemeinde dienen, dann nahmen die National-
sozialisten diesem Prediger die Möglichkeit der Seelsorge nach jüdischem Glauben. Die letzten Jah-
re seiner Amtszeit von 1933 bis 1940 waren für Josef Wolff Jahre der Demütigung, Qual und 
Verfolgung. 

Josef (später Joseph) Wolff wurde am 14. April 1885 in Aurich geboren. Er heiratete Ida Levi und 
aus der Ehe gingen die Tochter Betty, geboren 1913 in Lüneburg, und der Sohn Erich, geboren 1920 
in Eberswalde, hervor. 1925 kam Josef Wolff nach Eberswalde und übernahm das Predigeramt bei 
der hiesigen Synagogen=Gemeinde. Er bekam eine Wohnung in dem der jüdischen Gemeinde ge-
hörenden Haus der Kirchstraße 18. Zu seinem Amtsantritt schrieb der Märkische Stadt- und Land-
bote am 17. Februar 1925: 

„Am Sonntag, dem 8. Februar erfolgte die Einführung des neuen Predigers und Lehrers der hiesigen Synago-
gengemeinde Wolff, welcher das gleiche Amt seit 16 Jahren in Lüneburg mit bestem Erfolg ausgeübt hatte. In 
der festlich geschmückten Synagoge wurde durch den Rabbiner Dr. Salomonski, Frankfurt an der Oder, der 

Weiheakt vollzogen. Der Redner dankte mit zu Herzen gehenden Worten dem bisherigen Seelsorger Rabbiner 
Hamburger für sein 25jähriges Wirken in der Gemeinde, der sein Amt niederlegte, um in den wohlverdienten 
Ruhestand zu treten und sprach ihm die herzlichsten Glück- und Segenswünsche der Gemeinde aus. 
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Betty Wolff 
nach Abschluß 
des Oberlyzeums, 
stehend zweite von rechts 

PrA.: Arendt 

Alsdann übergab er offiziell Prediger Wolff das Amt des Seelsorgers und sprach die Erwartung aus, daß er in 
der Gemeinde in Treue, gegenseitigen Vertrauen und Liebe jederzeit wirken möge und legte ihm besonders 
ans Herz, daß der Seelsorger der erste Diener seiner Gemeinde sei. In der Predigt führte Herr Wolff alsdann 
aus, daß er sein bestes Können dazu hergeben wolle, um gerade in der schweren Zeit dem Wohle seiner Ge-
meinde zu dienen. Mit vom Kinderchor vorgetragenen Gesängen schloß die erhebende Feier. Abends verei-

nigte ein geselliges Beisammensein fast die ganze Gemeinde." 
Vier Jahre nach seinem Amtsantritt durfte der Prediger Wolff am 10. November 1929 mit der Ein-
weihung der neuen Friedhofshalle auf dem Friedhof in der Freienwalder Straße einen besonders 
denkwürdigen Tag erleben. Er hielt die Weiherede für die unter großen Opfern und Mühen erbaute 
herrliche Halle. Wie aus dem Märkischen Stadt- und Landboten vom 12. November 1929 zu ent-
nehmen ist, war es eine eindrucksvolle Rede: „. . . In fein durchdachten, tiefschürfenden Ausführungen 
betrachtete er die Bedeutung des Friedhofes als Grabstätte, Lebensstätte und Ewigkeitsstätte . . ." 

Das Leben der Familie Wolff verlief in normalen Bahnen. Die Kinder besuchten die Schule, Tochter 
Betty dann das Oberlyzeum. Beide erwarben das Abitur und begannen danach das Studium. Am 
17. August 1931 wurde am Nachmittag der Familienfrieden jäh unterbrochen, als die Nachricht vom 
Brand der Synagoge, verursacht durch einen Blitzschlag, die Familie erreichte. Josef Wolff eilte so-

fort zur Synagoge, der Dachstuhl und die Hauptkuppel standen schon in hellen Flammen. Mit Hil-
fe einiger beherzter Mitglieder der jüdischen Gemeinde und herbeigeeilter Mitglieder einer benach-
barten Kirche (Freikirchliche Gemeinde) konnten gemeinsam die Thorarollen, Gebetbücher und 
heilige Geräte aus dem Innern des brennenden Gebäudes gerettet werden. Der Prediger dankte mit 
einem Schreiben auch dem evangelischen Gemeinde-Kirchenrat für die ausgesprochene Anteilnah-

me an dem Unglück. 

In kurzer Zeit wurde unter großen Opfern der Gemeinde der Wiederaufbau beendet. Schon am 6. 
März 1932 konnte das instandgesetzte Gotteshaus eingeweiht werden. Der Prediger Wolff gab der 
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wohlzuverstehenden Freude in seiner Ansprache lebhaften Ausdruck. Die Weiherede hielt der Rab-
biner Wiener. Aus beiden Reden klang aber auch die Sorge um die Zukunft an. 
Die Folgen des Synagogenbrandes waren in kurzer Zeit beseitigt worden, aber am Himmel standen 
neue Flammenzeichen, die faschistische Demagogie „ Die Juden sind schuld!". 
Auch in Eberswalde wurden die faschistischen Parolen immer lauter, jüdische Geschäfte wurden 
mit antijüdischen Parolen beschmiert. 

Der Prediger Josef Wolff verfolgte diese Entwicklung mit großer Sorge, ohne zu ahnen, welch schreck-
liches Ende diese finden würde. Die ersten Gesetze nach der Machtübernahme im Januar 1933, die 
die bürgerlichen Rechte und Freiheiten für deutsche Juden aufhoben, griffen auch in das Leben der 
Familie Wolff ein. Die Tochter Betty mußte ihr Studium aufgeben und wechselte zum israelischen 
Lehrerseminar in Würzburg über. Sie war später Lehrerin an der jüdischen Gemeindeschule Berlin, 
Rykestraße (heute Synagoge Prenzlauer Berg). 

Im September 1935 erfolgte der Erlaß der „Nürnberger Gesetze", die Hitlers Ausspruch aus sei-
nem Buch „Mein Kampf": „Mit den Juden gibt es kein Paktieren, sondern nur ein hartes Entwe-
der - Oder" in die Tat umsetzten. Diese Gesetze brachten tiefgreifende Veränderungen für die 

Eberswalder Synagogen=Gemeinde und auch die Familie Wolff persönlich. So schmälerten den 
Lebensunterhalt der Familie ab jetzt fehlende Zuwendungen. 2 Jahre später mußten sie ihr Ver-
mögen anmelden, erhielten einen Reisepaß mit dem Aufdruck „J" und mußten laut Verordnung 
den Beinamen „ Israel" und „Sara" annehmen. Josef Wolff nannte sich „Joseph Isaak Wolff" und 
erhielt später dazu die Kennummer A 00041. 

Katasteramt 
Bad Freienwalde tfrr-)-yez .AZ a-adt"4"-re Ms57-4, 

/ 7 . 

Eine Schreckensnachricht nach der anderen beunruhigte das Ehepaar Wolff. Oft weilten ihre Ge-

danken bei ihren Kindern. Die Suche nach der Antwort auf die Fragen: „Wie geht es ihnen?" und 
„Was wird aus ihnen?" wird die Sorge der Eltern ständig verstärkt haben, - die Sorge um ihr Leben. 
Als sich das Ehepaar am Abend des 9. November 1938, wie alle Bürger der Stadt, zur Ruhe begab, 

ahnte es noch nichts von den Plänen der Nationalsozialisten zur Durchführung der Pogromnacht. 
Es hatte wohl von dem Mordanschlag durch den jungen Juden Herschel Grynszpan auf den Bot-
schaftsrat Ernst vom Rath in Paris am 7. November gehört, aber nie an die möglichen Folgen dieser 
Tat für die deutschen Juden im entferntesten gedacht. Mit großem Mißtrauen verfolgte das Ehepaar 
Wolff vor der Nachtruhe den großen Aufmarsch der NSDAP und ihrer Verbände auf dem Markt, 
ganz in der Nähe der Wohnung. Der Schein der Pylonen und Fackeln erleuchtete auch die Kirch-
straße und der Gesang des Horst-Wessel-Liedes war durch die geschlossenen Fenster zu hören. Dann 
trat die scheinbare Ruhe ein. Gegen 6 Uhr stand Joseph Wolff für gewöhnlich auf. Um 6.30 Uhr melde-
ten die Sirenen Feueralarm und da wurde er auch schon zum Brandherd, zur Synagoge, gerufen. 

Der Grund des Brandes war kein Blitzschlag wie 1931, sondern ein geplanter Brandanschlag. Die 
Synagoge war in Brand gesetzt worden vom Mob einer durch Befehl bestimmten Gruppe aus den 
Reihen der SA oder SS. Keiner half an diesem Morgen löschen, keiner eilte zur Hilfe, um die heili-
gen Geräte, die Thorarollen oder das Archiv zu retten wie damals 1931. Wie hatte sich die Haltung 
der Menschen zu ihren jüdischen Mitbürgern in dieser kurzen Zeit geändert. Kein Mensch kann 

sich vorstellen, was im Inneren des Predigers vorging, als er ohnmächtig und verzweifelt der Ver-
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nichtung seiner geschändeten Synagoge zusehen mußte.Ja er mußte zusehen, denn er wurde an der 
Brandstelle bewacht. Es herrschte eine gespenstische, beklemmende Ruhe unter den Schaulustigen. 
Selbst das Gespött der Befohlenen fand keine Resonanz, als der Prediger Wolff unter dem Vorwand 
des Verdachtes der Brandstiftung verhaftet und in das naheliegende Amtsgericht eingeliefert wur-
de. Wohl erst später erfuhr er von der Zerstörung der jüdischen Geschäfte und der Demolierung 
der Wohnungen jüdischer Bürger. Vom Amtsgericht wurde Joseph Wolff in das Konzentrationsla-
ger Sachsenhausen überführt. In diesen schicksalhaften Tagen gab die Tochter Betty ihrer Mutter 

moralische Unterstützung. 
Das erste Todesopfer nach der Pogromnacht war der Jude Metz. Er erlag den Verletzungen, die er 
durch die brutalen Mißhandlungen bei der „Vernehmung" erlitten hatte. Einige Mitglieder der 
Synagogen=Gemeinde verließen die Stadt, sie gingen ins Ausland. Die meisten jedoch waren un-
schlüssig, da sie an ihrer Heimatstadt Eberswalde hingen. 
Ende des Jahres 1938 wurde Joseph Wolff aus Sachsenhausen wieder entlassen, da er für die Ver-
kaufsabwicklung des Besitzes der jüdischen Gemeinde, besonders der Grundstücke, gebraucht 
wurde. Die letzte Amtshandlung des Joseph Isaak Wolff war wohl am 10. Januar 1939. Die Kataster-
verwaltung benötigte seine Unterschrift für das Abtreten eines Teils des Friedhofgeländes an den 
Bauunternehmer Albert Teske „auf gesetzlicher Grundlage". Seine Unterschrift „Joseph Isaak Wolff 

Kennummer A 00041 Datum 30. Januar 1939" gab er sicher besonders schweren Herzens, da für die 
Juden der Friedhof ein Ort von besonderer Bedeutung ist. 

Dem Ehepaar Wolff und Tochter Betty gelang im letzten Augenblick eine dramatische Flucht aus 
der faschistischen Hölle über Hamburg, die Nordsee bis nach Großbritannien und von dort in die 

USA. 
Im Alter von 92 Jahren verstarb Josef Wolff im Jahre 1977, ein Jahr vor ihm seine Frau Ida im Febru-
ar 1976 in New York City. Die Tochter Betty lebt noch heute dort, verheiratet, mit dem Namen Betty 

Neuhaus. 
Erich Wolff war Student einer jüdischen Ausbildungsstätte in Frankfurt am Main und ging später 
zum Weiterstudium nach Pojewesh im damaligen Litauen. Dort wurden die jüdischen Studenten 
von der vordringenden faschistischen Armee überrascht und auf dem Bahnhof von Kovno am 2. 

Juli 1941 erschossen. Erich Wolff war gerade 21 Jahre alt! Die Studenten wollten wahrscheinlich mit 
dem Zug in die damalige Sowjetunion, um sich zu retten. 
So verliefen mit aller Wahrscheinlichkeit die schicksalhaften Amtsjahre im Leben des letzten Predi-

gers der Eberswalder Synagogen=Gemeinde. 
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Eugen Epstein - Christ oder Jude? 

Am 3. April 1939 schrieb Eugen Epstein aus Lichterfelde folgenden Lebenslauf: 
„Am 15. 3. 1908 zu Charlottenburg als deutscher Staatsbürger, von der unvereheligten Martha Epstein ge-
boren, erhielt ich die Namen: Eugen, Ferdinand, Karl Epstein. 

In Werbellin Kr. Angermünde wurde ich von Pflegeeltern erzogen und besuchte von meinem sechsten bis 
zum vierzehnten Lebensjahr die einklassige Volksschule zu Werbellin, die ich laut Zeugnis mit gut verließ. 
Vom 1. April 1922 bis zum 1. April 1925 erlernte ich das Schlosserhandwerk bei Herrn Schlossermeister 
Gustav Beuster in Lichterfelde. Während meiner Lehrzeit nahm ich privat technischen Fachunterricht in Ebers-
walde. Am 6. April 1925 legte ich meine Gesellenprüfung vor der Schlosserinnung in Eberswalde mit dem 
Prädikat gut ab." 

Von 1925 bis zum 3. 12. 1938 war er mit einigen kurzen Unterbrechungen bei der Firma Hirsch, Kupfer 
u. Messingwerke beschäftigt. „Am 30. 10.1937 verheiratete ich mich mit der unvereheligten Margot Ring 
aus Stojentin in Pom. Kinder sind bis dato nicht hervorgegangen." 

Die Pflegeeltern von Eugen Epstein hießen Förste (August, Vorname der Mutter nicht bekannt), daher 
stand auf dem Schulentlassungs=Zeugnis „genannt Förste". 

Auf diesem Zeugnis wurde ihm bescheinigt, daß er „ ev. Glaubens" (evangelischen) war. Er wurde 
von seinen Pflegeeltern auch in diesem Glauben erzogen und konfirmiert. 

Eugen Epstein beantragte 1933 Führungszeugnisse bei den Gemeinden Werbellin und Lichterfelde. 
Der Gemeindevorsteher aus Werbellin bestätigte ihm am 8. August 1933, daß „in der Zeit vom 8. August 
1910 bis 25. Februar 1933, also seines Hiersein in der Gemeinde Werbellin sich stets ehrhaft geführt hat und 
hinsichtlich seines sittlichen Verhaltens nichts Nachteiliges bekannt geworden ist. Es wird ihm daher dieses 
Zeugnis der Wahrheit gemäß ausgestellt." 

Zwei Tage später schrieb der kom. Amtsvorsteher als Ortspolizeibehörde (Müller) „. . . daß in den 
polizeilichen Listen eine Strafe nicht verzeichnet ist. Eugen Epstein ist seit dem 26. Februar 1933 hier gemel-
det und wohnt bei seinen Pflegeeltern August Förste." 

Margot und Eugen Epstein 
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Die am 15. September 1935 erlassenen Nürnberger Gesetze, das „Reichsbürgergesetz" und das „Ge-
setz zum Schutz des deutschen Blutes und der deutschen Ehre", legten fest, wer „Jude" oder „Misch-

ling" sei. Es galt nicht das Religionsprinzip sondern das Prinzip der Abstammung. Diese Festlegun-

gen griffen unerbittlich in das Leben Eugen Epsteins ein. 
Auf der Suche nach seiner arischen Abstammung war der Brief seiner Mutter vom 4. 12. 1935 ein 

harter Schlag für ihn: 
Ich war s. Zt. (sie kam am 30. Mai 1907 aus Schwetz nach Berlin, also einige Monate vor seiner Geburt, 

d. V.) einige Male mit einem Martin Koller zusammen, bei Eugens Geburt habe ich dem Mann durch „ Einge-
schrieben" das gemeldet. Die Briefe sind unbestellbar zurückgekommen u. ich habe mich nicht weiter darum 
gekümmert, da ich ja für mein Kind selber sorgen wollte. Ich habe gedacht, daß ich für meinen Leichtsinn 
selber büßen müßte, habe aber die jetzigen Gesetze niemals geahnt, . . . ich bin oft am Rande der Verzweif-
lung, aber ich bin nicht zum Verbrecher geworden . . . es ist eben alles Schicksal. . . ich bin tief unglücklich 
und ebenso verzweifelt wie Eugen, vielleicht noch mehr. Jetzt leide ich als Jude doch ebenso, denn ich bin 

Jüdin, habe aber auch am Leben keinen Halt mehr, denn auch ich stehe abseits. 
Absender Hartmann, Berlin-Steglitz, Siemensstraße 78 ° ," (die Wohnung ihres Ehemannes). 

Da der Vater nicht mehr auffindbar war, wurde Eugen Epstein trotz Konfirmation und amtlicher 
Beglaubigung „evangelisch" nach dem Gesetz vom 15. September 1935 zum Juden. 
Bei der Hirsch Kupfer- und Messingwerke AG arbeitete Eugen Epstein in der Abteilung Ofenbau 
und in der Versuchsabteilung. Am 5. 9. 1934 wurde er in die Versandabteilung umgesetzt. Seine 
Entlassung am 15. 12. 1938 traf den Jungverheirateten hart. Das ausgestellte Zeugnis bestätigte ihm: 
"Fleiß und Zuverlässigkeit waren Eigenschaften, die wir an Herrn Epstein schlitzten; seine Führung war 
stets einwandfrei. Wir geben dieses Zeugnis bei der heute erfolgten Entlassung." 
Nach seiner Entlassung bewarb er sich wohl um eine neue Arbeitsstelle, was der bereits zitierte Le-

benslauf vom 3. April 1939 vermuten läßt. Im September des Jahres beschlagnahmte man das Rund-
funkgerät des Ehepaars. Am 8. 11. 39 erhielten sie von der Geheimen Staatspolizei (Gestapo), Staats-

polizeistelle Potsdam folgendes Schreiben: 
"Der am 23. 9. 39 beschlagnahmte Rundfunkapparat Telefunken 40 W, wird entschädigungslos eingezogen." 

<I *ha Logo etentepalizei 

Staatspolizeietelle Potsdam 

Potsdam, den 8.11. 1939. PnA.:Arendt 

74Nr. 5139/39 /I B o. 

Der am . 2.5'9'39 
Teletzinken . dZo w•, 

fankapparst ..... . . • 
• • • • 

 . beschlagnahmte Rund— 

• . • • . • • • • 
Wird entschädigungslos eingezogen. 

Geheime Staatspolizei 
Staatspolizeistelle Potedan. 
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Eugen Epstein hatte bei seiner Arbeitssuche Glück und wurde von der Firma Friedrich Wegner, Rohr-
biegerei und Schweißerei in der Wilhelmstraße 21-22 eingestellt. 
Seine Entlassung fiel in das Jahr, in dem Eberswalde als „judenfrei" deklariert werden sollte. Er er-
hielt ein Zeugnis: 

„Der Schlosser Eugen, Israel, Epstein geb. 15. 3. 1908 in Charlottenburg war vom 6. 12. 1940 bis 11. 4. 1942 in 
meinem Betrieb als Schlosser und Expedient in meiner Abteilung Versand tätig. Fleiß und Führung waren gut. 
Der Austritt erfolgte heute ordnungsgemäß. 

Friedrich Wegner 
Rohrbiegerei 
Eberswalde 
gez. Fr. Wegner" 

Mit diesem Zeugnis fuhr wahrscheinlich Eugen nach Lichterfelde, setzte sich an den Schreibtisch 
seines Pflegevaters und schrieb einen Brief ohne Datum. Er ließ seine Frau gegenzeichnen. 
Am 13. 4. 1942 schrieb er nochmals die Worte „ Weh, weh das wir für immer scheiden müssen 
Nochmals deine immer an Dich denkenden Kinder Eugen, Margot". 
Sie schrieben auf den Briefumschlag „Montag d. 13. 4. 1942 

Für Vater" 

und verließen mit wenigen Habseligkeiten ihre Wohnung. Davor hatten sie alle Bedingungen, die in den 
„Hinweisen fürAuswandernde von der Bezirksstelle Brandenburg-Pommern der Reichsvereinigung der 
Juden in Deutschland", Berlin-Charlottenburg vom 1. 4. 1942 enthalten waren, geregelt. Den zur Depor-
tation Bestimmten war sogar das Gewicht des Gepäcks vorgeschrieben, ebenso die zur Mitnahme er-
laubten Gegenstände. Die bis zu 50 kg insgesamt erlaubten Gepäckstücke mußten einzeln gekennzeich-
net werden in vorgegebener Farbe mit Namen, bisheriger Anschrift und Transportnummer, „die den 
Auswanderern noch bekanntgegeben wird". 

Der Abschiedsbrief des jungen Ehepaares Epstein wurde HerrnAugust Förste am 21. 4. 1942 zugeschickt: 
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„Lichterfelde, d. 
Ich saß an Deinem Schreibtisch still und stumm die Tränen rannten mir von meinen Wangen, jedoch es half 
mir alles nichts die Stunde nahte u. wir mußten uns trennen. Es war nun mein zweiter Vater von dein ich 
mich trennen mußte, welches mir sehr, sehr schwer wurde. Lieber, lieber guter Vater ich habe des öfteren un-
recht getan ich bin Dir öfter schroff und dumm entgegen gekommen, dieses hat man manchmal rein aus Ver-
zweiflung getan, nun bitte ich Dich sehr mir alles zu verzeihen, Du hast sehr viel an uns getan und dafür 
sind wir Dir auch immer noch Dank schuldig, aber wir können es Dir leider nicht mehr danken da unsere 
Stunde nun geschlagen hatte wo wir uns für immer trennen müssen. Wenn Du diese Zeilen findest werden 
wir beide wohl nicht mehr unter den Lebenden zu rechnen sein. So nun lieber Vater nun sage Dir für Deine 
Güte die Du für uns beiden getan hast auf diesem Wege meinen recht Herzlichen Dank ich wollte Dir alles 
sagen aber es war mir zu schwer zu mute nun habe es hier auf diesen Zettel geschrieben. Sollten wir nicht 
mehr am Leben sein, so gedenke auch unser in weiter, weiter fremder Erde. 
Nun Schluß als herzlichen letzten Gruß Deine immer an Dich denkenden Kinder 

Eugen u. Margot” 
Mit Bleistift ist noch nachgetragen: „Unseren Schafbock nicht gleich schlachten wenn wir fort sind viel-

leicht bekomme ich ihn noch zu sehen." 

Dieser Brief wurde, nicht wie es die Absicht war, auf den Tisch gelegt, sondern in der Aufregung 
wahrscheinlich eingesteckt und mitgenommen. So wissen wir heute, daß das Ehepaar Epstein nach 
Berlin in das Sammellager Gr. Hamburger Straße zum Weitertransport nach Warschau gebracht 

wurde. 
Der Absender des Briefes war „Berlin-Charlottenburg, Kantstraße 159, Abt. Fürsorge Loo/B." und 
mit dem von dort abgesandten Brief kam folgendes Schreiben an August Förste: 

„Betrifft: Epstein, Lichterfelde. 
Ihr Pflegesohn, Herr Epstein und dessen Frau haben uns gebeten, Ihnen noch viele Grüße mitzuteilen. Es 
ging ihnen in Berlin gut. Sie waren tapfer und gefaßt und hoffen auch in der Fremde ihren Weg zu finden. 

Mit vorzüglicher Hochachtung" 

In dem Briefumschlag befand sich noch auf einem Blatt aus einem Notizblock folgender mit Blei-
stift geschriebener Text: 
„Lieber Vater! Schreibe auch an Harry vergesse unser liebes Muttchen nicht dieses macht mir noch am mei-
sten Sorgen. Bringe auf das Grab öfter Blumen hin. Denke auch an unser Vieh Ziegen, Schaf, Kaninchen und 
auch unsern Peter, auch meine Bäume laß nicht eingehen. Es fällt mir sehr, sehr schwer mich von allem zu 
trennen aber leider ist uns dieses nicht vergönnt uns über dieses alles sich zu freuen. 
Nun mit Gott u. laß kommen was will, die Hauptsache ist das Sie uns beide zusammen lassen tun sie dieses 
nicht, so bin ich nicht mehr am Leben. Also lieber guter Vater bleibe schön gesund und denke immer an Deine 
in weiter, weiter Ferne weilenden Kinder. 

Eugen und Margot 
Montag Lichterfelde d. 13. 4. 1942" 

Der hier erwähnte Harry war der Bruder von Margot Epstein, der in Mauritius lebte. Von dort sand-
te er noch am 2. 7. 42 eine Nachricht über das Rote Kreuz/Genf an seine Schwester. 

Die erste Karte von Margot kam dann am 29. 4. 1942 aus Warschau mit dem Absender: „Hilfskom-
mitee der Flüchtlinge, Warschau, Gartenstraße Nr. 27, Saal 7." Sie schrieb, daß es ihr gut ginge, aber 
„Eugen ist nicht mehr in Warschau, derselbe ist wo anders zur Arbeit hingekommen, wie lange er fort bleibt 
weiß ich nicht." Es folgte die Bitte um ein Päckchen, dieses dürfe nur 4 Pfund wiegen. „Eugen wird 
wohl an Dich schreiben . . . Schreibe bald, lege bitte auch ein Bild von Eugen bei ich habe keins." 
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August Förste schickte per Einschreiben am 5. 6. und 9. 6. 1942 wunschgemäß je ein Päckchen Nr. 
933/949 nach Warschau. Am 18. 6. 1942 erhielt er eine Bescheinigung aus dem Generalgouverne-
ment, Zollamt Post Warschau: 

„Ich fertigte heute das Paket Nr.949 Aufgabeort: Lichterfelde, Absender: Unbekannt, Empfänger Margot Sara 
Epstein Warschau Gartenstr. 27. Ich beschlagnahmte nur einen Teil des Paketes und zwar 0,150 kg Schmalz; 
0,200 kg Speck, da es sich um eine ausfuhrverbotene Ware handelte." 
Margot schrieb wieder am 6. 8. 42, der Briefinhalt ist erschütternd. August Förste schickte darauf 
am 24. 8. 42 ein Päckchen nach Warschau, um die Not zu lindern. Eine Bestätigung hierfür war in 
den Briefen nicht zu finden. 

Um die Weihnachtszeit kamen kurz hintereinander zwei Briefe von Margot mit sehnsuchtsvollem 
Inhalt, - Erinnerungen an Weihnachten 1941 und an Eugen. Von Eugen Epstein kam keine Nach-
richt mehr. 

Der Brief Margots vom 22. 12. 42 war gleich an vier Angehörige und Bekannte gerichtet. Sie schil-
dert darin, wie sie bei großer Kälte hart arbeiten muß, z. B. schwere Zementplatten abladen ohne 
Handschuhe und bittet, doch welche zu schicken. Zum Weihnachtsfest hatte sie von der Firma ge-

gen Bezahlung einige Pfund Kartoffeln und andere Lebensmittel erhalten. Bei der Arbeit in der Kälte 
hatte sie sich auch eine Nierenbeckenentzündung zugezogen, war im Krankenhaus und mußte nun 
wieder arbeiten. Die Klage über die wenige Post, den immer größer werdenden Hunger und Verschleiß 
ihrer Bekleidung wurde immer eindringlicher. Die Sorge um Eugen und seinen Verbleib stand in jedem 
Brief. Die Fragen „Hat er geschrieben?" oder „Habt ihr geschrieben?" sind immer enthalten. 
Der Brief vom 29. 01. 1943 ließ darauf schließen, daß sich die Lage Margot Epsteins drastisch ver-
schlechtert hatte. Sie schrieb, daß sie „auf dem Bauplatz zusammengebrochen sei, so das mich der Arzt 
sofort nach hause schickte, nun liege ich schon wieder 2 Tage zu Bett. Nun lieber Pappa wollte ich anfragen, 
ob Du mich wirklich ganz vergessen hast in dieser großen Not u. Elend? Oder willst Du nicht mehr an mich 
schreiben? Ich verstehe Dich wirklich nicht, wir haben uns doch in der guten Zeit gut verstanden u. nun wo 
ich allein da stehe u. ich alles schwere allein tragen muß so willst Du mich auch noch verlassen? Du kannst 
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Dir kein Begriff von diesem allen hier machen u. ich darf Dir auch nicht alles schreiben. Hast Du mich doch 

vergessen? . . . 
Also lebe wohl. Viele recht herzliche Grüße sendet Dir Deine hungernde u. frierende Tochter Margot" 
Ein Nachtrag heißt: „. .. aber es soll der letzte sein, wenn ich keine Antwort bekonime . . . Also Schluß nun 

werde ich 8-14 Tage warten." 
Sie konnte sich wahrscheinlich keine Vorstellungen machen, in welcher Lage sich August Förste 
befand. Kontakt mit Juden hatte die Einlieferung ins KZ zur Folge. Paketsendungen konnte er nur 
ohne Angabe seiner Anschrift mit einer Deckadresse aufgeben. Die erschütternden Briefe Margots 
bereiteten August Förste seelische Qualen, wie er später sagte. 
Da immer noch keine Post von ihrem Schwiegervater kam, schrieb Margot am 1. März 1943 an Frau 

Erna Klokow in Lichterfelde, Eberswalder Str. 8: 
„Hat Vater meinen Brief erhalten? Schicke nichts mehr an die Firma sondern an die Frau. (Gemeint war die 
Absenderin, eine Frau Erna Sägebarth Warschau 28, d. V.) . . . Wo liegt der Beibussee? Wir werden wohl von 
hier fort kommen aber wann ist eine Frage der Zeit." 
Immer wieder die Bitte nach Lebensmitteln, z. B. Marmelade, Zucker, Gries, Mehl usw.. Da diese 
nur auf Karten zu bekommen waren, bestand die Gefahr der Beschlagnahmung. In diesem Brief 
waren auch einige Sätze an den „Lieben Papa" gerichtet, denn sie befanden sich in dem Nachlaß. 

Am 18. 3. 43 gab August Förste wieder ein Einschreibepaket auf. Dem Postmann Knieling war das 
Schicksal der Familie Epstein bekannt, da sich ja alle in dem kleinen Ort Lichterfelde kannten. Ob 
dieses Päckchen Margot erreicht hat, ist nicht bekannt. Am 24. 4. 43 kamen Ostergrüße von Margot 
aus Warschau, in denen sie an das Osterfest 1942 erinnerte. Sie teilte folgende neue Anschrift mit: 

„bitte an Firma Wiso Dorfstraße 1 in Warschau an die Arbeiterin M. Epstein". 
Es folgte eine lange Wunschliste an Bekleidungsstücken, Als Absender gib ein Stempel, lege aber im 
Paket kein Brief bei vielleicht nur einen Zettel . . . Wie es hier in Warschau jetzt zu geht kann ich Dir gar 
nicht berichten. Wenn Du lange keine Nachricht mehr von mir erhältst, so wundere Dich nicht, so liegen wir 
in kühler u. fremder Erde. Hier lebt man jede Stunde in Angst u. bangen, aber solange ich noch lebe, werde 
ich schon Dir immer Nachricht zu kommen lassen." 
An manchen Stellen des Briefes sind Zusammenhänge verschwommen. In dem Briefumschlag war 
ein kleiner Zettel auf dem 15 Lebensmittel und 16 andere Dinge aufgeschrieben sind, allemAnschein 
nach ein Wunschzettel. „Aber bitte nichts besonderes zu schicken da es dort aufgemacht wird Lebensmittel 
lassen sie drin. Schickt mir bitte 1. Pappa wenn es geht hier her p. Anweisung 5-10 M. bitte bitte Hunger tut 

weh." 
Hier endete dieser Brief abrupt. 

Der letzte Brief aus Warschau trägt das Datum Sonnabend, d. 3. 5. 43. Der Inhalt ist erschütternd: 
„Lieber Pappa! Hoffentlich bist Du gesund, von mir kann Dir nichts besonderes mitteilen. Hast Du meinen 
Brief erhalten? Für hier ist Postsperre bitte hier nichts herschicken. Hier war wieder große Aufregung nun 
ich kann Dir leider nicht viel berichten nur eins kann Dir schreiben, das das Getto schon einige Tage brennt 
es ist furchtbar . . . Ich hätte nie gedacht das man um eine Scheibe Brot betteln muß u. nachher noch dafür 
Handküsse gibt aus Dankbarkeit, ja ja lieber Pappa Hunger tut bitter weh .. Heute . . . hat man draußen 
Essen gekocht, es gab Spinat mit Wasser nun haben wir bis Sonntag Mittag nichts zu essen am Sonntag wird 
gearbeitet . . . Es sind wieder 100 Leute gekommen lauter Männer, von dort wo die herkommen es heißt Um-
schlagplatz, dort haben die Leute die Geld hatten für eine Flasche Wasser fünfhundert Zloty gegeben da sie 
großen Durst hatten für Geld kann man hier Menschenleben retten. Ich bin noch einmal gut davon gekom-
men u. kann den lieben Gott nicht genug dafür danken, sonst wäre ich heute nicht mehr einigen Frauen ist es 
so gegangen - - - ich kann Dir darüber nicht näher schreiben." 
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In dem nachfolgenden Teil des Briefes geht es um Eugen Epstein. Ein anderer Mann hätte von sei-

nem Sohn Nachricht aus dem Lager erhalten, er solle es mit einer Rückantwortkarte versuchen. Dies 
hatte aber August Förste schon einige Male ohne Erfolg versucht. 
Am 9. 6. 1943 kam noch eine Postkarte mit Pfingstgrüßen: 
„Hast Du meinen Brief mit Nummer erhalten? . . . Nun will schließen verlebt die Feiertage recht gemütlich 
u. denkt an uns. Viele Grüße sendet Euch allen 

Eure Margot" 

Hier war die überwachende Hand deutlich zu erkennen, die Karte enthielt keine Klagen und Bitten, 
nur noch einen Gruß an Losers. Gestempelt war sie : Warschau C 2. 

Das war die letzte Nachricht, die August Förste von seiner Pflegetochter erhielt, Eugen hatte ja 
nie ein Lebenszeichen gegeben. So konnte August Förste bis an sein Lebensende immer nur an 
seine Kinder denken, so wie sie es in ihrem Abschiedsbrief geschrieben hatten: „Sollten wir nicht 
mehr am Leben sein, so gedenke auch unser in weiter, weiter fremder Erde." Welche fremde Erde dies 
ist, hat August Förste nicht ermitteln können. 

Eine Postkarte vom 19. Juni 43 von Cäcilie Zander Theresienstadt versehen mit dem Stempel „Rückant-
wort nur über die Reichsvereinigung der Juden in Deutschland Berlin-Charlottenburg 2 Kantstr. 153" 
läßt vermuten, daß Margot Epstein noch nach Theresienstadt deportiert wurde und dort umkam. 

Gleich nach Beendigung des Krieges nahmen Erna Klockow und August Förste die Suche nach dem 
Verbleib Eugen Förstes wieder auf. Der Bürgermeister von Lichterfelde stellte ihm die damals übli-
che Bescheinigung am 2. Juli 1945 aus: 

„Frau Erna Klockow und August Förste, beide wohnhaft und beschäftigt in Lichterfelde, sind auf dem Wege 
nach Berlin, und zurück, um sich nach dein Verbleib des angeblich nach Polen verschleppten jüdischen Pfle-
gesohn Eugen Epstein zu erkundigen." 

In Berlin-Charlottenburg wurde auf dem Standesamt folgende Urkunde ausgestellt: 
„Zur Urkundenbestellung vom 13. 10. 1947. Nach dem Namensverzeichnis - der Geburtsanzeige - kann je-
doch bescheinigt werden, daß die Geburt des Eugen Ferdinand Karl Epstein geb. im März 1908, Beim Stan-
desamt Berlin-Charlotteburg 11 von Groß-Berlin, unter Nr. 497/1908 beurkundet ist." 

Trotz aller Bemühungen, es liegen noch im Nachlaß die Anschriften Kaiser Wilhelmstr. 22, Zimmer 
28, Parochialstr. Ecke Judenstr., Bezirksamt Müllerstr., Frankschestr. 2, Hauptausschuß für Antifa-
schisten und Sozialamt Neue Schönhauserstr. 3 vor, hatten Erna Klockow und August Förste kei-
nen Erfolg. 

Auf Verlangen August Förstes wurde die damals versiegelte Wohnung der Familie Epstein geöff-
net. Das „Verzeichnis der in der Wohnung, die polizeilich versiegelt war, des evakuierten Juden Epstein Lich-
terfelde vorgefundenen Sachen" enthielt 21 Positionen. Der ermittelte Wert wurde mit 280,00 Rm aus-
gewiesen. Die Liste hatte folgenden Nachsatz: „Ein ungebrauchtes D. Motorrad Baujahr 1928 wird 
nach Rücksprache mit dem Herrn Amtsleiter unentgeldlich dem Stiefvater des Epstein, August Förste 
überlassen. Bad Freienwalde 10 den 25. Juli 46, Steffe Obersteuersekretär und Freitag Steuersekretär." 
Am 29. 10.47 erhielt August Förste vom Kreisausschuß Bad Freienwalde die Anerkennung als „Op-
fer des Faschismus", womit eine Elternrente von monatl. 120,00 M verbunden war. 
Im Nachlaß ist auch eine Liste der von den Nationalsozialisten beschlagnahmten Wertgegenstände. 
August Förste gab die Suche nach seinem Pflegesohn Zeit seines Lebens nicht auf. Am 3. Januar 
1952 schrieb er den Ablauf des Geschehens um das Leben Eugen Epstein auf, (leider fehlen die er-
sten beiden Seiten der Niederschrift). 

Frau Erna Klockow unternahm am 10. 09. 1962 letztmalig einen Versuch beim „ Deutschen Roten 
Kreuz", DDR-Suchdienst-Berlin W 8, Mauerstraße 53, um den Verbleib oder die Ruhestätte von Eugen 
und Margot Epstein ausfindig zu machen, - ohne Erfolg. 
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Endstation Theresienstadt - 
Die Finower Familie Looser und das Eberswalder Ehepaar Goldschmidt 

Theresienstadt war auch für viele Eberswalder Juden die Endstation ihres Leidensweges. Er führte 
über die Sammelplätze Eberswalder Marktplatz oder das ehemalige Ziegeleigut Polenzwerder nach 
Berlin zur Verladerampe des Anhalter Bahnhofs oder nach Lichtenberg. Die mit Menschen gefüll-
ten Güterwagen wurden an die vorgesehenen fahrplanmäßigen Züge angekoppelt und erreichten 
so das Ziel, das ghettoähnlich angelegte Lager Theresienstadt. 
Eine berüchtigte Sammelstelle in Berlin war die „Große Hamburger Straße". Dort wurden die Trans-
porte für die Deportationen zusammengestellt. Für einen dieser Transporte war auch der Sohn des 
Finower Kaufmanns Paul Looser, Arnold, mitverantwortlich. Auf dem Weg zum Anhalter Bahnhof 
waren mehrere Juden geflohen. Als die Wachmannschaft dieses beim Zählappell auf der Verlade-
rampe merkte, wurde die gleiche Anzahl von verantwortlichen Begleitern, darunter auch Arnold, 
auf der Stelle als Geiseln erschossen. 

Seine Mutter, Klara, brach 

im selben Jahr (1942) see- 

Arnold Looser 

lisch zusammen und Arendt PrA.: 

starb. Sein Vater Paul und 
seine Schwester Regina 
mit ihrem Mann Martin 
Moses waren schon nach 
Theresienstadt gebracht 
worden. Paul (genannt 
„Pinkus") Looser schrieb 
am 5. November 1943 auf 
einer Postkarte: 
„. Jetzt wird sich bald 
zum ersten Mal der Tag jäh-
ren, wo unsere geliebte gute 
Mama und unser unvergeß-
licher Arnold uns verlassen 
haben, wir wollen ihrer in 
Liebe gedenken". 
Regina und Martin Mo-
ses überlebten. Paul 
Looser hat die Qualen 
und Entbehrungen des 
Lagers nicht überlebt. In 
seiner Post erwähnte er 
den Namen Weiselbaum 
und auch das Ehepaar 
Goldschmidt, das er oft getroffen und auch gesprochen habe. 
Das Ehepaar Goldschmidt verzog 1939 nach Berlin-Wilmersdorf in die Güntzelstraße 63. Die „Gro-
ße Hamburger Straße" war für die Goldschmidts ebenfalls der Ausgangspunkt ihres leidvollen Weges 
nach Theresienstadt. 
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Klara und Paul Looser 
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Der Kaufmann Salomon Goldschmidt und seine Ehefrau Emma, geborene Aaron sind vielen alten 
Eberswaldern noch bekannt als sehr sozial eingestellte Geschäftsleute. Salomon Goldschmidt wur-
de am 4. März 1874 in der damals deutschen Stadt Posen geboren. Sein Vater war der Kürschner-
meister Gustav Goldschmidt. Seine Mutter, geb. Prochownick lebte bis zu ihrem Tode hier in Ebers-

walde. Sie starb 1926 im Alter von 79 Jahren, ihr Grabstein ist auf dem jüdischen Friedhof an der 
Freienwalder Straße erhalten geblieben. 

Salomon besuchte in seiner Heimatstadt die Schule bis zum Abschluß des Einjährigen. Danach schloß 
er eine kaufmännische Lehre mit Erfolg ab. Im Jahre 1901 kam der junge jüdische Kaufmann nach 

Eberswalde. Er eröffnete seinen ersten kleinen Weißwarenladen in der Breiten Straße Nr. 28, in un-
mittelbarer Nähe des Marktes. Zwei Jahre später nannte er ihn (laut Adreßbuch) schon Warenhaus. 
Die Eigentümer des Hauses Lumpe und Schiele, bekannte und angesehene Bürger der Stadt, brach-
ten dem wendigen und ideenreichen jungen Mann großes Vertrauen entgegen. Die Geschäftsräume 
wurden für das sich ständig erweiternde Warenangebot zu klein. Auf der Suche nach einem größe-
ren Laden fand Salomon diesen in der gleichen Straße an der Ecke neben dem Löwenbrunnen. Es 
blieb nicht bei diesem Umzug, schon 1908 steht die neue Adresse Kirchstraße 19, ein wiederum grö-
ßerer Eckladen mit 4 Schaufenstern. Seit 1910 wird Goldschmidt auch als Eigentümer des Grund-
stückes Kirchstraße 20 genannt. 

Im Preußischen Stadt- und Landboten vom 17. März 1911 ist eine ganzseitigeAnzeige zu seiner letzten 
großen Geschäftseröffnung zu finden. 

Es war eins der schönsten und größten Geschäfte der Innenstadt geworden. Er war damals 37 Jahre 
alt, 27 Jahre lang betrieb er auch mit seiner Ehefrau Emma dieses Kaufhaus. Alle seine Angestellten 
waren langjährig bei ihm tätig. Die letzte Direktrice, Clara v. Thiessen verließ erst nach der sog. 
Arisierung das Geschäft. 
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1 1 Motto, 
Du alte Glücx 

neuen !loh, 

Nach Fertigstellung verlege ich 
mein. Gesnhä ft, näch 

Morgen 
Ilemolitigung 

;<.:1 u rzwei:7 

gerii guengliket. 

Sonnabend, den 18. März, früh 7' 

Eröffnung 
2 Uhr 

meines neuerbauten Geschäftslokales 
Meinen verehrten Kunden und Freunden sage ich hiermit 

meinen herzlichsten Dank für das mir bis heute bewiesene 

Vertrauen und Wohlwollen, Es wird mein festes Bestreben 

bleiben durch strengste Redlichkeit mein Geschäft weiter aus. 

zubauen, und soll es mich sehr freuen, alle lieben Kunden 

in den neuen Räumen recht bald begrüssen zu können. 

Alles Uebrige sagen meine Schaufenster! 

S. Goldschmidt, 
Manufaktur-, Kurz-, Weiß-, Wolhvaren, Putz, Konfektion, 

Kreuzstraße, Ecke Kirchstraße 
(vis-ä-vis meines bisherigen Geschäftslokales). 

KrA.: Pr. St. L. B. 
17.3.1911 

117 



Das Kaufmannsehepaar blieb kinderlos, kümmerte sich aber sehr um die Kinder des bereits ver-
storbenen älteren Bruders von Salomon. Emma Goldschmidt war aktiv im „Vaterländischen Frau-
enverein" tätig, der unter Leitung von Frau Dr. Römer auch ein Waisenhaus in der damaligen Do-
nopstraße (heute Kinderheim in der Erich-Mühsam-Straße) betrieb. Frau Goldschmidt leistete hier 
uneigennützige Hilfe, natürlich auch in Form von Wäsche und Bekleidung für die Waisen. In glei-
cher Form wurden auch das „Rote Kreuz", die Arbeiterwohlfahrt und andere soziale Vereine und 
Einrichtungen bedacht. So erhielten die Straßenbahner zu Beginn des Winters jährlich kostenlos 
warme Unterwäsche. Mit ihren Spenden versuchten die Goldschmidts die oft reichlich auftreten-
den Notstände in der Stadt zu lindern. Durch ihre Hilfsbereitschaft und Ehrlichkeit erwarben sie 
sich unter den Bürgern der Stadt hohe Anerkennung. 

Einige innige Freundschaft durch die Zusammenarbeit im Vaterländischen Frauenverein verband 
Frau Goldschmidt mit der Frau des Pastors Fronnholz. Sie unternahmen auch gemeinsame Reisen. 
Salomon Goldschmidt liebte die deutsche klassische Literatur und Philosophie. Er besaß eine aus-
gewählte umfangreiche Bibliothek, gehörte zu den Repräsentanten der Eberswalder 
Synagogen=Gemeinde und war Vorsitzender des „Vereins für jüdische Geschichte und Literatur". 
Die turnusgemäßen Vorträge, die der Verein veranstaltete, waren immer gut besucht. Diese Veran-
staltungen bereicherten das kulturelle Leben der Stadt außerordentlich. Die Auswahl der Themen über-
nahm der Vorsitzende selbst, dabei war sein umfangreiches Wissen eine unerschöpfliche Quelle. 
Ein eindrucksvolles Bild hinterläßt das Kapitel „ In Memoriam Emma und Salomon Goldschmidt - 
Eine deutsche, jüdische Familie" aus dem 1983 in Jerusalem herausgegebenen Buch von Dr. Puah 
Menczel „Leben und Wirken". Hier einige Auszüge: 
„. . . Durch die Vermittlung der Psychiaterin, Frau Frieda Reichmann, mit der Sozialfürsorge-Zentrale für 
jüdische Kinder in Berlin, bekam ich den Auftrag, zwanzig Flüchtlingskinder zu betreuen. Die jüdische Ge-
meinde in Eberswalde, ein kleines Städtchen in der Nähe von Berlin, war bereit, diese Kinder im Laufe von 
vier Wochen aufzunehmen und für ihre Erholung zu sorgen. 
Die meiner Obhut anvertrauten Kinder traf ich an der Bahnstation. Als ich hinkam, warteten sie, 20 Knaben 
und Mädchen, im Alter von 6-12 fahren, aus Polen und der Ukraine . . . Mein Herz schlug schnell beim 
Anblick der Kinder, sie waren mir fremd und auch ich war ihnen fremd. Aber ich ging schnell daran, Kontakt 
zu finden, lernte ihre Namen und versuchte mit allen Mitteln ihre Herzen zu erfreuen. Nach einstündiger 
Fahrt gelangten wir nach Eberswalde, erwartet von einigen Vertretern der Jüdischen Gemeinde, Erwachsene 
und auch einige Jugendliche, und wir wurden in die Synagoge geführt. Im oberen Stockwerk der Synagoge 
war unsere Wohnecke vorbereitet, kleine Bettstätten für Kinder, ein Bett für mich und einige Gebrauchsge-
genstände. 
Das Programm schon auf den ersten Blick ganz einfach: am Morgen bekommen wir, was wir zum Frühstück 
brauchen, dann gehen wir mit den Kindern in die Wälder, von denen Eberswalde umgeben ist, mittags sind 
die Kinder zum Essen eingeladen, ein jedes Kind bei einer anderen Familie - im Ganzen gab es im Städtchen 
ca. 50 jüdische Familien. Nachmittags versammelten sich die Kinder wieder im Synagogenhaus, ruhen und 
nachher ziehen wir wieder in den Wald und kehren erst zum Abendessen nach Hause zurück. 
Ich fühle vom Anfang an die Last der großen Verantwortung, die mir auferlegt wurde, vier Wochen lang für 
die physische und seelische Erholung der Kinder zu sorgen . . . Häufig in den Nächten erwachten sie mit 
Schreien und Weinen - alle waren Kriegsflüchtlinge, verwaist von Mutter oder Vater. Es war für mich kein 
leichtes und einfaches Erlebnis. 
Eine weitere Erfahrung war für mich, die 50 jüdischen Familien kennen zu lernen, die durch Generationen in 
diesem Städtchen wohnten. In der Mehrzahl waren es kleine Kaufleute, die den Bedarf der Einwohner besorg-
ten. Das von Wäldern umgebene Eberswalde war Zentrum der Dörfer ringsum und war auch der Sitz einer 
Land- und Forstwirtschaftlichen Akademie. 
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Emma und 
Salomon Goldschmidt 

PrA.: Arendt 
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Die Familie, der ich zugewiesen wurde, war ein kinderloses Paar älterer Menschen. Beide gehörten zu den 
Häuptern der Gemeinde. Salomon Goldschmidt war auch Mitglied der Bnei-Brith in Berlin; Emma Gold-
schmidt nahm regen Anteil an der Sozialarbeit im Städtchen, sie war ein aktives Mitglied des „ Vaterländi-
schen Frauenvereins". Beide waren angesehen und ihre auserlesenen Charakterzüge anerkannt. Das Studen-
tenmädchen aus Eretz-Jisrael erweckte das Interesse dieses wunderbaren Ehepaares . . .- Das Verhältnis der 
jüdischen Gemeinde zur einheimischen Bevölkerung war im allgemeinen gut, und dennoch mußte ich selbst 
eine andere Erfahrung machen, und dieses bereits im Jahre 1924. 

Im Sommer 1924 kehrte ich mit einer weiteren Gruppe jüdischer Kinder, für vier Wochen und demselben 
Auftrag, wie im Vorjahr, nach Eberswalde zurück. Nach Beendigung dieser Zeit, erkärte ich mich bereit, im 
Sinne meiner Gastgeber, Herr und Frau Goldschmidt, bei denen ich wohnte, freiwillig eine Arbeit im Säug-
lingsheim des „ Vaterländischen Frauenvereins" zu übernehmen. Es war die Aufgabe, im Laufe eines Monats 
in diesem Heim den Studenten der Forst-Akademie von Eberswalde einen Mittagstisch zu bieten, als Spende 
des Frauenvereins. Wir waren einige Mädchen, die freiwilligen Dienst in der Küche verrichteten, und ich, die 
Jüdin aus Eretz-Jisrael unter ihnen, und da geschah es einmal, als wir das Essen den Studenten vorsetzten, 
daß einer von ihnen -und das war im Jahre 1924! - ausrief: „ich will nicht von einem Judenmädel das Essen 
vorgesetzt bekommen". 
Das waren die ersten typischen Anzeichen des Nazismus, wie sie sich meine Gastgeber und die guten Damen 
vom Frauenverein nicht träumen ließen. Sie haben sich wohl darüber aufgeregt, aber hatten zu dieser Zeit 
noch keine Vorahnung des großen Unglücks, daß sich noch ereignen sollte . . . Meine Freundschaft mit dem 
Paar Goldschmidt dauerte an und wurde zu einer engen Verbundenheit, auch zu einer späteren Zeit, als wir 
beide, ich und mein Lebensgenosse Josef, an die Universität Berlin kamen und eine Arbeit an der Berliner 
jüdischen Grundschule annahmen. Sie pflegten, uns, zusammen mit jungen Leuten aus der jüdischen Ge-
meinde und deren Eltern, an Sonntagen zu Waldausflügen einzuladen. 
Aber nach 1933, als die Lebensgefahr für Juden immer größer wurde, gelang es trotzdem nicht, wenigstens 
unsere guten Freunde mit uns nach Eretz-Jisrael zu bringen. Mehr als einmal haben wir sie beschworen; Ihr 
habt doch keine Kinder, kommt mit uns, wir wollen Euch bei uns herzlich aufnehmen - aber sie konnten sich 
nicht vorstellen, ihre Treue zum Reich zu verleugnen. Alle unsere Bitten und Beschwörungen waren vergeb-
lich. Sie konnten nicht glauben, daß die Vernichtung auch sie erreichen könnte, sie, die mit nicht wenig Stolz 
beteuerten: unsere Brüder haben an der Frot gekämpft, in Treue für den Kaiser und das deutsche Vaterland. 
Das Schicksal der kleinen jüdischen Gemeinde von Eberswalde ist bekannt. Das Vermögen der Familien wur-
de geraubt, die Synagoge wurde in Brand gesteckt; nur Wenige, die Deutschland verließen, davon Einige, die 
nach Eretz-Jisrael kamen, blieben am Leben - alle Anderen endeten in den Konzentrationslagern und Ver-
brennungsöfen. 

Salomon und Emma Goldschmidt wurden nach Theresienstadt verschleppt, Emma wurde im Lager umge-
bracht, Salomon lebte noch einige Zeit weiter, erblindet, verhungert und herabgekommen. In den letzten 
Monaten seines Lebens wurde er mit Hilfe des Roten Kreuzes nach der Schweiz gebracht, aber starb dort in 
Einsamkeit und körperlicher Schwäche. Das war das Los dieser guten Menschen, nur weil sie Juden waren. 
So ging auch diese jüdische Gemeinde zu Grunde, es erlosch das Andenken an ihre Vergangenheit und ihr 
Lebenszentrum, die Synagoge. 

Diese Zeilen seien geweiht dem Andenken an die Seelen von Emma und Salomon Goldschmidt, dieser guten 
Juden, die da kinderlos hingingen. 

Bevor wir nach Eretz-Jisrael zurückkehrten, schenkten sie uns zwei Sabbat-Leuchter. 
Puah" 

Soweit die Pädagogin Dr. Puah Menczel aus Jerusalem über das Schicksal des Ehepaares Gold-
schmidt. Leider hat der Tod dieser Frau im Alter von 87 Jahren am 20. Februar 1991 die Feder aus 
der Hand genommen und somit unseren Briefwechsel beendet. 
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Einige Ergänzungen: 
Herr Wolfgang A. Lauterbach schreibt in einem Brief über das tragische Schicksal seines Groß-
onkels: „. . . Die Nazis hatten eine merkwürdige Rechtsauffassung: wenn ein Jude das Reichsgebiet verlas-
sen hatte, ob freiwillig oder nicht, konnte sein Vermögen ohne weiteres eingezogen werden. Trotzdem hatte 
mein Onkel vorher noch unter der Androhung der Trennung von seiner Frau sich mit dem Restvermögen in 
Theresienstadt in ein „Heim"einkaufen müssen." und weiter: „Im Winter 1944/45 passierte eine Merkwür-
digkeit: Heinrich Himmler, der oberste SS-Henker gab den Krieg verloren und versuchte sich bei schwedi-

schen und schweizerischen Verbindungsleuten anzubiedern. Hierfür gab er als Vorleistung seine Genehmi-
gung, zwei Rot-Kreuz-Züge aus der Schweiz zur Abholung Schwerkranker nach Theresienstadt und zurück 
fahren zu lassen. Dadurch kam mein Großonkel zunächst in die deutsche Schweiz, wo er sich einer monate-
langen Krankenhausbehandlung unterziehen mußte. 
Erst danach kam er nach Lugano, wo internationale jüdische Hilfsorganisationen das kleine Hotel Ber-
ner Hof als Altersheim angemietet hatten . . . Er verstarb dann am 30. Mai 1951." In einem anderen 
Brief heißt es: „S. Goldschmidts waren mit Feintuch eng befreundet. Soweit mir bekannt, hatte die inzwi-
schen ebenfalls verwitwete Frau Feintuch ihn nach Australien eingeladen, doch fühlte er sich aus gesundheit-
lichen Gründen weder physisch noch psychisch einer solchen Lebensänderung plus Reise gewachsen, welche 
per Schiff mindestens drei Wochen dauerte." 
Am 21. September 1949 schrieb Salomon Goldschmidt an seine Verwandten in den USA. Daraus 
einige Passagen: „Meine liebe Großnichte Werkstein, ich hoffe, daß Du weißt, daß ich der Bruder Deines 
Großvaters Neumann und der letzte der alten Generation, die fast 40 Jahre in Eberswalde nahe von Berlin 
lebte, bin. - Ich habe während des schrecklichen Krieges meine ganze Familie verloren, meine gute und schöne 
Frau Emma, meine Schwester Johanna Zivier, alle anderen Verwandten auch. Ich wurde im letzten Moment 
nach einer schweren Krankheit in der Schweiz gerettet und ich lebe für immer in einem Heim für alte Leute 
gleichen Alters hier in Lugano . . . und das Foto zeigt mich wie ich an meinem 75. Geburtstag in diesem Jahr 
aussah. - Du kannst sehen, daß ich ein Geschäftsmann war, der niemals dachte, daß es möglich sei, daß ich in 
meinen alten Tagen als Armer im Heim sein würde. - Ich hatte ein schönes Geschäft und ein großes Haus bis 

die Naziteufel alle Juden zu Bettlern machten - Du hast genug über die Schrecken in Euren Zeitungen gele-
sen. 
. . . mit besten Grüßen Euer alter Onkel Sally (genannt) aber geschrieben: 

Salomon Goldschmidt" 

In einem seiner letzten Briefe, vom 15. Januar 1950, gedenkt er an erster Stelle seiner Frau. Er schreibt: 
„. . Darf ich an meine seelensgute Frau, die allseitig geliebte Tante Emma erinnern! An die Harmonie meiner 
Idylle mit dem ganzen Zauber, die allein ihrem Tun und Handeln der geliebten Frau zueigen war! -" Noch eine 
für unsere Stadt sehr wichtige Feststellung: „... Aus Eberswalde bekam ich gerade Bericht, daß an der früheren 
lunkerstr. das Schild Salomon-Goldschmidt-Straße endgültig befestigt sei, damit mein Name dort unvergeßlich 
sei; Was sagen Sie bloß dazu? Das kommt mir weit überschätzt vor, ... es hat mir trotzdem eine Freude gemacht u. 
ich weiß die Triebfeder, die dankbare Kundschaft u. besonders das Personal. . . 

Old Uncle Salomon Goldschmidt" 

Frau Anna Rotzoll, geborene Bieck, arbeitete als junges Mädchen bei der Familie Siegmund Löwen-
thal (Pferdehändler) in der Weinbergstraße Nummer 2, später als Verkäuferin bei Salomon Gold-
schmidt. Ihre Tochter, heute Erika Höflich, erinnert sich noch sehr gut an die Zeit ihrer Jugend, als 
die Kontakte zu einzelnen jüdischen Bürgern bestanden. In guter Erinnerung hat sie die Jüdin „Tan-
te Nelly", richtig Nelly Hörn Sie schreibt in ihren Erinnerungen dazu: „. . . Frau Hörr war eine Freun-
din meiner Großmutter, einige Jahre jünger als Oma. Sie war in der Zimmerstraße Zeitschriftenausträgerin 
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und daher die Bekanntschaft und Freundschaft mit meiner Großmutter. Ich kannte sie nur in der Kindheit 
unter dem Namen: Tante Hörr u. später Tante Nelly. .. . Es war zwischen meinen Großeltern u. meinen El-
tern und ihr ein guter schriftlicher Kontakt vorhanden bis er, ich glaube es war 1943, dann abbrach. - Später-
hin, nach 1945, meldete sich dann Tante Nelly von allein wieder. Was war geschehen? 
Tante Nelly war Jüdin und als ihr Mann, der ein ,Arier' war, verstarb, wurde sie, die Jüdin, nach Theresien-
stadt deportiert." 

Die unvergeßlichen Eindrücke aus dem Lager Theresienstadt schrieb sie in Form eines Gedichtes 
oder Liedes nieder: 

Das Liedchen von Theresienstadt 

Wir sind hier 40 000 Menschen 
Nur Hoffnung leuchtet uns voran 
Hier hatten Pferde ihre Ställe, 
Das schlafen heute 60 Mann, 
Die Wangen eingefallen und mager, 
Von Sehnsucht wird man ja nicht fett, 
So liegt man Nachts auf seinem Lager 
Und träumt von einem Bett. 
Wie oft hat man den Schmerz verbissen, 
Beim Tag wenn hell die Sonne scheint, 
Wie oft hat es das Herz zerrissen, 
In Nächten wo man einsam weint. 
0, merk dir Bruder Kamerad 
Das Liedchen von Theresienstadt. 

Wir kämpfen um das nackte Leben 
Und jeder Tag bringt neue Not. 
Und Stolz den darf es hier nicht geben. 
Man bettelt um ein Stückchen Brot 
Früher hätte man das nicht machen dürfen, 
Die Suppe holen im Blechgeschirr, 
Und ohn Löffel gierig schlürfen. 
Hier heißt es friß oder krepier. 
Demaskierend zeigt sich das Elend, 
Im Antlitz jeder Kreatur, 
Verelend, quälend, oftmals stehlend 
Denn hier regiert die Ichnatur. 
0, merk dir Bruder Kamerad 
Das Liedchen von Theresienstadt 

Und wo wir wohnen ist's nicht helle, 
Wir waren viel, viel mehr an diesem Ort 
Und die wir nicht nach Polen verluden 
Die trugen wir im Sarge fort. 
Und in den Höfen der Kasernen, 
Da steh'n wir Abends sehnsuchtsbang 
Und blicken zu den ew'gen Sternen 
Und fühlen erst den Zwang 
Die Freiheit wohnt im Sternenraume 
Und nicht in dem Kasernenloch. 
Und Nachts da flüstern wir im Traume 
Wie lange noch wie lange noch 
Drum merk' dir Bruder Kamerad 
Das Liedchen von Theresienstadt 

IV. 
So leben wir im Ghetto hausend 
Das Schicksal hält uns alle fest. 
Wir Menschen hier wir 40 000 
Sind von Millionen noch der Rest. 
Wir haben Kummer, haben Sorgen 
Und viele Schmerzen haben wir noch 
So leben wir von Heut'auf Morgen, 
Wir leben aber schließlich doch. 
Man konnte uns gar vieles rauben, 
Das Schicksal hat uns hergeführt, 
Doch eins behielten wir den Glauben, 
Da es noch einmal besser wird. 
0, merk dir Bruder Kamerad 
Das Liedchen von Theresienstadt. 
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V. 
Und wird es einmal besser werden, 
hört Mühsal und Beschwerden auf, 
Wird wieder Frieden sein auf Erden, 
Dann singe ich mein Lied zu Haus. 
Doch will's das Schicksal anders haben 
Erlebe ich den Frieden nicht, 
Und werde ich auch hier begraben, 
Wird weiter leben mein Gedicht. 
Und wenn die Jahre dann entrinnen 
Für Euch voll sorgenlosem Glück, 
Dann soll't ihr manchmal Euch entsinnen 
Und denkt an jene Zeit zurück. 
Dann singe Bruder Kamerad 
Dein Liedchen von Theresienstadt. 

Mit meiner 1991 beendeten Niederschrift der Geschichte der Eberswalder Syna-
gogen=Gemeinde und der Einzelschicksale bekannter Eberswalder jüdischer Bürger habe 
ich den Wunsch der bisher unbekannt gebliebenen ehemaligen jüdischen Bürgerin, Nelly 
Hörr, genannt: Tante „Nelly", damals Zeitschriftenausträgerin in unserer Stadt und Überle-
bende von Theresienstadt, erfüllt. 
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ERKLÄRUNGEN JÜDISCHER BEGRIFFE 

Almemor (hebr. Bima): umgrenztes Podest in der Synagoge, meist in der Mitte des Raumes, von 
dort aus wird die Tora gelesen 

Aron hakodesch(Toraschrein): Schrank an der Ostwand der Synagoge, in dem die Torarollen auf-
bewahrt werden. 

Bima siehe Almemor 

Chanukkafest: Achttägiges Fest (meist im Dezember), das an die Aufstände der Makkabäer gegen 
die syrische Fremdherrschaft in Palästina sowie die Wiedereinweihung des geschändeten Jerusa-
lemer Tempels 165 v. u. Z. erinnert. 

Chasan (Kantor): Vorbeter in der Synagoge 

Davidstern (hebr. Magen David): sechszackiger Stern, bei vielen Völkern nachgewiesen; im Juden-
tum als offizielles Symbol zuerst im 17. Jhd. aus Prag bekannt; von den Nationalsozialisten wurde 
das Symbol den Juden als Ausgrenzungszeichen aufgezwungen. 

Hohe Feiertage: Zusammenfassende Bezeichnung für das Neujahrsfest (Rosch Haschana) und den 
Versöhnungstag (Jom Kippur) im Herbst. 

Jachin und Boas: Bezeichnung für zwei vermutlich freistehende Säulen in der Eingangshalle des 
Salomonischen Tempels, die als Motive in der religiösen jüdischen Kunst verbreitet sind 

Judentum: Erste monotheistische Religion, von der Christentum und Islam abhängig sind. Der jü-
dische Gott ist absolut einer, und er kann in keiner Weise bildlich dargestellt werden. Er ist Schöpfer 
und Lenker der Welt und hat in der Tora den Menschen Vorschriften gegeben, nach denen sie leben 
sollen. 

Kipa: Käppchen 

Koscher: tauglich, zur Verwendung geeignet bzw. zum Genuß erlaubt; so sind z. B. der Genuß von 
„unreinen" Tieren (z. B. Schwein), die gemeinsame Zubereitung von Milch- und Fleischprodukten 
und ihr gemeinsamer Verzehr nicht erlaubt. 

Kaftan: langes Obergewand der Männer 

Menora: siebenarmiger Leuchter, einst heiliger Gegenstand im Jerusalemer Tempel (nach der Zer-
störung des Tempels im Jahre 70 durch römische Truppen wurde die Menora erbeutet); Symbol des 
Judentums. 

Mesusa: Bezeichnung für eine am rechten Türpfosten von bewohnbaren Räumen angebrachte Kapsel, 
in die eine Pergamentrolle mit Abschnitten aus dem 5. Buch Moses eingeschlossen ist. 
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Mikwe: rituelles Tauchbad 

Mincha: Nachmittagsgebet; es kann ab 12.30 Uhr bis zum Beginn der Nacht verrichtet werden 

Ner Tamid: ursprünglich im Stiftszelt, dann im Jerusalemer Tempel ewiges, immerwährendes Licht; 
hängt in den Synagogen vor dem Toraschrank; vor dem 17. Jhd. literarisch nicht nachweisbar. 

Purim: Freudiger Gedenktag (im März oder April) an die Rettung der Juden in Persien, von der im 

biblischen Buch Ester berichtet wird. 

Rabbiner: Gelehrter der Gemeinde, dem neben der religiösen Erziehung auch richterliche Tätigkei-

ten obliegen, heute auch Prediger und Seelsorger. 

Sabbat: siebenter Tag der Woche, wöchentlicher Ruhetag mit striktem Arbeitsverbot, der bereits am 

Freitagabend beginnt. 

Schalom: ist die im modernen Hebräisch übliche Grußformel; meint Frieden, Wohlergehen, Heils-

ein 

Schawuot (Wochenfest): Zweitägiges Ernte- und Wallfahrtsfest im Frühsommer. 

Sukkot (Laubhüttenfest): Im Gedenken an die vierzigjährige Wüstenwanderung der Israeliten nach 
dem Auszug aus Ägypten sollen die Juden gemäß biblischer Vorschriften während des siebentägi-

gen Festes (im Herbst) in Laubhütten wohnen. 

Synagoge: Zentrum jüdischen Gemeindelebens, Ort der Versammlung, des Gebetes, des Lehrens 

und des Lernens. 

Tallit: Gebetsmantel (Tuch aus Wolle oder Seide mit sogenannten Schau fäden an den Ecken); wird 

heute von männlichen Personen über 13 Jahren zum Morgengebet angelegt. 

Talmud: neben der Bibel Hauptwerk des Judentums, aus vielhundert jähriger mündlicher Überlie-
ferung entstanden und auf den biblischen Vorschriften aufbauend. 

Tefillin: Gebetsriemen, die beim werktäglichen Morgengebet um den linken Arm und den Kopf 
gelegt werden. An den Riemen befindet sich eine Kapsel, die einige auf Pergament geschriebene 

Verse enthält. 

Torarolle: Für den gottesdienstlichen Gebrauch werden die fünf Bücher Mose (Tora) vom Schreiber 
(Sofer) auf eine Pergamentrolle geschrieben. Diese Torarollen werden, mit Geräten und Schmuck 
ausgestattet, im Aron hakodesch aufbewahrt. Im Verlauf eines Jahres, von Herbst zu Herbst, wer-
den die fünf Bücher Mose der Reihe nach vorgelesen. Unbrauchbar gewordene Torarollen werden 

bestattet. 
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TAFEL 1 

Wilhelm und Rebekka Kann mit Sohn Adolf, 1851 
Wilhelm Kann geb. 1816 in Eberswalde 

gest. 1876 in Potsdam 
Sohn der Eberswalder Kaufmannsfamilie Kann, Brautstraße F: Pr. A. Arendt 



TAFEL 2 

„Das Judengehdge" 
nach einer 
F. W. Schneider'schen 
Copie der Spezialkarte 
der Neustadt-Eberswalder 
Stadtforst, copirt von 
Gropius, 
Kgs: Landbaumeister, 
19. Dec. 1864 

KrA: Akte 607 

Jüdischer Friedhof 
an der 
Oderberger Straße, 
1993 

F: Mroß 
Rinnhofer 



TAFEL 3 „Hier ist begraben 
ein lauterer und aufrechter Mann, vollkommen 
in seinen Taten lebte er, es ist der geehrte Herr 
Zwi Hirsch Sohn des Herrn Schmuel, 
sein Andenken zum Segen, welcher verschied den 5. Kislev 
und begraben wurde am Vorabend des heiligen Schabbat des Jahres 
544 nach der kleinen Zählung. Der Ewige möge abwenden seinen 
Zorn von uns und von ganz 
Israel — damit es nicht sterbe für ewig. 
Seine Seele sei eingebunden in das Bündel des Lebens” 

Ältester erhaltener 
Grabstein auf dem 
jüdischen Friedhof an der 
Oderberger Straße aus dem 
Jahre (5)544 = 1784. 
Übersetzung der 
hebräischen Inschrift von 
Prof. Brocke, 
FU Berlin 

F: Rinnhofer 



TAFEL 4 

Heutige v st raße 
(eh 
ImT en 1. R 

Kreuz 
 `raße) st 

stand au, _,der Hof b.'ice 

e Yuagoge bis 1891 
die alt Synagoge 

Siegel der 
. „Israelitischen 

GemeinNeustad t/E", e 
1$45 a  

Akte 245, Bl. 119 

F: mr013 



.1 TAFEL 5 

Türgitter des Hauses 
Salomon-Goldschmidt-
Straße 617 mit 
„A S"=Alfred Schwarz, 
er betrieb hier einen 
Pferde- und 
Eisenwarenhandel. Von 
1900 - 14 Repräsentant 
und 1915/16 Vor-
standsmitglied der 
Synagogen=Gemeinde 

Hausflur 
Schneiderstraße 14 
Ehem. im Besitz der 
jüdischen Familie 
Schocken, nach der 
„Arisierung" ihres 
Geschäftes wohnte hier 
für kurze Zeit Familie 
Goldschmidt. 

F: Mroß 



TAFEL 6 

Grabstein Siegfried 
Lipschütz auf dem neuen 
jüdischen Friedhof an der 
Freienwalder Straße. 
S. Lipschütz zwischen 
1909 und 1933 
Repräsentant und 
Vorstandsmitglied der 
Synagogen=Gemeinde 

Grabstein des Rabbiner 
Hamburger und seiner 
Frau auf dem neuen 
jüdischen Friedhof an der 
Freienwalder Straße. 
E. Hamburger war von 
1900 - 1925 Prediger der 
Synagogen =Gemeinde 

F: Mroß 



TAFEL 7 

„Restareal des jüdischen 
Friedhofes" an der 
Freienwalder Straße 

F: Mroß 



TAFEL 8 

STAM 
jecriE 
E3kGeV 

Gedenktafel in der 
Goethestraße für die 
1938 abgebrannte 
neue Synagoge 

F: Mroß 






